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Die 1.Republik in Österreich war gekennzeichnet durch mannigfaltige Probleme und 
durch eine Politisierung der Bevölkerung. Die innenpolitische Situation der 1.Republik 
wurde im Laufe der Zeit immer aufgeheizter und politisierter. Dies trug wesentlich zur 
Entstehung und weiteren Entwicklung der Wehrverbände bei, die in weiterer Folge in 
den Dienst der verschiedenen politischen Parteien gestellt wurden und daher in einer 
gewissen Weise als deren “Armee“ fungierten. Die Wehrverbände der unterschiedlichen 
Parteien hielten des Öfteren Versammlungen ab um dem Gegner die Stärke des 
Verbandes zu demonstrieren. Infolgedessen kam es häufig zu Zusammenstößen der 
verschiedenen Verbände untereinander, die manchmal auch Todesopfer forderten. 
 
Ein derartiger Zusammenstoß ereignete sich am 30.Jänner 1927 in der burgenländischen 
Gemeinde Schattendorf. Sowohl die Frontkämpfervereinigung als auch der 
Republikanische Schutzbund hielten dort eine Versammlung ab. Nach einem kurzen 
Zusammenstoß am Bahnhof, der glimpflich endete, passierte das Unglück inmitten des 
Dorfes. Mitglieder der Frontkämpfervereinigung eröffneten das Feuer auf den 
vorbeimarschierenden Zug des Republikanischen Schutzbundes. Neben mehreren 
Verletzten wurden zwei Menschen getötet, ein Kriegsinvalide und ein Kind. 
Der so genannte Schattendorfer Prozess, der im Juli des gleichen Jahres 
stattfand, endete mit einem Freispruch aller Angeklagten. Infolge des Urteils und der 
politisierten Hetze in der Berichterstattung über diesen Prozess demonstrierten am 
Folgetag dem 15.Juli 1927 sehr viele Arbeiter in der Wiener Innenstadt. Diese 
Demonstration steigerte sich zu enormen Unruhen, in deren Verlauf auch der 
Justizpalast in Brand gesteckt wurde. Um der Situation Herr zu werden verübte die 
Polizei mehrere Reiterattacken auf die demonstrierenden Menschen und schlussendlich 
wurde vor dem Justizpalast auch scharf geschossen, um der Feuerwehr die Zufahrt zu 
dem mittlerweile brennenden Justizpalastes zu ermöglichen. Es dauerte lange bis der 
Brand des Justizpalastes gelöscht werden konnte. Die Vernichtung der darin enthaltenen 
Dokumente und Akte führte zu weiteren schwerwiegenden Problemen. 
Die Bilanz der Wiener Unruhen war: 89 Todesopfer und Hunderte von 
Verletzten, wobei niemals eine genaue Anzahl von Verletzten Zivilpersonen ermittelt 
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werden konnte, da diese aus Angst vor einer strafrechtlichen Verfolgung keine Ärzte 
aufsuchten. 
 
Es muss an dieser Stelle aber zugleich festgehalten werden, dass nicht nur der Vorfall in 
Schattendorf und der Ausgang des Schattendorfer Prozesses ausschlaggebend waren für 
den Brand des Justizpalastes. Es kam zuvor schon des Öfteren zu Verhandlungen in 
denen die „Täter“, die schwerwiegender belastet waren als es in diesem Prozess der Fall 
war, freigesprochen wurden. Daher muss der Vorfall in Schattendorf und der Freispruch 
der Angeklagten im Schattendorfer Prozess, im Kontext der Geschichte der 1.Republik, 
als der Tropfen gesehen werden der das Fass schlussendlich zum überlaufen brachte. 
 
 
Es ist insofern notwendig und von großer Bedeutung von dem Ereignis in Schattendorf 
und dem Prozess zu erfahren, da diese Vorkommnisse den Hintergrund für den 
Justizpalastbrand darstellen. Es ist eine unbestrittene Tatsache, dass jeder vom Brand 
des Justizpalastes am 15.Juli 1927 weiß, allerdings ist es nur den wenigsten bewusst, 
warum die Wiener Bevölkerung derart aufgebracht war und in weiterer Folge den 
Justizpalast in Brand setzte. Daher ist es nach Ansicht der Verfasserin notwendig über 
den Hintergrund eines derart wichtigen historischen Ereignisses der 1.Republik 




1.1. Vom Forschungsstand zum Erkenntnisinteresse 
 
Als erstes erfolgt nun die Auseinandersetzung mit dem aktuellen Forschungsstand über 
den Vorfall in Schattendorf, den darauf folgenden Prozess und den Brand des 
Justizpalastes um einen Überblick über die vorhandene Literatur zu bekommen. 
 
Es gibt hauptsächlich Literatur die sich mit diesem Thema aus rein historischer Sicht 
befasst, wobei ebenso die politische Situation Österreichs zu dieser Zeit eingehend 
betrachtet wird. Es existiert ebenso viel an einschlägiger Literatur über die Ereignisse, 
allerdings ist keine kommunikationswissenschaftliche Studie vorhanden die sich 
explizit mit den für diese Arbeit relevanten Ereignissen beschäftigt. Die 
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wissenschaftliche Lektüre die vorhanden ist besteht ausschließlich aus Diplomarbeiten 
oder Dissertationen, die sich mit Schattendorf, dem Justizpalastbrand oder allgemeiner 
mit dem Jahr 1927 beschäftigen. 
 
Die Diplomarbeit von Franz Oeller aus dem Jahr 1952 mit dem Titel „Seipel, der 15.Juli 
1927 und die Wiener Presse“ widmet dem Vorfall in Schattendorf, dem Prozess und 
dem Justizpalastbrand jeweils eigene Kapitel in denen der Autor versucht eine objektive 
Darstellung nachzuzeichnen und diese anhand von Pressemeinungen untermauert. Im 
Rahmen dieser Arbeit wird die innenpolitische Situation der Ersten Republik und die 
politischen Parteien zwar genauer erläutert, allerdings bildet die Massenpsychologie den 
theoretischen Rahmen, da der Autor der festen Überzeugung ist, dass eine 
Massenpsychose der Bevölkerung den Brand des Justizpalastes verursacht hat. Diese 
These der Massenpsychose wird mit Artikeln der von ihm untersuchten Zeitungen 
untermauert. Es ist anzumerken, dass der Autor im Zusammenhang mit den drei 
Ereignisse nicht die gleichen Zeitungen dazu verwendet werden, sondern das Material 
willkürlich variiert. Da die Verfasserin die These einer Massenpsychose nicht teilt und 
die willkürliche Auswahl der Zeitungen für wissenschaftlich nicht korrekt erachtet, 
beschränkt sich die Verwendbarkeit dieser Diplomarbeit auf Hinweise für die weitere 
Literaturbeschaffung. 
 
Eine Arbeit, die den Vorfall in Schattendorf, den darauf folgenden Prozess und den 
Brand des Justizpalastes anhand veranschaulichender Zeitungsausgaben aus rein 
historischer Sicht betrachtet und die Politik als wesentlichen und diese Ereignisse 
verursachenden Faktor benennt, ist die Diplomarbeit von Karin Masek1. 
 
 
Nachdem sich gezeigt hat das die bisherigen Arbeiten entweder aus rein historischer 
Sicht auf den Vorfall in Schattendorf und seine Nachwirkungen eingehen oder die 
politische Komponente besonders hervorgehoben wird, besteht das Erkenntnisinteresse 
der vorliegenden Magisterarbeit darin zu erfahren wie in den hier untersuchten 
Zeitungen über den Vorfall in Schattendorf, den Schattendorfer Prozess und den 
Justizpalastbrand berichtet und wie viel Bedeutung ihnen zugemessen wird. Untersucht 
wird inwiefern sich Unterschiede zwischen der Berichterstattung der „Christlichsozialen 
                                                 
1
 Karin Masek, Schattendorf und der Justizpalastbrand 1927 im Spiegel der Wiener Tagespresse. Dipl.-
Arb., Wien: 2004 
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Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 
über die drei Ereignisse ergeben. Anhand der Berichterstattung in diesen drei 
verschiedenen Zeitungen wird analysiert ob sich politische Tendenzen bemerkbar 
machen, ob also die Zeitungen objektiv beziehungsweise politisch unabhängig berichten 
und in weiterer Folge auch ob in der Berichterstattung verschiedene Standpunkte 
berücksichtigt werden. Neben der Art und Weise der Berichterstattung ist der Umfang 
in dem diese Zeitungen über den Vorfall in Schattendorf, den Schattendorfer Prozess 
und den Justizpalastbrand berichten von großem Interesse, da sich anhand dessen 
Rückschlüsse darauf ziehen lassen wieviel Bedeutung den Ereignissen zugeschrieben 
wird. 
Das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit besteht demnach darin herauszufinden wie 
genau (Art und Weise) und in welchem Umfang die Zeitungen über die einzelnen 
Ereignisse berichten. Dies wird vor dem geschichtlichen Hintergrund und den 
spezifischen Forschungsfragen mithilfe einer historischen Inhaltsanalyse untersucht und 






Das Interesse der vorliegenden Arbeit besteht daher in der Analyse wie und in welchem 
Umfang über die Ereignisse in den Zeitungen berichtet wird.  
 
Die Kernfragen dieser Magisterarbeit sind daher folgende: 
1. Ist der Umfang der Berichterstattung in der „Christlichsozialen Arbeiter-
Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen 
Zeitung“ über den Vorfall in Schattendorf zunächst nur klein und kommt 
es erst im Laufe der nachfolgenden Ereignisse (Schattendorfer Prozess und 
Justizpalastbrand) zu einer stärkeren / intensiveren Berichterstattung? 
 
2. Ist die Art und Weise der Berichterstattung in der „Christlichsozialen 
Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ durch Parteinamen auf der Seite gekennzeichnet, 
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Nun folgen die genauen Forschungsfragen, unterteilt in die Zugehörigkeit zu den 
jeweiligen Ereignissen, die anschließend jeweils anhand der drei Zeitungen 
(„Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“, „Neue Freie Presse“ und „Wiener Allgemeine 
Zeitung“) analysiert werden. 
 
 
Vorfall in Schattendorf: 
 Wird der Vorfall in Schattendorf allgemein verurteilt? 
 Werden die Gebrüder Tscharmann und Johann Pinter von den Zeitungen 
vorverurteilt? 
 Gibt es Anschuldigungen gegen den Republikanischen Schutzbund oder die 
Frontkämpfervereinigung? 





 Werden in der Prozessberichterstattung alle Aussagen berücksichtigt und ist 
somit eine Ausgewogenheit gewährleistet? 
o Wird nur die Seite der Prozessbeteiligten berücksichtigt? 
 Gibt es während des Prozesses schon Kritik an seiner Durchführung? 
 Werden während des laufenden Prozesses explizit Konsequenzen gefordert bzw. 
verlangt? 
 Wird Kritik am Ausgang des Prozesses geübt? 








 Wird der Prozessausgang als unmittelbarer Grund für das in Brand stecken des 
Justizpalastes benannt? 
 Werden andere Gründe genannt? 
 Wird eine genaue Darstellung über den Ablauf der Ereignisse veröffentlicht? 
 Werden die Unruhen von den Zeitungen verurteilt? 
 Werden die Unruhen als berechtigte bzw. verständliche Reaktion auf das 
Schattendorfer Urteil angesehen? 
 Von welchen Institutionen / Parteien gibt es Stellungnahmen zu den 
Vorkommnissen des 15.Juli? 
 Wird der Berichterstattung der Zeitungen eine Mitschuld an dem 
Justizpalastbrand zugewiesen? 
 Wenn es Schuldzuweisungen gibt zum Brand des Justizpalastes: Von welcher 
Seite wird welchen Parteien oder Journalisten eine Schuld zugewiesen? 
 Gibt die Berichterstattung Hinweise darüber wie der Brand des Justizpalastes 
hätte verhindert werden können? 
o Zeigt die Berichterstattung politische Maßnahmen auf, die den Brand 




1.3. Zum Aufbau der Arbeit 
 
Im folgenden Kapitel wird die theoretische Grundlage, der Journalismus, eingehend 
betrachtet. Zuerst wird genauer auf den Begriff der journalistischen Qualität 
eingegangen um sodann die Qualitätskriterien nach Rager genauer zu betrachten. Das 
nächste Unterkapitel erläutert die Unterschiede die sich zwischen dem Journalismus an 
sich und seiner speziellen Ausprägung – dem Parteijournalismus - ergeben. Ein weiteres 
Unterkapitel beleuchtet den Lokaljournalismus beziehungsweise die 
Lokalberichterstattung und die Funktionen die diese für das gesellschaftliche System zu 
erbringen hat genauer. Danach erfolgt eine allgemeine medienhistorische Betrachtung 
der Gerichtsberichterstattung, um sodann explizit auf die Gerichtsberichterstattung in 
der 1.Republik eingehen zu können. 
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Das dritte Kapitel ist der historischen Grundlage dieser Arbeit, also der Situation der 
1.Republik gewidmet. Neben den allgemeinen Daten über die Gründung der Republik 
und der Weiterentwicklung zu einer demokratischen Republik, werden die 
gesellschaftlichen Entwicklungen, die innenpolitische Lage und die Presse der 
1.Republik einer eingehenden Betrachtung unterzogen. 
 
Das vierte Kapitel beschäftigt sich mit den Wehrverbänden der 1.Republik, allen voran 
mit dem Republikanischem Schutzbund und der Frontkämpfervereinigung, da diese von 
wesentlicher Bedeutung für die vorliegende Magisterarbeit sind. 
 
Das Hauptaugenmerk des fünften Kapitels liegt in der Beschreibung der Ereignisse die 
dieser Arbeit zu Grunde liegen, also des Vorfalls in Schattendorf, des Schattendorfer 
Prozesses und des Justizpalastbrandes. 
 
Das sechste Kapitel dient der Vorstellung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der 
„Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“, während sich das siebte 
Kapitel eingehender mit dem Untersuchungszeitraum und dem Untersuchungsmaterial 
beschäftigt. 
 
Die angewendeten Methoden dieser Arbeit und die Schwierigkeiten die sich bei einer 
Inhaltsanalyse historischer Texte ergeben werden im achten Kapitel erläutert.  
 
Die Analyse der Berichterstattung in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der 
„Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ ist der Inhalt des 
neunten Kapitels. Darin werden die einzelnen Analyseschritte erklärt und die 
Kategorienbildung vorgenommen. Abschließend erfolgt die Auswertung und 
Interpretation der Analyseergebnisse. 
 
Das abschließende zehnte Kapitel beinhaltet die Zusammenfassung der 





Anschließend an das Literatur- und Quellenverzeichnis finden sich sowohl das 
Tabellen-, das Grafik- und auch das Abbildungsverzeichnis. Im Anschluss daran finden 
sich im Anhang erstens eine genaue Auflistung der untersuchten Berichterstattung 










Der Journalismus ist der wesentliche Bestandteil der vorliegenden Arbeit, da die 
Berichterstattung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ 
und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ hinsichtlich der Ereignisse (Vorfall in 
Schattendorf, Schattendorfer Prozess und Justizpalastbrand) untersucht wird. 
 Anfangs sollen nun genauer der Begriff der journalistischen Qualität und die 
Qualitätskriterien nach Rager erörtert werden. Die Auseinandersetzung mit dem 
Politikjournalismus, als spezielle Ausprägung des Systems Journalismus, erfolgt im 
nächsten Unterkapitel. Danach liegt das Hauptaugenmerk dieses Kapitels in der 
Betrachtung der Lokalberichterstattung und deren Funktionen für das gesellschaftliche 
System, sowie in der Betrachtung der Gerichtsberichterstattung. Letzteres erfolgt zuerst 
medienhistorisch um danach genauer auf die Gerichtsberichterstattung der 1.Republik 




2.1. Der Begriff der journalistischen Qualität 
 
„Qualität im Journalismus definieren zu wollen, 
gleicht dem Versuch, einen Pudding an die Wand zu nageln.“ 
(Stephan Ruß-Mohl) 
 
Die journalistische Qualitätsdebatte existiert seitdem Zeitungen regelmäßig produziert 
wurden und bewegt sich bis heute im Spannungsfeld zwischen den medialen 
Erscheinungsformen einerseits und den jeweiligen Erwartungen und Bewertungen mit 
denen man den Zeitungen gegenübertritt.2 
 
Es ist allgemein bekannt das der Qualitätsbegriff einem stetigen Wandel unterworfen 
ist. Mit diesem Wandel einher gehen technologische und inhaltliche / redaktionelle 
Entwicklungen, da auch das System Journalismus dem allgemeinen gesellschaftlichen 
Wandel und dem damit verbundenem Wertewandel unterliegt. Es ändert sich 
                                                 
2
 Vgl. Wilke, Jürgen: Zur Geschichte der journalistischen Qualität. 2003, S. 35 - 36 
17 
infolgedessen sowohl der allgemeine Qualitätsbegriff als auch dessen Kriterien. Daher 
wird laut Rager Qualität nie mit einmal festgelegten Normen überprüfbar sein.3 
In demokratischen Gesellschaften müssen die Medien eine Vorgabe erfüllen, sie 
müssen vielfältig sein, also eine Vielfalt an Themen und Meinungen für den 
demokratischen Diskurs anbieten. Speziell die publizistische Vielfalt gilt als 
Voraussetzung für die freie Meinungsbildung, die wesentlich zum Funktionieren einer 
demokratischen Gesellschaft beiträgt. Diese Vielfalt ist gewährleistet wenn die Medien 
den Raum bereitstellen in dem alle relevanten (Interessens-) Gruppen und Meinungen 
geäußert werden können. Um diese publizistische Vielfalt zu sichern, hat das System 
Journalismus eigene journalistische Standards eingeführt, sich professionalisiert und 
sich um eine qualitative Produktion bemüht.4 
 
Der Versuch journalistische Qualität stetig definieren zu wollen birgt enorme 
Schwierigkeiten, da es zum einen nicht den einen Qualitätsmaßstab geben kann und sich 
zum anderen die Qualitätsanforderungen mit dem gesellschaftlichen Wandel verändern. 
Es müsste vielmehr für die verschiedenen Journalismusarten jeweils speziell darauf 
abgestimmte Qualitätsanforderungen geben.5 
 
Schatz und Schulz entwickelten aus der normativen Grundlage von Gesetzestexten der 
Mediengesetzgebung fünf zentrale Qualitätskriterien (Vielfalt, Relevanz, 
Professionalität, Akzeptanz und Rechtmäßigkeit). Die Grundlage bildeten also die von 
außen für den Journalismus festgesetzten Ansprüche und Kriterien. 
Im Gegensatz dazu geht Rager bei seiner Entwicklung journalistischer 
Qualitätskriterien von einer Selbstregulierung des Systems Journalismus aus und sieht 
das Vielfaltskonzept nur als normativen Rahmen.6 
 
 
Das nachfolgende Unterkapitel widmet sich nun genauer den von Rager aufgestellten 
Qualitätskriterien für das System Journalismus. 
 
 
                                                 
3
 Vgl. Rager, Günter: Dimensionen der Qualität. 1994, S. 206 
4
 Vgl. Ebd., 1994, S 191 - 192 
5
 Vgl. Chmelir, Wolfgang: Neuer Regionalismus – Neuer Lokaljournalismus?. 1996, S. 60 
6
 Vgl. Rager, Günter: Dimensionen der Qualität. 1994, S. 195 
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2.1.1. Die vier Dimensionen von Qualität nach Rager (Qualitätskriterien) 
 
Günter Rager hält die nachfolgenden vier Dimensionen für angemessen um die Qualität 
journalistischer Produkte zu beschreiben und zu beurteilen. Er merkt allerdings an, dass 









Dies ist die zentrale Dimension des journalistischen Handelns, da der Journalismus 
Informationen generell hinsichtlich deren Aktualität weiterverarbeitet und sich dadurch 
von anderen gesellschaftlichen Systemen unterscheidet. Demnach ist das Herstellen von 
Aktualität der erste Filter der journalistischen Verarbeitung. Die Dimension Aktualität 
ist zeitlich bestimmt, denn aktuell ist alles was zwischen zwei Zeitungsausgaben 
passiert. In diesem Fall lässt sich die Qualität der Berichterstattung daran überprüfen 
wie schnell das Medium auf ein Ereignis / Thema reagiert, denn je schneller ein solches 
in der Berichterstattung aufgegriffen wird, desto besser schneidet es in der 
Qualitätsbewertung ab. Neben dieser „Tagesaktualität“ gibt es aber auch die so 
genannte latente Aktualität. Latent aktuelle Themen sind solche die schon des längeren 
existieren aber bislang keine Aufmerksamkeit erfuhren, zum Beispiel soziale Probleme. 
Die Qualität eines Mediums in Bezug auf latent aktuelle Themen bemisst sich daran wie 
gut es gelingt einen plausiblen / nachvollziehbaren Gegenwartsbezug herzustellen.8 
 
Relevanz 
In der Dimension der Relevanz geht es um die Bedeutsamkeit selbst. Journalisten 
bewerten ständig die Relevanz von Informationen und / oder Themen, somit ist jede 
journalistische Auswahl (Selektion) mit Entscheidungen über die Relevanz und die 
Aktualität verbunden, denn weiterverarbeitet werden als neu und wichtig eingestufte 
Informationen. Qualität zeigt sich in dieser Dimension durch eine möglichst 
                                                 
7
 Vgl. Rager, Günter: Dimensionen der Qualität. 1994, S. 195 
8
 Vgl. Ebd., 1994, S. 196 - 197 
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unwillkürliche und zuverlässige Auswahl. Orientierung bei der Auswahl von 
Nachrichten geben Programme, wie zum Beispiel die entwickelten Nachrichtenwerte, 
die als Bewertungsmaßstab für die Relevanz dienen. Rager betont, dass jede 
journalistische Auswahl mit Relevanzentscheidungen verbunden ist. Die Relevanz hat 
eine weitere wichtige Rolle, da sie ausschlaggebend für die Intensität der 
Berichterstattung über ein Thema ist. Besteht eine hohe Relevanz für ein Ereignis ist die 
Wahrscheinlichkeit das detaillierte Hintergrundberichte dazu veröffentlicht werden und 
der Artikel eine dementsprechende Aufmachung und Plazierung in der Zeitung erhalten 
wird, viel größer als bei einem „uninteressantem“ / nicht relevantem Thema.9 
 
Richtigkeit 
Mit der Dimension der Richtigkeit meint Rager vor allem die sachliche Richtigkeit und 
führt aus, dass diese Dimension die schon reduzierte Version der ursprünglichen 
Forderung nach Wahrheit ist. Der allgemeinen Forderung Medien müssten Ereignisse / 
Nachrichten wahrheitsgemäß, exakt und objektiv nachbilden, kann einfach nicht 
nachgekommen werden, da jede Art der Selektion / Auswahl zu einem gewissen Anteil 
subjektiv erfolgt und somit nie den Geltungsanspruch nach Objektivität erfüllen kann. 
Rager ist der Ansicht, dass inzwischen von sachlicher Richtigkeit und von subjektiver 
Wahrhaftigkeit die Rede ist. Das System kommt dieser Forderung nach, indem es sich 
bemüht eine intersubjektive Nachprüfbarkeit der Fakten zu ermöglichen. Demnach 
muss fehlerfrei und ohne logische Widersprüche berichtet werden, unter 
Berücksichtigung unterschiedlicher Meinungen. Um Richtigkeit und Zuverlässigkeit 
erreichen zu können sind gründliche Recherchen, Gegenrecherchen aus mehreren 
Quellen und verschiedenen Blickwinkeln, sowie größtmögliche Quellentransparenz 
unverzichtbar. Darin besteht auch die journalistische Sorgfaltspflicht, deren Verstöße 
geahndet werden. Rager stellt noch nachdrücklich fest das auch (intensive) Recherche 
nie die sachliche Richtigkeit von Informationen garantieren kann.10 
 
Vermittlung 
Der Dimension der Vermittlung kommt im System Journalismus eine große Bedeutung 
zu, denn die Primärfunktion von Journalismus ist das Herstellen von Öffentlichkeit für 
ein Thema und dies kann der Journalismus laut Rager nur in einem permanenten 
Vermittlungsvorgang. Es geht hierbei nicht um die technische Vermittlung von 
                                                 
9
 Vgl. Rager, Günter: Dimensionen der Qualität. 1994, S. 198 
10
 Vgl. Ebd., 1994, S. 199 - 201 
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Informationen, man muss gegenseitige Bezüge zwischen dem Kommunikator und dem 
Publikum herstellen und Kommunikationsbeziehungen aufbauen. Journalismus muss 
nicht nur Themen bereitstellen, er muss es auch schaffen dafür Aufmerksamkeit zu 
erlangen und dem Publikum die Relevanz des Themas zu verdeutlichen / vermitteln. 
Um dieser Vermittlung gerecht zu werden muss das angemessene journalistische Genre 
gewählt werden und dieses dementsprechend umgesetzt werden, die Darstellung 
verständlich sein und das Publikum zielgruppengerecht angesprochen werden.11 Die 
Qualität der Vermittlungsdimension wird demnach laut Rager daran gemessen „wie gut 





2.2. Der Politikjournalismus / Parteijournalismus 
 
Da die Zeitungen, die in dieser Arbeit untersucht werden, politisch orientiert sind, folgt 
nun eine kurze Betrachtung des Politik- oder auch Parteijournalismus. 
 
 
Journalisten informieren und berichten über politische Ereignisse, kommentieren diese, 
wirken demnach meinungsbildend und stellen dadurch erst Öffentlichkeit für diese 
politischen Themen her. 
Es ist somit unbestreitbar, dass in modernen Gesellschaften erst die Presse eine 
Öffentlichkeit für politische Themen / Entscheidungen / Prozesse herstellt. 
 
Infolgedessen muss der Politikjournalismus spezielle Funktionen beziehungsweise 
Leistungen für das politische System der Gesellschaft erbringen. Die zentralste Leistung 
ist das Herstellen von Öffentlichkeit, da damit politische Entscheidungsprozesse 
transparent gemacht werden. Mit der Erklärung politischer Prozesse oder Ereignisse und 
der Diskussion verschiedener Meinungen beziehungsweise Standpunkte darüber, 
gewährleistet der Politikjournalismus die Meinungsbildung. Neben der Vereinfachung 
politischer Geschehnisse, um den Bürgern die Sachverhalte näher bringen zu können, 
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 Vgl. Rager, Günter: Dimensionen der Qualität. 1994, S. 202 
12
 Ebd., 1994, S. 202 
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spielt vor allem die Transparenz eine wichtige Rolle, da sie die Voraussetzung für die 
Einbindung und Teilnahme des einzelnen Bürgers an der Politik ist. Der 
Politikjournalismus sollte auch imstande sein der verlangten Kritik- und 
Kontrollfunktion nachzukommen, dazu muss allerdings eine politische Unabhängigkeit 
des Mediums bestehen.13 
 Die genaue Auflistung und Erklärung der politischen Funktionen 
beziehungsweise Leistungen, die auch der Politikjournalismus erfüllen sollte, findet sich 
im nachfolgenden Kapitel „Lokaljournalismus“ (siehe Unterkapitel 2.2.1.3). 
 
 
Durch den publizistischen Kampf um die Freiheit der Presse, den die Journalisten 
geführt haben, haben sie als Akteure direkt an Auseinandersetzungen teilgenommen und 
mit ihren Stellungnahmen auch gesellschaftliche Veränderungen bewirkt. Erst 
infolgedessen ist der Politikjournalismus als erstzunehmender politischer Faktor im 
gesellschaftlichen System anerkannt worden.14  
 
Dieser Politikjournalismus lässt sich am Besten an der Parteipresse der 1. Republik 
erklären. Diese Parteipresse war instrumentalisiert durch die verschiedenen politischen 
Parteien. Sie diente als Sprachrohr der Partei, betrieb politische Propaganda und 
denunzierte den politischen Gegner. Die Berichterstattung in dieser Parteipresse war 
gekennzeichnet durch einen aggressiven, radikalen und herabwürdigenden Schreibstil, 
der wesentlich zur Verschärfung der politischen Situation der 1. Republik beitrug.15 
 Die Politikberichterstattung verbreitete demnach die ideologischen Leitsätze und 
Ziele der Partei, die die jeweilige Zeitung unterstützte. Die alltäglichen Geschehnisse 
wurden dazu verwendet spezielle Ziele oder Forderungen der jeweiligen Partei zu 
bestätigen oder zu untermalen, um somit dem Leser die Notwendigkeit der Forderungen 
vor Auge zu führen. 
 
Speziell den Gerichtsteil der Parteipresse betreffende Informationen, finden sich in dem 
Kapitel „Die Gerichtsberichterstattung in der Parteipresse“ (2.3.1.4.). 
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 Vgl. Burkart, Roland Kommunikationswissenschaft. 2002, S. 390 - 396 
14
 Vgl. Zimmermann, Clemens: Politischer Journalismus, Öffentlichkeiten und Medien im 19. und 
20.Jahrhundert. 2006, S. 10 
15
 Vgl. Stadler, Matthias Michael: Die Situation der Presse in der Ersten Republik. 1990, S. 29 
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2.3. Die Lokalberichterstattung / Der Lokaljournalismus 
 
Da sich ein wesentlicher Teil der vorliegenden Arbeit mit der Berichterstattung über den 
Vorfall in Schattendorf und den Justizpalastbrand beschäftigt, spielt der 
Lokaljournalismus beziehungsweise die Lokalberichterstattung eine große Rolle. Aus 
diesem Grund folgt nun eine genaue Betrachtung der Funktionen die der 




2.3.1. Funktionen des Lokaljournalismus für das gesellschaftliche System 
 
Die Massenmedien erfüllen vielfältige Funktionen für das gesellschaftliche System, also 
das soziale, das politische und das ökonomische Subsystem. Es handelt sich hierbei 
genauer gesagt um die Leistungen die von den Massenmedien und somit auch vom 
Journalismus für die Gesellschaft erbracht werden. Diese Funktionen bzw. Leistungen 
treffen alle auch auf den Lokaljournalismus zu, denn hierbei spielt sich alles auf 
regionaler beziehungsweise lokaler Ebene ab und nicht auf der Landes- oder 
Bundesebene. 
 
Man darf nicht vergessen, dass die nachfolgenden Funktionen die die Massenmedien, 
somit auch der Journalismus und in weiterer Folge auch der Lokaljournalismus erfüllen 




2.3.1.1. Die Informationsfunktion 
 
Die grundlegendste Leistung des Journalismus und demnach auch des 
Lokaljournalismus ist die Informationsfunktion. Diese Informationsfunktion kann nicht 
eindeutig in die gesellschaftlichen Subsysteme (soziales, politisches und ökonomisches 
System – werden im folgenden noch genauer behandelt) eingeordnet werden, da sie 
diese Leistung für alle drei Subsysteme erbringen muss. Diese Leistung besteht darin 
Informationen, also informative Mitteilungen, zu übermitteln die es ermöglichen den 
23 
subjektiven Erkenntnisstand des Empfängers zu erweitern. Der Rezipient muss durch 
die Berichterstattung in der Lage sein können seine Unkenntnis in speziellen 
Angelegenheiten zu beseitigen, oder zumindest zu reduzieren. Hierbei darf nicht 
vergessen werden, dass der Informationsgehalt sich verändern kann – was für eine 
Person etwas Neues ist, kann für eine andere schon längst bekannt sein. Der neu 
geschaffene Zusammenhang von Bekanntem ist ebenso als Information zu bezeichnen.16 
Informationen können laut Burkart auf zweierlei Arten gewonnen werden. 
Einerseits durch die Primärerfahrungen, dass sind die eigenen Erlebnisse im direkten 
Umgang mit den jeweiligen Dingen über die Unkenntnis herrscht, oder über 
Sekundärerfahrungen. Letztere beseitigen die Unkenntnis über Dinge durch 
Kommunikation darüber ohne selbst mit ihnen in Kontakt zu treten. Die massenmedial 
vermittelten Informationen sind Sekundärerfahrungen, da die Massenmedien uns 
Erfahrungen aus „zweiter Hand“ liefern. Die Informationsfunktion ermöglicht den 
Menschen Kenntnis von Ereignissen zu erlangen von deren Existenz die Mehrheit der 
Bevölkerung nichts wusste, da die Erlebbarkeit dieser Dinge außerhalb ihrer 
Möglichkeiten stattfand. Diese unerlebbaren Dinge werden der Bevölkerung durch die 
Informationsleistung der Medien näher gebracht.17 
An die massenmedial vermittelten Informationen werden allerdings auch 
Forderungen nach Vollständigkeit, Objektivität und Verständlichkeit gestellt um einen 
angemessenen Informationsgehalt sicherzustellen. Die Forderung nach Vollständigkeit 
ist, nach Ansicht der Verfasserin, problematisch zu bewerten, da es einem einzelnen 
Medium sicherlich nicht gelingen wird einen Gegenstand in jeder möglichen Hinsicht 
zu durchleuchten und darüber zu berichten. Ein einzelnes Medium wäre damit auch 
schier überfordert. Erschwerend kommt die Tatsache hinzu, dass sich oft erst mit der 
Herstellung eines Bezuges zu den Menschen und deren Situation die / eine konkrete 
Bedeutung des Gegenstandes ergibt. Die Forderung nach Objektivität ist sehr 
zwiespältig, da es diese in einer vollkommenen Form nie geben kann. Alleine die 
Beobachtung oder Darstellung eines Geschehens erfolgt unter den subjektiven 
Gesichtspunkten des Beobachters und die weitere Verarbeitung in den 
Nachrichtenredaktionen ist ebenso subjektiv, da eine Auswahl, Platzierung und 
Formulierung vorgenommen wird. Infolgedessen kann man sich der Objektivität nur 
annähern indem man einen Gegenstand / ein Geschehen aus möglichst vielen 
verschiedenen Blickwinkeln betrachtet. Der Forderung nach Verständlichkeit können 
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 Vgl. Burkart, Roland: Kommunikationswissenschaft. 2002, S. 402 - 403 
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 Vgl. Ebd., 2002, S. 404 - 406 
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massenmedial vermittelte Nachrichten insofern nachkommen, als das sie über die 
Ereignisse so berichten, dass auch Bürger ohne sachliche Vorkenntnis dem Bericht 
folgen und ihn verstehen können.18 
 
 
2.3.1.2. Die sozialen Funktionen 
 
Neben der Informationsfunktion müssen die Massenmedien und infolgedessen der 
Journalismus zudem spezielle Leistungen in dem sozialen Subsystem erbringen. Diese 
Leistungen sind: Sozialisation, soziale Orientierung, Rekreation (Unterhaltung und 
Eskapismus) und Integration des Einzelnen in das Gesellschaftssystem. 
„Die sozialen Funktionen meinen all jene Leistungen der Massenmedien, die 
diese im Hinblick auf die gesellschaftliche Umwelt als soziales System erbringen bzw. 
erbringen sollen.“19  
 
Sozialisation durch die Massenmedien erfolgt laut Ronneberger zweifach – einerseits 
vermitteln die Massenmedien Leitbilder, Werte und Normen und andererseits vermitteln 
sie Denkformen und Verhaltensweisen um ein Leben in komplex organisierten 
gesellschaftlichen Systemen zu ermöglichen. An dem ersten Sozialisationsfall sind an 
erster Stelle verschiedene Institutionen beteiligt (Familie, Schule, Kirche, direkte 
Umwelt), während der zweite Fall typischerweise von den Massenmedien übernommen 
wird. Massenmedien fördern das Erlernen von „Überlebenstaktiken und -fähigkeiten“ in 
komplexen Gesellschaftssystemen, gemeint ist hier zum Beispiel die Fähigkeit mit 
unzähliger Information fertig zu werden, Toleranz Andersdenkenden gegenüber zu 
haben oder auch Auseinandersetzungen in „normalen Bahnen“ zu führen.20 
 
Eine weitere Leistung die von den Massenmedien erbracht wird ist die soziale 
Orientierung. Sie besteht darin, uns mit Details zu versorgen die uns helfen uns in der 
immer unüberschaubarer werdenden Umwelt zu orientieren und zurechtzufinden. 
Massenmedien bieten die Möglichkeit zum Ausgleich des Mangels primärer sozialer 
Kontakte und Erfahrungen und leisten Hilfe bei der Lösung von Problemen. Dem, durch 
die vielfältigen Erfahrungsmöglichkeiten in komplexen Gesellschaften bedingten, 
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 Vgl. Burkart, Roland: Kommunikationswissenschaft. 2002, S. 407 - 411 
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 Ebd., 2002, S. 383 
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 Vgl. Ebd., 2002, S. 385 
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Verlust der Gemeinsamkeit wirken die Massenmedien entgegen indem sie versuchen 
durch ihre soziale Orientierungsfunktion einen Teil dieses Gemeinschaftsgefühles und 
des gemeinschaftlichen Erlebens und Handelns zurückzubringen.21 
Die Hauptleistung des Lokaljournalismus ist demnach innerhalb der 
Bevölkerung das Bewusstsein zu schaffen, dass alle gleichberechtigt in die 
gesellschaftlichen Teilbereiche integriert sind. Durch die Lokalberichterstattung wird 
dem Einzelnen die Möglichkeit dargebracht am lokalen gesellschaftlichen Leben 
teilzunehmen.22 
 Dies geschieht heutzutage zum Beispiel durch Gemeindezeitungen oder hier in 
Wien durch die Bezirksblätter und –Zeitungen. Die darin enthaltenen Informationen 
sind speziell dem jeweiligen Bezirk zugeordnet und enthalten alles was darin wichtig 
erscheint. Es ist egal ob es sich hierbei um Veranstaltungen des Bezirkes handelt oder 
um Informationen die den Bezirk direkt betreffen wie zum Beispiel der Aus- oder 
Umbau von Parkanlagen. Das wichtigste Kriterium ist die Lokalität und das daraus 
entstehende lokale Engagement das durch die Lokalberichterstattung gefördert wird. 
 
Eine weitere soziale Funktion der Massenmedien ist die Rekreationsfunktion 
(Unterhaltung und Eskapismus), die alle Bemühungen der Medien beinhaltet dem 
menschlichen Bedürfnis nach Ablenkung, Zerstreuung und Entlastung gerecht zu 
werden. Das vielfältige mediale Angebot kann zu Unterhaltung, Erholung und 
Entspannung beitragen, aber auch Fluchttendenzen (Eskapismus) unterstützen. Bei 
letzterem wird das mediale Angebot genutzt um aus der eigenen Wirklichkeit zu fliehen 
und die alltäglichen Sorgen des realen Lebens zu vergessen.23 
 
Die letzte soziale Funktion die die Massenmedien erfüllen, ist die Funktion der 
Integration. Die Gefahr der so genannten Desintegration (Auseinanderklaffen der 
Gesellschaft), die durch die Ausdifferenzierung der Gesellschaft entstanden ist, kann 
nur durch massenmedial vermitteltes Herstellen von Integration bewältigt werden. Die 
Medien müssen durch ihre Berichterstattung ein Gefühl der Zugehörigkeit und 
Gemeinschaftlichkeit hervorrufen und eine Identifikation mit der Gemeinschaft 
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 Vgl. Burkart, Roland: Kommunikationswissenschaft. 2002, S. 386 
22Vgl. Chmelir, Wolfgang: Neuer Regionalismus – Neuer Lokaljournalismus. 1996, S. 73 
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 Vgl. Burkart, Roland: Kommunikationswissenschaft. 2002, S. 387 
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ermöglichen. Massenmedien haben eine integrative Wirkung wenn sie Gesprächsstoffe 
bieten über die jeder mitreden kann. 24 
Der lokalen Berichterstattung kommt die Aufgabe zu den Bürgern 
Möglichkeiten aufzuzeigen sich am gesellschaftlichen Leben vor Ort zu beteiligen. Dies 
kann  auf fünf lokal sehr eng zusammenhängenden Ebenen geschehen: Ankündigungen 
lokaler / regionaler Veranstaltungen, Vereinsberichterstattung, lokale 
Sportberichterstattung, lokale Kulturberichterstattung und Personalia. Der 
Lokaljournalismus spielt damit eine wichtige Rolle für die Integration in das lokale 
Umfeld und fördert gleichzeitig das Gemeinschaftsgefühl.25 
 
 
2.3.1.3. Die politische Funktion 
 
Der Journalismus muss auch politische Funktionen für das gesellschaftliche System 
erbringen. Diese so genannten politischen Funktionen beinhalten alle Leistungen die der 
Journalismus hinsichtlich des politischen Systems der Gesellschaft erbringt. Die 
folgenden Leistungen beziehen sich demnach auf ein demokratisch organisiertes 
politisches System26 und sind: Herstellen von Öffentlichkeit, Artikulation, politische 
Sozialisation, politische Bildung und Kritik- und Kontrollfunktion. 
 
Eine zentrale politische Funktion des Journalismus und daher ebenso des 
Lokaljournalismus ist das Herstellen von Öffentlichkeit und die damit entstehende 
Transparenz politischer Entscheidungsprozesse. Speziell der Lokaljournalismus sollte 
politischer Prozesse transparent machen und deren Auswirkungen auf einzelne Bürger 
thematisieren. 
Der Journalismus, der Öffentlichkeit selbst erschafft, muss Informationen durch 
seinen Kommunikationskanal öffentlich (d.h. für alle öffentlich und frei zugänglich) 
machen. In einer Demokratie sind politische Entscheidungen nur dann legitim, wenn sie 
der Ausdruck des öffentlichen Willens des Großteils der Bevölkerung sind. Um eine 
solche Willensbildung zu ermöglichen, müssen die politischen Prozesse erklärt werden 
und Meinungen / verschiedene Standpunkte diskutiert werden. Das wird durch die vom 
Journalismus gelieferten Informationen möglich gemacht, denn durch das öffentlich 
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machen der politischen Programme, der jeweiligen Absichten und Ziele, können alle die 
an einem politischen Prozess beteiligt sind, in Kommunikation miteinander treten. Die 
Massenmedien machen gesellschaftliche Konflikte öffentlich und damit für die 
Bevölkerung durchschaubar.27 
Die Zusammenhänge in dem lokalen System einer Gemeinde zum Beispiel sind 
mittlerweile auch schon so komplex geworden, dass durch direkte Kommunikation der 
Menschen untereinander keine Bewältigung der Unüberschaubarkeit der 
vorherrschenden Verhältnisse stattfinden kann.28 
 
Die so genannte Artikulationsfunktion der Massenmedien besteht darin dass sie „als 
Sprachrohr für alle demokratisch akzeptablen Parteien, Verbände und 
Interessengruppen fungieren (bzw. zu fungieren haben).“29 Es muss daher jeder 
einzelne mit seiner Meinung / Vorstellung vertreten sein damit die Massenmedien zum 
einen die vorhandene Meinungsvielfalt abbilden und zum anderen diese dann auch 
verringern können. In dieser Hinsicht kommt den Massenmedien bzw. genauer gesagt 
den Journalisten eine Vermittlerfunktion zu, da sie die Meinungen und Ansichten in 
einer Form vermitteln und zum Teil auch übersetzen müssen, die es der Bevölkerung 
ermöglicht diese auch zu verstehen.30 
Um diese politische Funktion erfüllen zu können müssen möglichst viele 
unterschiedliche Meinungen zu den verschiedenen politischen Themen auch auf lokaler 
Ebene abgebildet werden. Dem Journalisten kommt zusätzlich die Aufgabe zu die 
komplexen Sachverhalte / Probleme die teilweise von Sachverständigen oder Experten 
vordefiniert sind, vereinfacht darzustellen um diese dem Bürger näher zu bringen und 
nachvollziehbar zu machen. Es muss also ein Kontext (?) zu der „Wirklichkeit“ der 
Bürger hergestellt werden. Dem Lokaljournalismus kommt demnach, neben dem 
prinzipiellen transparent machen der lokalpolitischen Entscheidungsprozesse, auch noch 
die Aufgabe zu die Auswirkungen dieser Prozesse auf die einzelnen Bürger zu 
beleuchten. Dieser Aufgabe kann insofern nachgegangen werden als das der 
Bevölkerung zum einen Hintergrundberichte und Erklärungen geliefert werden und 
ihnen zum anderen ein Raum für den freien Meinungsaustausch und zur Diskussion 
dieser Meinungen geschaffen wird.31 
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Eine weitere Funktion die der Journalismus erbringen muss ist die der politischen 
Sozialisation. Da infolge des Fortschritts und der Entwicklung das politische System 
genauso unübersichtlich geworden ist wie das soziale System, müssen die Medien die 
verschiedenen vorhandenen politischen Rollen transparent und somit nachvollziehbar 
für den Bürger machen, denn das ist die Voraussetzung um dem Einzelnen eine aktive 
Teilnahme am politischen Prozess zu ermöglichen. Schwer zu trennen von der 
politischen Sozialisationsfunktion ist die politische Bildungsfunktion der 
Massenmedien. Bildung meint in diesem Fall die Ausbildung der Fähigkeit 
Informationen aufzunehmen und in einem größeren Kontext zu verstehen, denn erst 
wenn man politisch gebildet ist und alle Zusammenhänge erkennen und verstehen kann 
ist man in der Lage sich eine wirkliche Meinung bilden zu können. Hierfür leisten die 
Massenmedien einen entscheidenden Beitrag.32 
 
Eine andere wesentliche Leistung der Massenmedien besteht in der Kritik- und 
Kontrollfunktion. Die Medien liefern den Mitgliedern einer Gesellschaft den Raum 
Kritik an den Mächtigen zu üben. Es wird sowohl die Fähigkeit zur Kritik erlernt und 
die Möglichkeit geschaffen diese kundzutun. Eine solche Kritik wird von vielen 
Gesellschaftsgruppen verübt – von der Regierung, der Opposition, verschiedenen 
Verbänden und Interessensgruppen – und findet in den Massenmedien den Raum 
gegenseitige Kommunikation darüber zu betreiben. Die Voraussetzung dafür das die 
Medien diese politische Kritik- und Kontrollfunktion ausüben können, ist ihre 
Unabhängigkeit von Machteinflüssen. Sie müssen frei von jeglichem Druck oder Zwang 
jeglicher Seite (Staat, Gesellschaft, etc.) sein. Es darf aber auch nicht vergessen werden, 
dass alleine das Veröffentlichen von Kritik in den Massenmedien auch Kontrolle 
darüber bedingt. Die Medien besitzen zwar keine Sanktionsmöglichkeiten, können aber 
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2.3.1.4. Die ökonomischen Funktionen 
 
Der Journalismus muss zusätzlich auch ökonomische Funktionen erfüllen. Mit 
ökonomischen Funktionen sind alle Leistungen die dieser für das ökonomische System 
der Gesellschaft erbringt gemeint. Die im Folgenden genauer beschriebenen Funktionen 
beziehen sich daher immer auf ein ökonomisches System34 und sind: Zirkulation, 
Wissensvermittlung, Sozialtherapie und Legitimationshilfe. 
 
Eine zentrale ökonomische Funktion ist die Zirkulationsfunktion, demnach aktivieren 
die Medien die Ware-Geld-Beziehung und verkürzen in weiterer Folge die 
Umschlagszeit durch Kommunikation, da die Massenmedien auch als Werbeträger für 
spezielle Interessen des Einzelkapitals fungieren.35 
 
Die Massenmedien erbringen aber zusätzlich noch andere Leistungen mit denen sie das 
(kapitalistische) Wirtschaftssystem stabilisieren und den Bedürfnissen / Erwartungen 
(nach Wissensvermittlung, Sozialtherapie und Legitimationshilfe) ihres Publikum 
entgegenkommen. 
Als erstes wird die Wissensvermittlung erwartet, da man um Entscheidungen 
treffen zu können mit den relevanten Informationen versorgt sein und in weiterer Folge 
auch in der Lage sein muss kompetent damit umzugehen. 
Die Erwartung „Sozialtherapie“ meint in diesem Zusammenhang, dass die 
Medien den Menschen Möglichkeiten zur Entlastung und Erholung, von den 
Anforderungen und Zwängen der eigenen sozialen Lage, bieten müssen. 
Die Legitimationshilfe die von den Medien geleistet werden soll resultiert aus 
dem Wunsch die eigene Situation bewerten und deuten zu können, sowie die Dinge / 
Geschehnisse die einem begegnen rechtfertigen und gegebenenfalls kritisieren zu 
können.36 
 
An dieser Stelle darf nicht vergessen werden, dass auch der Journalismus in 
ökonomische Strukturen eingebettet ist. Das Ziel jedes Medienunternehmens ist neben 
der journalistischen Zielerfüllung die Gewinnmaximierung und die Befriedigung der 
Interessen der Investoren und Eigentümer. 
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2.4. Die Gerichtsberichterstattung 
 
Ein wesentlicher Teil der vorliegenden Magisterarbeit beschäftigt sich mit der 
Berichterstattung über den Verlauf des Schattendorfer Prozesses, demnach spielt die so 
genannte Gerichts(saal) -berichterstattung, die sich in der zweiten Hälfte des 
19.Jahrhunderts entwickelt hat, eine wichtige Rolle und wird nachfolgend genauer 
beleuchtet. 
 
Nach einem geschichtlichen Abriss geht die Verfasserin genauer auf die 
Gerichtsberichterstattung in der 1. Republik ein. 
 
 
2.4.1. Geschichtlicher Abriss hinsichtlich der formalen und inhaltlichen Kriterien 
der Gerichtsberichterstattung 
 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen der Entwicklung der Gerichtsberichterstattung 
finden in diesem Kapitel nur nebensächliche Beachtung, da das Hauptaugenmerk auf 
den formalen und inhaltlichen Kriterien liegt. 
 
„Als Gerichtsteil waren (...) alle jene Zeitungsinhalte zu bezeichnen, die sich in irgend 
einer spezifischen Art und Weise mit dem Rechtsleben auseinandersetzten.“37 
Der Gerichtsteil bestand demnach aus mehreren unterschiedlichen Aussagegruppen die 
sich ergänzten. Neben dem reinen Informationsteil der Nachrichten existierte der 
Meinungsteil der anfangs streng getrennt blieb von den Informationen und sich erst mit 
der Entwicklung der Parteienpresse unter die Nachrichten mischte. 
Die politischen und technischen Voraussetzungen für die Entwicklung der 
Wiener Tagespresse bzw. dem Tagesjournalismus waren vor der Märzrevolution des 
Jahres 1848 noch nicht gegeben und auch rechtliche Rahmenbedingungen für die 
Berichterstattung zur Justiz fehlten. Erste Anzeichen für eine 
Gerichtssaalberichterstattung und eine Kommentierung der Vorgänge bei Gericht sind 
direkt verbunden mit dem anfangs sehr zögerlichen Auftreten der Tagespresse, die alle 
Bereiche des Geschehens beleuchtet. Nach der Zeit der Unterdrückung der 
Öffentlichkeit und dem Auftreten des Liberalismus, als Folge der innenpolitischen 
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Veränderung, entwickelte sich die spezifische Berichterstattung. Einmal in das 
vielfältige inhaltliche Repertoire der Zeitung aufgenommen blieb die 
Prozessberichterstattung ein wesentlicher Bestandteil und bildete sich nach Anpassung 
an den jeweiligen Typus der Zeitung aus, mal schwächer und mal stärker. Bestimmend 
für die Intensität der Berichterstattung, die Qualität und die Quantität des Vorkommens 
eines Gerichtsteiles innerhalb einer Zeitung waren der Zeitungstyp selber, der 
Geltungsbereich der Zeitung und das Publikum der Zeitung. 
Im Verlauf der zweiten Hälfte des 19.Jahrhunderts bildeten sich vier 
unterschiedliche Zeitungstypen heraus: die Großpresse, die Lokalpresse, die 
Regierungspresse und die Parteienpresse. Jeder Zeitungstyp richtete sich an eine 
spezielle Leserschaft und glich seine Berichterstattung formal und auch inhaltlich den 
Erwartungen und Bedürfnissen des Leserkreises an.38 
 
 
2.4.1.1. Die Gerichtsberichterstattung in der Großpresse, Lokalpresse und 
Regierungspresse 
 
Die nach der Revolution des Jahres 1848 nur sporadisch erscheinenden Wiener 
Tageszeitungen hatten nur geringe Möglichkeiten die Öffentlichkeit über laufende 
Prozesse zu informieren. Zu diesen Möglichkeiten zählten illegale Berichte oder 
Informationen die von offiziellen Stellen verlautbart wurden. Diese offiziellen Berichte 
allerdings waren sehr kurz gefasst und bestanden inhaltlich im Wesentlichen nur aus 
einer Aufzählung der Fakten, den Daten des Angeklagten, die Art des Verbrechens und 
dem Urteilsspruch. Diese Gerichtsnotizen, sehr kurze sachlich gehaltene Mitteilungen, 
die der Leserschaft keine Erklärung der Umstände anboten, kennzeichneten die 
Anfangszeit der Gerichtsberichterstattung. Noch nicht unter einer einheitlichen 
Überschrift zusammengefasst, wurden sie nach dem jeweiligen Ort, Land oder in 
vermischtem platziert.39 
Als die provisorische Strafprozessordnung des Jahres 1850 die Zugänglichkeit 
der Öffentlichkeit zu Verhandlungen vor dem Strafrichter erlaubte, konnten die 
Zeitungen daran gehen eigene Rubriken für diese Berichterstattung zu konzipieren, da 
es nun auch Journalisten möglich war Informationen an Ort und Stelle zu sammeln. 
Führende Wiener Tageszeitungen richteten ständige Rubriken für Prozessberichte ein 
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unter dementsprechenden Bezeichnungen (zum Beispiel „Gerichtsverhandlung“), viele 
Blätter beließen es allerdings bei der Einordnung der Berichte in die traditionellen 
Rubriken oder kennzeichneten diese Berichte als eigenständige Artikel ohne sie einer 
speziellen Rubrik zuzuordnen.40 
Die speziell dafür erschaffenen Rubriken boten einen Überblick über die 
Prozesse an den Gerichten und trennten einzelne Beiträge durch in Klammer gesetzte 
Überschriften die die Art des Deliktes beschrieben (zum Beispiel „Mord“, 
„Diebstahl“,...). Aus den anfänglichen, sehr einfach gehaltenen, Gerichtsnotizen 
entwickelten sich nun Kurzberichte, die auch näher auf den Sachverhalt eingingen und 
die Ereignisse unter Miteinbeziehung des Motivs und dem sozialen Hintergrund 
interpretierten. Die Prozessberichte wurden durch eine Beschreibung des Eindrucks den 
der Prozess vermittelte eingeleitet und stellten eine absolute Neuheit auf diesem Gebiet 
dar. Der Aufbau der Gerichtsberichte war nach Holiczki in fast allen Zeitungen gleich 
und gestaltete sich folgendermaßen: Nach den allgemeinen Bemerkungen folgten die 
Daten des Angeklagten, ein kurzer Abriss seiner Lebensgeschichte, die Umstände der 
Tat, ein wortwörtliches Zitat eines sehr wichtigen Teiles aus dem Verhör, die 
Bekanntgabe des Urteils und schlussendlich die Reaktion des Angeklagten auf den 
Urteilsspruch. Bei Verhandlungen denen keine große Bedeutung zugemessen wurde, 
wurde auf die allgemeine Einleitung und den zitierten Teil des Verhöres verzichtet.41 
 Als die Verfassung Ende des Jahres 1851 wieder aufgehoben und somit der 
Öffentlichkeit kein Zugang zu Gerichtsverfahren gewährleistet wurde, mussten die 
Zeitungen die Gerichtsberichterstattung vorübergehend einstellen. Die Zeitungen mit 
den höchsten Auflagenzahlen füllten die betreffende Rubrik allerdings mit Berichten 
über Prozesse im Ausland, da die Gerichtsberichte großen Anhang beim Leser gefunden 
hatten. Nachdem sich im Laufe der Zeit eine konstruktivere Auffassung der Justiz 
bemerkbar machte und es dem jeweiligen Vorsitzenden des Gerichtes vorbehalten war 
zu entscheiden ob die Öffentlichkeit und die Journalisten ausgeschlossen sein sollten 
oder nicht, konnte sich die Gerichtsberichterstattung weiter entwickeln und entfalten, da 
nicht viele Vorsitzende von diesem Recht des Ausschlusses Gebrauch machten. Mit 
dem von Holiczki auf die Jahre 1860/1861 konstatierten Durchbruch des liberalen 
Systems wurde die Gerichtsrubrik populär und zu einem festen Bestandteil jeder Wiener 
Tageszeitung.42 
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Die einmal festgelegte Rubrikbezeichnung wurde nicht mehr geändert und 
enthielt fast immer das Wort „Gericht“. Die Überschriften der Rubriken waren 
fettgedruckt und enthielten täglich bis zu fünf kurze Berichte. „Vor allem die 
Lokalpresse baute den Umfang der Gerichtsrubrik stark aus und veröffentlichte nicht 
nur die wichtigsten Prozesse, sondern auch die vielen kleinen anhängigen Verfahren, 
die in der Großpresse vernachlässigt wurden.“43 
Im Gegensatz zu der, mithilfe kurioser Doppelüberschriften, sensationellen 
Aufmachung der Gerichtsberichte in der Lokalpresse, blieben Zeitungen mit höheren 
Niveauanforderungen (hier ist als Beispiel die „Neue Freie Presse“ zu erwähnen) bei der 
reinen sachlichen Ankündigung. 
Das Augenmerk der Großpresse richtete sich in sehr umfangreicher Art auf 
Entscheidungen der Oberrichter, Gerichtsberichte über Fälle der Handels- und 
Gewerbegerichte und im weiteren Verlauf auch zivilrechtliche Verhandlungen. Die 
lokale Mittelstandspresse hingegen berichtete hauptsächlich über strafgerichtliche 
Verfahren und nahm nur solche zivilrechtliche Verhandlungen in ihr Repertoire auf, 
denen eine sensationelle Wirkung zugeschrieben wurde.44 
 
 
2.4.1.2. Die zwei unterschiedlichen Arten der Gerichtsberichte 
 
In der Wiener Tagespresse waren zwei Berichtsarten dominant, die sich in der 
Aussagenformulierung und der Bearbeitung des Stoffes unterschieden. 
Der „objektiv wahre“ Bericht, der nüchtern, trocken und sachlich das 
Wesentliche abhandelte und viel Wert auf juristische Tatbestände legte, wurde aufgrund 
dessen vor allem von Juristen als die richtige Darstellungsform eines Gerichtsberichtes 
gehandhabt. Im Regelfall wurde in diesen Berichten ebenfalls vollkommen auf 
Kommentare verzichtet. Ein Beispiel für eine solche wissenschaftliche 
Gerichtsberichterstattung waren die Berichte der „Neuen Freien Presse“. Durch das 
Fehlen jeder persönlichen Meinung oder Anteilnahme und die unpersönliche 
Interpretation des Geschehens fühlte sich der Großteil der Leser allerdings nicht 
angesprochen. Voraussichtlich konnten die Leser auch den dargelegten juristischen 
Ausführungen schwer folgen, da keine diesbezüglichen Erklärungen abgegeben wurden. 
Einem Leser ohne Vorbildung, vor allem in juristischer Hinsicht, war es wohl schwer 
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möglich dem Bericht zu folgen, was wiederum zu Missverständnissen geführt haben 
könnte.45 
„Die hervorragendsten Vertreter der Wiener Großpresse, „Neue Freie Presse“, 
„Die Presse“, „Das Vaterland“, aber auch die Regierungspresse befleißigten sich in 
ihren Gerichtsberichten gern und oft juristisch formulierter Sätze, verwendeten 
Redewendungen aus dem Juristendeutsch und nannten Paragraphen der 
Strafprozeßordnung und des Strafgesetzes, ohne sie zu erklären.“46 
 Der Großteil der Wiener Tageszeitung hatte schnell erkannt, dass eine leicht 
verständliche Gerichtsberichterstattung mit populären Elementen nicht nur finanziellen 
Erfolg brachte, daher wurden die juristischen, trockenen und sachlichen Berichte mit 
feuilletonistischen Elementen aufgelockert. Nachdem man anfangs nur die Einleitung 
und den Schluss der Berichte dermaßen gestaltet hatte, wurde im Verlauf der Zeit der 
ganze Bericht in dieser Art und Weise gestaltet. Die Berichte wiesen immer mehr den 
Stil eines Feuilletons auf und schilderten die Sachverhalte aus gefühlvoller, subjektiver 
Sicht. Die Berichte wurden persönlicher, denn es kristallisierte sich eine Anteilnahme 




2.4.1.3. Die stenographische Protokollierung der Gerichtsverhandlungen 
 
Die genaue stenographische Protokollierung der Gerichtsverhandlungen die schon in 
den fünfziger Jahren des 19.Jahrhunderts in der Wiener Presse Verwendung fand, 
entwickelte sich bis zum Ersten Weltkrieg als gängigste Form für alle großen Prozesse. 
Nachdem Leopold Conn (Stenograph) es im Jahr 1856 geschafft hatte eine Erlaubnis für 
die Prozessdokumentation zu erlangen, hatte er in den folgenden Jahren eine 
Monopolstellung in der Gerichtsberichterstattung aufbauen können, denn 
Gerichtsberichte bekam man nur von ihm. Die Folge war, dass eine Ablösung des 
Journalisten durch den Stenographen als Berichterstatter über Prozesse erfolgte. Ohne 
Absatz oder Zwischentiteln wurde die Anklageschrift, das Verhör, die Zeugenaussagen, 
die Sachverständigenaussagen, die Plädoyers des Staatsanwaltes und des Verteidiger, 
das Urteil und die Urteilbegründung protokolliert. Da alles derart minutiös gedruckt und 
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in dieser Form den Zeitungen übergeben wurde, mussten diese die Gerichtsprotokolle 
überarbeiten und in den meisten Fällen rapide kürzen. Ohne diverse 
Zwischenüberschriften wurde das Lesen des Berichtes sehr erschwert und nach einiger 
Zeit entschieden sich die Zeitungen dazu einzelne Abschnitte des Protokolls mit 
derartigen Zwischenüberschriften oder Absätzen aufzulockern. Die anfangs in ihrer 
Wortwahl sehr sachlich gehaltenen Zwischentitel wurden später vorrangig in der 
Sensationspresse durch sensationelle Schlagzeilen ersetzt.48 
 Durch die stenographisch enorm umfangreiche Gerichtsberichterstattung wurde 
es vor allem bei großen Prozessen notwendig mehr Platz innerhalb der Zeitung zu 
schaffen, weshalb die Gerichtsrubrik zumeist vom Lokalteil gelöst wurde. Die 
Großpresse nahm für große Prozesse keine Änderung ihrer Titelseite vor, während die 
Lokalpresse den Prozess auf das Titelblatt brachte und die Berichterstattung dazu für die 
Dauer des Prozesses das Hauptthema der Zeitung blieb. Während die Großpresse ihre 
Berichte über große Prozesse unter unauffälligen und sachlichen Titeln brachte, versah 
die Lokalpresse ihre Berichte mit fettgedruckten Buchstaben und sensationellen 
Titeln.49 
 Nachdem die rein stenographischen Berichte keine Hintergründe beleuchteten 
und auch keine Stimmungsbilder der Verhandlung zeichnen konnten, wurde der 
Journalist damit betraut diese zu ergänzen um die Aussagekraft der Artikel zu steigern. 
Durch die Ausführungen des Journalisten wurden Unklarheiten in der stenographischen 
Abhandlung beseitigt, Stimmungen innerhalb der Verhandlungen aufgegriffen, 
Emotionalität aufs Papier gebracht und eine allgemeine Zusammenfassung erstellt.50 
„Zwischen den nüchternen Dialogen und den subjektiv gefärbten Stimmungsbildern 
entstand ein eigentümlich scharfer Kontrast; während die stenographischen 
Aufzeichnungen gleichsam die offiziellen Tatsachen vermittelten  1), lag in den 
journalistischen Aussagen das tiefe Erleben des menschlichen Dramas vor Gericht.“51 
 
Um die Jahrhundertwende (19. zu 20.Jahrhundert) wurden die stenographischen 
Abhandlungen viel gezielter von den Zeitungen eingesetzt und hauptsächlich nur 
Verhandlungsteile wortwörtlich wiedergegeben die sensationelle Elemente enthielten. 
Die Prozessergebnisse wurden dann vorwiegend in spannenden Zusammenfassungen 
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dargestellt. Zu diesem Zeitpunkt betrieben die Zeitungen eine subjektive inhaltliche 
Auswahlpolitik, da sie nur den Zeitungsrichtlinien entsprechende Teile der 
stenographischen Berichte anführten. Dadurch wurden die stenographischen Berichte 
auf die Ansichten der jeweiligen Zeitung abgestimmt und notfalls gekürzt. Diese 
Auswahl sensationeller und zeitungskonformer Prozessteile stellte einen Angriffspunkt 
dar, zum einen der Zeitungen untereinander und zum anderen der Juristen, da durch 
diese Art der Berichterstattung die reale Darstellung der Geschehnisse verzerrt wurde.52 
„Berichte von Prozessen, die ins politische Fahrwasser tendierten, wurden 
nämlich gern so redigiert, daß je nach politischer Meinung des Blattes Teile des 
Verhöres weggelassen, be- oder entlastende Zeugenaussagen verschwiegen oder 
Plädoyers des Staatsanwaltes oder Verteidigers stark gekürzt wurden. Mit dieser 
Auswahlpolitik erreichten die Zeitungen die erwünschte Meinungsmanipulation im 
Leserpublikum.“53 
 
Durch den Ersten Weltkrieg und dessen Verlauf wurde die stenographische 
Gerichtsberichterstattung zunehmend unwichtiger und die vorherrschende Papiernot 
zwang die Zeitungen die seitenlangen Prozessberichte zu kürzen, außerdem lag nun das 
Interesse der Leserschaft(en) vorrangig in der Kriegsberichterstattung.54 
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2.4.1.4. Die Gerichtsberichterstattung in der Parteipresse 
 
Um 1890 herum entstand die so genannte Parteipresse die sich in ihrer Ausrichtung und 
Anschauungen an einzelnen Parteiprogrammen orientierte bzw. sich diesen verschrieb. 
Diese Parteipresse musste lange gegen die Übermacht der liberalen Presse kämpfen, da 
auch der Leserschaft die enorme Verpolitisierung aller inhaltlichen Bestandteile der 
Zeitungen auffiel. Erst nach dem Ende des Ersten Weltkrieges konnte sie sich 
journalistische Bedeutung erkämpfen.55 
Der Gerichtsteil der Parteipresse war gekennzeichnet durch den Versuch der 
versteckten politischen Beeinflussung ihrer Leserschaft durch eine Vermischung der 
eigentlichen Nachrichten mit wertenden Aussagen bzw. Kommentaren. Dadurch war 
der Leser nicht mehr in der Lage Nachricht und wertende politische Aussage konkret zu 
trennen. Die Berichterstattung diente nicht einer konstruktiven Kritik am Prozess oder 
einer klaren Information zu der Verhandlung, denn dies wurde zu einer 
Nebensächlichkeit. Mit dieser Art der Gerichtsberichterstattung sollte Propaganda für 
die eigenen, jeweils parteispezifischen, Ziele gemacht werden.56 
 „Mit Hilfe klassischer Ausdrucksformen, wie Übertreibung, Wiederholung, 
Schlagwort, Drohung, Beschimpfung, Lächerlichmachung, arbeitete man planmäßig 
daraufhin, im Leser die Überzeugung zu wecken, daß gerade diese Partei die richtige 
Einstellung zu den Problemen des Lebens habe.“57 
 
Allgemeine Informationen zu der Parteipresse finden sich in dem Kapitel „Die Presse in 
der 1.Republik“ (Kapitel 3.5). 
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2.4.2. Die Gerichtsberichterstattung in der 1.Republik 
 
Durch das Entstehen der Parteienpresse, das um das Jahr 1890 datiert wird, wurde die 
Gerichtsberichterstattung hauptsächlich für parteipolitische Zwecke genutzt, 
vorwiegend wurden auf ihrem Rücken Auseinandersetzungen der Parteien 
untereinander ausgetragen. 
 
Die Pressefreiheit wurde durch den Ersten Weltkrieg und für dessen Dauer ausgesetzt 
und an ihrer Stelle eine Zensur eingeführt. Durch den Beschluss der provisorischen 
Nationalversammlung vom Oktober 1918 wurde die materielle und erst mit dem 
Pressegesetz vom 07.April 1922 die formelle Pressefreiheit wieder eingeführt. Da die 
Ausnahmebestimmungen somit wieder aufgehoben waren, wurde den Parteien der 
1.Republik, allen voran der sozialdemokratischen, der christlichsozialen und der 
deutschnationalen Partei, die Möglichkeit gegeben die Gerichtsberichterstattung 
neuerlich zu parteipolitischen Zwecken zu missbrauchen. Diese Möglichkeit wurde 
sofort wahrgenommen, da mit dem Lokal- und dem Gerichtsteil eine viel größere 
Leserschicht angesprochen und erreicht werden konnte als es mit politischen 
Leitartikeln der Fall war. Daher war der Gerichtsteil ein perfektes Werkzeug für die 
täglich stattfindenden ideologischen Auseinandersetzungen.58 
Die Klassenkämpfe die in der 1.Republik das Alltagsgeschehen dominierten 
waren eng verbunden mit den politischen Kämpfen. Die politischen Parteien standen 
sich in grundlegenden ideologischen Gegensätzen gegenüber und die engen politischen 
Bindungen die die österreichische Bevölkerung zu ihrer jeweiligen Partei aufgebaut 
hatte, trugen wesentlich zur Verschärfung des Hasses gegen den politischen Gegner bei. 
Diese hasserfüllte Berichterstattung die den Gerichtsteil der Zeitungen prägte, 
verschärfte die instabile innenpolitische Situation in der 1.Republik und führte zu einer 
enormen Radikalisierung. 
 
Zu dieser Zeit existierte das Fernsehen noch nicht und die Möglichkeiten der 
Verbreitung parteipolitischer Inhalte mit dem gerade entwickelten Radio wurden noch 
nicht erkannt. Die Printmedien hatten daher in dieser Zeit einen sehr hohen Stellenwert 
innerhalb der Bevölkerung für die Meinungsbildung allgemein und speziell für die 
politische Meinungsbildung. „Hier eignete sich besonders die 
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Gerichtssaalberichterstattung, die zu allen Zeiten einer natürlichen Neugierde des 
Menschen, über begangene Verbrechen und deren Bestrafung informiert zu werden, 
entgegenkam, zur Vermittlung der Parteiideologie.“59 
 
Kennzeichnend für die Gerichtsberichterstattung der 1.Republik war aber nicht nur die 
Prägung durch ideologische Auseinandersetzungen und Kämpfen der Parteien 
untereinander. Die Berichterstattung des Gerichtsteiles wurde, vor allem von der 
sozialdemokratisch orientierten Presse, ebenso genutzt um vermehrt Sozialkritik zu 
üben. Die verschiedenen Parteien stellten regelmäßig Zusammenhänge und 
Verbindungen der begangenen Straftaten mit den vorherrschenden Bedingungen 
innerhalb der Gesellschaft her und betrachteten diese als Ursache für die 
verschiedensten Gewaltverbrechen. Nachdem Verbrechen und in weiterer Folge 
Verfahren dergleichen schon immer als ein Kriterium für die allgemeinen Zustände 
einer Gesellschaft angesehen wurden, gelang es ihnen eine derartige Verbindung 
herzustellen.60 
 
Ein weiteres Kennzeichen der Gerichtsberichterstattung in der 1.Republik war die 
massiv betriebene Justizkritik. Diese Kritik vor allem an den Urteilen sollte dazu dienen 
eine mögliche Korruption der Richter und deren parteipolitisches Handeln aufzudecken. 
Hinsichtlich dieser Justizkritik gab es grobe Unterschiede zwischen den jeweiligen 
Parteien. 
Zeitungen die christlichsozial orientiert oder explizit Parteizeitungen waren 
glaubten an die Individualschuld der eines Verbrechens angeklagten Personen, da diese 
aus freien Stücken eine Straftat begangen hatten. Nur in den seltenen Fällen in denen 
sich ihre eigenen Anhänger durch Urteile politisch benachteiligt fühlten zweifelten sie 
die Unabhängigkeit und Neutralität der Exekutive und Legislative an. 
Im Gegensatz dazu stand die sozialdemokratisch orientierte beziehungsweise 
sozialdemokratische Parteipresse. Die Gerichtsteile dieser Zeitungen waren gefüllt mit 
ausgewählten Beispielen die zeigen sollten, dass Verbrechen die an braven Arbeitern 
verübt worden waren viel geringer bestraft wurden, als solche gegen sozial 
höhergestellten Menschen. Diese unterschiedlich gewichteten Urteile über die gleichen 
Verbrechen mit dem einzigen Unterschied in der gesellschaftlichen Schicht des 
„Verbrechers“ wurden verglichen und diese Art der Klassenjustiz aufs schärfste 
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verurteilt und beanstandet. Die sozialdemokratische Presse wies immer wieder aufs 
Neue darauf hin, dass die Verbrechen ihre Ursache in den sozialen, politischen und 
allgemeinen gesellschaftlichen Problemen hätten und demzufolge im Gerichtssaal enden 
mussten. 
 Fanden Prozesse von großer Bedeutung und dementsprechendem Umfang statt, 
so reichte der Gerichtsteil nicht aus, woraufhin in den Parteizeitungen auch Leitartikel 
dazu geschrieben wurden. In diesen, hauptsächlich aus Kommentaren bestehenden, 
Leitartikeln in denen des Öfteren vorgreifende Äußerungen publiziert wurden, wurde 
auch der Kampf der unterschiedlichen Ansätze und Ideologien geführt. 61 
 
Die von den Parteizeitungen exzessiv betriebene Auswahlpolitik war ein weiteres 
kennzeichnendes Merkmal der Gerichtsberichterstattung in der 1.Republik. 
Zur Erinnerung an die Ausführungen des Kapitels 2.4.1.3. zur Auswahlpolitik 
der Parteizeitungen: Der Begriff „Auswahlpolitik“ bezieht sich hier auf das Auslassen 
oder besondere Hervorheben spezieller Zeugenaussagen oder Teile dergleichen.  
 
All diese kennzeichnenden Merkmale der Gerichtsberichterstattung in den 
Parteizeitungen der 1.Republik folgten einem einzigen Ziel: Die Meinung der 
Leserschaft zu parteipolitischen Zwecken zu manipulieren. 
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3. Situation der 1.Republik (1918 – 1933) 
 
Da die 1.Republik die wesentliche Grundlage der vorliegenden Magisterarbeit bildet, 
werden nachfolgend zuerst die Gründungsphase der Republik und danach deren 
Weiterentwicklung zu einer demokratischen Republik genauer beleuchtet. Danach liegt 
das Hauptaugenmerk in der Betrachtung der gesellschaftlichen Situation in der 
1.Republik. Ein weiteres Unterkapitel ist der innenpolitischen Lage der 1.Republik 
gewidmet und schlussendlich wird auch Bezug genommen zur Situation der Presse in 
der 1.Republik, inklusive des Pressegesetzes vom 7.April 1922. 
 
 
3.1. Die Gründung der Republik 
 
Nach der Auflösung der österreich-ungarischen Monarchie nach dem 1.Weltkrieg, kam 
es in Mitteleuropa zur Gründung vieler kleiner Nationalstaaten, so auch in Österreich. 
Am 21. Oktober 1918 gründete man die „provisorische Nationalversammlung“ des neu 
zu errichtenden Staates „Deutsch-Österreich“. Am selben Tag bildete ein 
„provisorischer Vollzugsausschuss“ die erste Regierung dieses neuen Staates. Am 30. 
Oktober kam zum ersten Mal die „provisorische Nationalversammlung“ zusammen um 
eine verfassungsmäßige Grundlage „Deutsch-Österreichs“ zu entwerfen. Diese 
„provisorische Verfassung“ übertrug die gesetzgebende Macht an die „provisorische 
Nationalversammlung“ und die ausübende Gewalt einem Staatsrat. Einen Tag später 
wurde der sozialdemokratische Abgeordnete Dr. Karl Renner infolge einer Wahl zum 
ersten Staatskanzler und er erklärte die Farben Rot-Weiß-Rot als Staatsfarben, womit 
ausgedrückt wurde das nun für Österreich eine neue Zeit begann, die nichts mehr mit 
der alten Monarchie zu tun hatte. 
 Nachdem Kaiser Karl am 11. November 1918 auf die Ausübung der 
Regierungsgeschäfte verzichtete, war nun der Weg zur Ausrufung der „Republik 
Deutsch-Österreich“ frei und einen Tag später wurde diese ausgerufen.62 
 
„Die provisorische Nationalversammlung bestätigte nach Reden der Abgeordneten Dr. 
Karl Renner (Sozialdemokrat) und Wilhelm Miklas (christlichsozial) einstimmig die 
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Annahme des Gesetzesentwurfes über die Staats- und Regierungsform der Republik, 
dessen erster Artikel den Wortlaut hatte: „Deutsch-Österreich ist eine demokratische 
Republik. Alle öffentliche Gewalt wird vom Volke eingesetzt.““63 
 Am 22. November 1918 wurde ein Gesetz erlassen das die Grenzen des Staates 
„Deutsch-Österreich“ festlegte. 
 
Da die provisorische Nationalversammlung unbedingt eine ständige Verfassung 
schaffen musste und das nur durch eine einberufene konstituierende 
Nationalversammlung stattfinden konnte, fanden am 16. Februar Wahlen statt. „Bei 
sehr starker Wahlbeteiligung entfielen 41% auf die Sozialdemokraten, 36% auf die 
Christlichsozialen und 18% auf die Deutschnationalen, der Rest auf kleinere 
Parteien.“64 Die Koalitionsregierung die daraufhin zwischen den Sozialdemokraten und 
den Christlichsozialen gebildet wurde und bis 1920 andauerte, hatte schwierige 
Aufgaben zu erledigen. Die Problematik der Regierungsaufgaben wurde weiter verstärkt 




Angemerkt sei folgendes: Nach dem Ende der Koalition zwischen den 
Sozialdemokraten und den Christlichsozialen kam es „(...) bis 1934 zu 22 Regierungen, 
die sich aus bürgerlichen, deutschnationalen und tendenziell faschistischen Parteien 
und Bewegungen zusammensetzten.“65 – und das obwohl die Sozialdemokraten 
weiterhin die stärkste Partei waren. 
 
 
Am 2. Juni 1919 wurde der Entwurf des Friedensvertrages von St. Germain überreicht, 
dessen Inhalt niederschmetternd für die neue Republik war. Der Vertrag beinhaltete die 
Abtretung großer Gebiete Österreichs und einen Paragraphen [der berüchtigte § 117] in 
dem Österreich seine Mitschuld an den Schäden und Verlusten der Alliierten 
anerkennen musste. Vertraglich festgehalten waren auch militärische Bestimmungen die 
Österreich erfüllen musste, darunter fielen die Abschaffung der allgemeinen 
Wehrpflicht und die Beschränkung des Heeres auf 30.000 Mann. Weiters verlangte die 
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Entente die Namensänderung der „Republik Deutsch-Österreich“ in „Republik 
Österreich“ um einen Anschluss an Deutschland, auch symbolisch, zu verhindern. Es 
gab auch günstige Bestimmungen in dem Vertrag von St. Germain, denn die 
Unabhängigkeit Österreichs wurde als unabänderlich bezeichnet und mit der 
Verpflichtung gekoppelt, jede Handlung zu unterlassen die diese Unabhängigkeit 
gefährden könnte. 
 Unterzeichnet wurde der Friedensvertrag am 10. September 1919 und damit 
konnte die Nationalversammlung endlich die Aufgabe beenden Österreich eine 
Verfassung zu geben. Am 1. Oktober 1919 wurde der Verfassungsentwurf 
schlussendlich angenommen und Österreich zum Bundesstaat und zu einer 
demokratischen Republik erklärt. Die Spitze des Staates bildet ab nun ein 
Bundespräsident, der von der Bundesversammlung (Vereinigung von Bundes- und 
Nationalrat) gewählt wurde.66 
 
 
3.2. Die demokratische Republik 
 
Die wichtigste Aufgabe der Nationalversammlung war neben der 
Verfassungsgesetzgebung, die soziale Gesetzgebung, da diese in der Zeit der Monarchie 
vernachlässigt wurde. Es wurde gesetzlich eine Arbeitszeit von 8 Stunden festgesetzt, 
für Frauen und Kinder wurde eine Nachtarbeit in Fabriken verboten, den Arbeitern und 
Angestellten wurde 1x wöchentlich ein Ruhetag zugesprochen und ein 
Arbeiterurlaubsgesetz wurde erlassen. Dieses beinhaltete das Arbeitern ein bezahlter 
Urlaub von ein bis zwei Wochen jährlich zustand. Erlassen wurde ebenfalls ein 
Betriebsrätegesetz, wodurch Arbeiter so genannte Betriebsräte wählen konnten, deren 
Aufgabe darin bestand die Arbeiterschaft vor Ausbeutung der Arbeitgeber zu schützen. 
Weiters wurden Arbeiterkammern geschaffen, die eine beratende Funktion in allen 
Arbeiter- und Angestelltenfragen erfüllten.67 
 
 
Ein riesiges Problem der 1.Republik war die rasant ansteigende Inflation, die ihren 
Höhepunkt im August 1922 erreichte. Diese Inflation hatte aber auch eine positive 
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Wirkung, denn das ökonomische Wachstum wurde angekurbelt und die 
Exportwirtschaft boomte. 
 
Mit der Unterzeichnung der Genfer Protokolle vom 4. Oktober 1922 und der vertraglich 
zugesicherten Völkerbundanleihe, leitete Bundeskanzler Ignaz Seipel die Sanierung des 
Staatshaushaltes ein. Obwohl diese Völkerbundanleihe sehr umstritten war, wurde die 
Inflation durch sie sofort eingedämmt. Um die Währung weiter zu stabilisieren 
entschloss man sich zu der Gründung der Österreichischen Notenbank, die Anfang 1923 
ihre Tätigkeit aufnahm. Das Sanierungsprogramm der Währung fand seinen Abschluss 
mit der Einführung des Schillings im Jahre 1925.68 
 
„Die Maßnahmen im Sinne der Genfer Protokolle vom 4. Oktober 1922 (...) führten zu 
einer (...) ökonomischen Stabilisierungskrise. Den Grund für die 
Wirtschaftsankurbelung in den Jahren 1923 und 1924 – nämlich im Widerspruch zu den 
rigorosen Auflagen, die in den Genfer Protokollen der österreichischen Volkswirtschaft 
aufgebürdet worden waren – bildete eine unvergleichliche Spekulationswelle.“69 
 Es kam zu einer enormen Börseneuphorie, wobei nicht nur Banken und 
Börsenmakler profitierten, sondern auch die „kleinen Leute“, die sich augenscheinlich 
in wirtschaftlichen Angelegenheiten mit ihren Werthaltungen an das schnelllebige 
Lebensgefühl anpassten. Die Einkommenssituation hat sicherlich ebenso ihren Teil zum 
Hang zur Leichtlebigkeit beigetragen, denn es kam zu einer für die Arbeiterschaft 
enorm positiv ausfallende Verhältnisverbesserung bei den Einkommen. Dieser Segen 
für die Arbeiter ging auf Kosten der Beamten und Angestellten die nunmehr 
Gehaltseinbußen hinnehmen mussten.70 
 
Die Kehrseite der Völkerbundanleihe und den vorher vertraglich festgelegten 
Maßnahmen die auf ihre Durchführung warteten und überwacht wurden war die hohe 
Arbeitslosigkeit. 
„Im Zuge der vom österreichischen Staat verlangten Rationalisierungs- und 
Sparmaßnahmen kam es zum Abbau von rund 115.000 Beamten und Arbeitnehmern der 
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Staatsbetriebe, was wesentlich zur hohen Arbeitslosigkeit beitrug. Immerhin registrierte 
man im Februar 1923 bereits 167.000 Personen, die ohne Arbeit waren.“71 
 
Im Jahr 1924 kam dann das Ende an der Wiener Börse, damit war die Zeit der Inflation 
und der Nutznießer zu einem Ende gekommen. Obwohl der österreichische Geld- und 





3.3. Die gesellschaftliche Entwicklung in der 1.Republik 
 
Um die gesellschaftliche Entwicklung in der 1.Republik aufzeigen zu können, wird 






Nach Faßmann sind die wichtigsten und einschneidendsten Faktoren die die 
gesellschaftliche Entwicklung in der Ersten Republik repräsentieren, die 
Arbeitslosigkeit und die damit einhergehende Verarmung breiter 
Bevölkerungsschichten. 
 
„1920 waren rund 80.000 Personen arbeitslos, 32.000 erhielten eine 
Arbeitslosenunterstützung. Bezogen auf alle unselbständig Erwerbstätigen bedeutete 
dies eine Arbeitslosenquote von 4,3%. Nach der ersten großen Wirtschaftsrezession von 
1922/1923 schnellten die Arbeitslosenzahlen in die Höhe. Innerhalb weniger Jahre 
vervielfachte sich die Zahl der Arbeitslosen und jener, die eine Unterstützung bezogen. 
1926 betrug die Quote bereits 11% und sank in den darauffolgenden Jahren nur wenig 
ab.“73 
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Der nächste Entwicklungsschritt der (Massen-) Arbeitslosigkeit fand 1929 statt 
und wurde durch die Weltwirtschaftskrise und nachfolgende Bankenkrise ausgelöst. 
 
Die zahlreichen Ursachen dieser hohen Arbeitslosigkeit sind weitestgehend geklärt und 
sind laut Faßmann die wirtschaftlichen Auswirkungen des Ersten Weltkriegs, die 
Desintegration zusammenhängender Wirtschafträume, Kaufkraftverluste der 
Bevölkerung nach den Währungsreformen, Rationalisierungen bei der 
Massenproduktion und eine restriktive Ausgabenpolitik der öffentlichen Hand, 
außerdem benötigten die Betriebe und Unternehmen immer weniger Arbeitskräfte. 
 Betroffen war die Unterschicht, also Arbeiter in der Eisen- und Metallindustrie, 
der Holzindustrie, im Textilgewerbe, Arbeiter ohne Ausbildung und Hilfsarbeiter. 
Demnach hatten vor allem Gebiete mit viel Industrie eine hohe Arbeitslosenrate.74 
 
Aus Faßmanns Text geht hervor, dass die Arbeitslosigkeit das Leben in der Ersten 
Republik bestimmte und von der Bevölkerung tagtäglich aufs neue erlebt wurde, da es 
nahezu keine Familie gab die nicht davon betroffen war. 
 
Die soziale Situation in der Ersten Republik war neben dieser enormen Arbeitslosigkeit 
zusätzlich geprägt durch große Preiserhöhungen bei den Nahrungsmitteln und hohen 
Lebenserhaltungskosten. „Ein immer höherer Teil des Einkommens mußte für 
Lebensmittel aufgewendet werden. Fast 60% der Verbraucherausgaben eines Wiener 
Arbeiterhaushalts entfielen 1925 auf Nahrung.“75 
 
Faßmann resümiert: „Existenzängste breiter Bevölkerungsgruppen, 
Einkommensverluste und soziale Abwärtsmobilität standen in einem engen 
Zusammenhang mit der zunehmend politischen Polarisierung der Bevölkerung. (...) Die 
soziale Situation war jedenfalls extrem schwierig: Mehr als ein Jahrzehnt 
Massenarbeitslosigkeit und eine ebensolang jährliche reale Verschlechterung der 
Lebensbedingungen für die Mehrheit der Bevölkerung belasteten das politische System 
und trugen zur politischen Radikalisierung bei.“76 
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3.3.2. Demographischer Wandel 
 
„Die Bevölkerungsentwicklung der Ersten Republik war nicht mehr mit jener der 
Monarchie zu vergleichen. Die Schere zwischen der Geburten- und Sterbeentwicklung 
schloß sich innerhalb weniger Jahrzehnte, womit sich der Übergang zu einem 
„modernen“ generativen Verhalten vollzog.“77  
Das starke Bevölkerungswachstum hatte ein Ende und die Geburtenzahl sank 
erheblich. Dieser drastische Geburtenrückgang war hauptsächlich an den Zu- und 
Abnahmen der Bevölkerungszahl in der Ersten Republik verantwortlich. Zusätzlich gab 
es während dem Bestehen der Ersten Republik eine negative Wanderungsbilanz, die für 
eine weitere Reduzierung der Bevölkerung sorgte. Aufgrund der schlechten 
ökonomischen Situation entschieden sich viele Väter und Mütter gegen Kinder bzw. 
weitere Kinder. Heinz Faßmann erläutert, dass die Geburtenentwicklung ein konkreter 
Indikator dafür ist, dass die Bevölkerung eine pessimistische Zukunftsaussicht, was die 
Republik Österreich betrifft, hat. Es wird als Beweis dafür gesehen, dass die 
Bevölkerung nicht an eine Lebensfähigkeit des Staates glaubte.78 
 
„Alle Länder der heutigen Republik Österreich waren in den letzten Jahrzehnten der 
Monarchie zu Einwanderungsländern geworden. (...) Mit dem Zusammenbruch der 
Monarchie kehrten viele Zuwanderer in die neuentstandenen Nationalstaaten zurück.“79 
 
Das frühere Zuwanderer Österreich wieder verließen kann man nicht nur auf die 
Reduzierung der Landesgröße zurückführen, sondern auch auf die im vorhergehenden 
Kapitel angeführte Arbeitslosigkeit. Faßmann sieht es ebenso: „Der überwiegende Teil 
der Auswanderer aus der Ersten Republik verließ das Land aus sozioökonomischen 
Gründen. Vorherrschend war das Bild, daß ein „geschrumpftes“ Österreich für viele 
keine dauernde Existenzgrundlage bereitstellen konnte. Arbeitslosigkeit und die 
Staatsverschuldung wurden nicht als vorübergehende Krise angesehen, sondern mit der 
„Kleinheit“ des Landes in Verbindung gebracht und daher als dauerndes Phänomen 
beurteilt.“80 
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3.3.3. Wandel der Sozialstruktur 
 
Faßmann ist der Ansicht dass der soziale Wandel durch die ökonomische Situation der 
Ersten Republik enorm blockiert war. Nachdem die Arbeitslosigkeit rasch voranschritt 
und sich in den 30er Jahren die Erwerbsmöglichkeiten immer weiter reduzierten, wurde 
ein großer Teil der Bevölkerung aus der Erwerbstätigkeit gedrängt. Es folgte eine 
Verschiebung der Berufstätigen weg von der Selbstständigkeit hin zum 
Dienstleistungssektor und somit in den Tätigkeitsbereich von Angestellten. Arbeitslose 
Familienmitglieder hatten immerhin noch die Möglichkeit in der Land- und 
Forstwirtschaft Hilfstätigkeiten zu erledigen, somit erfüllte die Landwirtschaft eine 
enorm wichtige Funktion.81 
 
Faßmann erläutet das von E. Januschka entwickelte sozioökonomische Schichtmodell 
für Österreich, demnach die Landwirte, selbstständige Unternehmer, Gewerbetreibende 
und Angestellte hinsichtlich ihres durchschnittlichen Einkommens in die drei 
Kategorien Unter-, Mittel- und Oberschicht eingeteilt wurden. Alle Arbeiter wurden der 
Unterschicht zugeordnet. Dieses Schichtmodell ist laut Faßmann als Skizze zu 
betrachten um charakteristische Merkmale der sozialen Gliederung der Bevölkerung der 
Ersten Republik aufzuzeigen. 
Die Oberschicht war schmal, weniger als 2% der Bevölkerung war zurechenbar, 
und sie bestand aus Großindustriellen, Großgrundbesitzern, hohen Beamten und 
Hausbesitzern. 
Die Mittelschicht war ebenso schmal, da mittlere Angestellte, gewerbliche 
Unternehmer und Landwirte mit einer mittleren Besitzfläche rund 12% der 
Berufstätigen und ungefähr 13% der Bevölkerung ausmachten. 
Die Unterschicht, also die Basis dieser Bevölkerungspyramide, war sehr breit, 
machte ungefähr 87% der Berufstätigen und 86% der Bevölkerung aus und umfasste 
Kleinlandwirte, Kleingewerbetreibende, niedrige Angestellte, Arbeiter, sowie 
Sozialrentner.82 
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Faßmann beanstandet, dass die „triste ökonomische Situation (...) die Entwicklung zu 
einer Mittelschichtsgesellschaft blockiert [hat]. Erst in der Zweiten Republik konnte 




3.4. Die innenpolitische Lage 
 
Nach dem Zusammenbruch der Monarchie stand Österreich vor einigen politischen 
Problemen. Mit Ausnahme der sozialdemokratischen Partei hatte sich keine Partei 
Gedanken darüber gemacht was für Auswirkungen eine Niederlage im Ersten Weltkrieg 
mit sich bringen würde. Es gab weder eine gültige Verfassung noch eine einheitliche 
Exekutive, da die k.u.k. Armee aufgelöst wurde. Paramilitärische, also bewaffnete, 
Verbände und Gruppen versuchten die Gunst der Zeit für ihre Zwecke zu nutzen und 
ihre politischen Ideen durchzusetzen, auch gewaltsam. Dadurch war vor allem im Jahr 
1919 die Demokratie in Österreich stark gefährdet und es galt diese zusammen zu 
schützen. Der Zusammenschluss der Christlichsozialen und der Sozialdemokraten, der 
beiden Großparteien, zu einer Koalitionsregierung bewährte sich in dieser Situation. 
Ohne ihren demokratischen Idealen abtrünnig zu werden, gelang es der 
sozialdemokratischen Partei im Laufe des Jahres 1919 sich als die dominante politische 
Partei der Arbeiter durchzusetzen.84 
 Am 16.Februar 1919 fanden die Wahlen zur konstituierenden 
Nationalversammlung statt, aus der eine Koalition zwischen den Christlichsozialen und 
den Sozialdemokraten hervorging. Diese Wahlen teilten die österreichische 
Bevölkerung in drei politische Lager, die in dieser Form für die restliche Zeit der 
demokratischen Republik bestehen blieben. Die drei Parteien, Christlichsoziale, 
Sozialdemokraten und Deutschnationale, verfolgten ganz gegensätzliche politische 
Ziele und waren sich nur in der Ablehnung der „Republik Österreich“ einig.85 Mit dem 
Anschlussverbot an Deutschland und der bedingten Namensänderung in „Republik 
Österreich“, die die Unterzeichnung des Friedensvertrages von Saint Germain am 
10.September 1919 mitsich brachten, war keine politische Partei einverstanden. 
Vorherrschend war der Glaube an die Notwendigkeit eines Anschlusses an Deutschland, 
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nicht nur in den Köpfen aller Politiker, sondern ebenso in den Köpfen der Bevölkerung. 
Daher wurde nicht an die Lebensfähigkeit des nun unabhängigen Österreichs geglaubt. 
 
Einzigartig in dem politischen System der 1.Republik war die „mehr oder weniger enge 
Einbindung politischer Extremisten in die demokratischen Parteien. Auch darin war ein 
latentes Konfliktpotential enthalten, welches sich durch die Ausbildung 
paramilitärischer Einheiten (...) noch zusätzlich verschärfte.“86 
Die anfangs hauptsächlich zwischen den Christlichsozialen und den Sozialdemokraten 
entstandene politische Polarisierung war ein kennzeichnendes Merkmal der 1.Republik. 
Prägend für die politische Lage war auch der strukturelle, sowohl sozial als auch 
politisch, Unterschied zwischen Stadt und Land. Das „rote Wien“ stand im Gegensatz 
zu den konservativeren christlichsozial orientierten und somit schwarzen 
Bundesländern. 
 
Im Verlauf einer Debatte über die Verankerung des Rätesystems in der neuen 
Wehrmacht wurde die Koalition von Leopold Kunschak (christlichsozial) infrage 
gestellt, da sich die christlichsoziale Partei übergangen fühlte. Am Tag nach der Debatte 
lösten die Christlichsozialen und die Sozialdemokraten ihr politisches Bündnis und die 
Koalitionsregierung war am 10.Juni 1920 beendet. Danach begann, eine bis zur 
Ausschaltung des Parlaments nicht unterbrochene, Ära konservativer Regierungen. 
 Im Jahr 1920 wurde die österreichische Politik durch die neue 
bundesstaatliche Verfassung und die Mitgliedschaft Österreichs im Völkerbund, durch 
dessen Hilfe die Währung saniert werden konnte, gestärkt und eine politisch stabilere 
Phase eingeleitet. Die sozialdemokratische Wahlniederlage vom 17.Oktober 1920 (die 
Christlichsozialen gingen als stärkste Partei hervor) führte fünf Tage später zum 
Ausscheiden der Sozialdemokraten aus der Regierung und von da an sah sich die 
sozialdemokratische Partei in der ständigen Opposition. Die christlichsoziale Partei sah 
das als Flucht und näherte sich in weiterer Folge an die großdeutsche Partei an. Dies 
führte zu einer Verschärfung der politischen Gegensätze in den verschiedenen Lagern.87 
 „Von November 1920 bis zum September 1930 lösten sieben Regierungen 
einander ab, zu entscheidenden politischen Kurswechseln kam es dabei jedoch nicht. 
Die bedeutensten Persönlichkeiten der Kabinette dieser Zeit waren zweifellos der 
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Führer der Christlichsozialen Partei, Prälat Dr. Ignaz Seipel und der gemäßigt-
nationale Dr. Johann Schober.“88 
 
Nach dem Rückzug der sozialdemokratischen Partei aus der Regierung, stärkte sie ihre 
Position in den verschiedenen Arbeiterorganisationen. Die Sozialdemokratie 
überschätzte allerdings die militärischen Möglichkeiten die sie sich durch den Aufbau 
des Republikanischen Schutzbundes, der als Arm der Partei fungierte, erhoffte.89 
 
Die wirtschaftlichen Einbußen die weite Schichten der österreichischen Bevölkerung 
durch die von Seipel initiierte Völkerbundanleihe in Kauf nehmen mussten, führten zu 
großen Stimmgewinnen der sozialdemokratischen Partei in den Wahlen vom April 
1927. Durch eine Koalitionsbildung des bürgerlichen Lagers, behielten diese die 
Regierungsgewalt, wodurch sich die sozialdemokratische Partei hintergangen fühlte. 
Das bürgerliche Lager lehnte eine Koalition mit der christlichsozialen Partei weiterhin 
ab. Die Folge war eine Verschärfung der Fronten der politischen Parteien und die 
zahlreichen Aufmärsche der verschiedenen Wehrverbände trugen ihren Teil dazu bei.90 
 Bei einem Demonstrationszug des Republikanischen Schutzbundes am 
30.Jänner 1927 in der burgenländischen Gemeinde Schattendorf kam es zu 
Auseinandersetzungen mit der Frontkämpfervereinigung, in deren Verlauf ein Kind und 
ein Kriegsinvalide getötet wurden. Der Geschworenenprozess der darauf folgte fand in 
Wien statt und endete mit einem Freispruch aller Angeklagten. Nachdem das Urteil in 
der Bevölkerung bekannt wurde, kam es am 15.Juli 1927 zu weitreichenden Streiks und 
einer Demonstration in deren Folge der Justizpalast in Brand gesetzt wurde. 
 Diesem Vorfall, dem Prozess und dem Brand ist ein eigenes Kapitel (Kap. 5.) 
gewidmet, in dem sich weitere und detailliertere Informationen darüber finden lassen. 
 
Das grundlegende Problem der Politik der 1.Republik ist laut Hartl die Tatsache, dass 
alle politischen Parteien ihre eigenen Interessen vor die Interessen des Staates stellten. 
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„Österreich war zu diesem Zeitpunkt bereits hoffnungslos in seine politischen Lager 
gespalten. Die Phase 1928 bis 1933 wurde bereits als „latente Bürgerkriegsituation“ 
gesehen.“91 
 In Österreich herrschte ein Misstrauen gegenüber der Demokratie, das sich in 
der Polarisierung der politischen Parteien begründete und die Grundlage für das 
Erstärken der paramilitärischen Verbände bildete. Am 7.Dezember 1929 kam es zu 
einer Verfassungsänderung die die Position des Bundespräsidenten stärkte. 
 Am 18.Mai 1930 legten die Heimwehren ihr Programm im so genannten 
„Korneuburger Eid“ fest. Darin bekannten sie sich zum Faschismus und zur Beseitigung 
der Demokratie. Bei den am 9.November 1930 stattfindenden letzten freien 
Nationalratswahlen traten auch die Heimwehren als „Heimatblock“ an. Als Sieger der 
Wahl ging die sozialdemokratische Partei hervor. 92 
„Als Seipel im August 1932 starb, hatte Engelbert Dollfuß bereits seine erste Regierung 
gebildet und versuchte einen neuen politischen Weg einzuschlagen.“93 
 
Nach der Selbstausschaltung des Parlaments im März 1933 setzte Dollfuß seinen 
politischen Weg mit dem Versuch einen sozialen, christlichen Ständestaat unter 
autoritärer Führung aufzubauen fort und gründete im Mai desselben Jahres die 
„Vaterländische Front“ als eine Art „Staatspartei“. 
 Am 25.Juli 1934 führten Nationalsozialisten einen Putschversuch durch und 
ermordeten den Bundeskanzler Dollfuß. 1934 – 1938 folgten antidemokratische 
Regierungsjahre unter Bundeskanzler Schuschnigg, der mit vielen wirtschaftlichen 
Problemen und der enormen Arbeitslosigkeit zu kämpfen hatte. 
 Die Unabhängigkeit der 1.Republik wurde mit dem Einmarsch deutscher 
Truppen und der Annektion Österreichs durch Deutschland am 11.März 1938 beendet.94 
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3.5. Die Presse in der 1.Republik – Dominanz der Parteipresse 
 
Während dem Ersten Weltkrieg waren die Umstände unter denen die Presse arbeiten 
musste sehr ungünstig. Die Presse war unter Präventivzensur gestellt, es war der 
Regierung also möglich die Verbreitung und auch das prinzipielle Erscheinen von 
Druckschriften zu verbieten, sowie das Abliefern von Pflichtexemplaren mit einer 
speziellen Frist zu erschweren. Zahlreichen Zeitungen war es im Laufe des Ersten 
Weltkrieges möglich ihre Auflagenzahlen erheblich zu steigern und infolgedessen die 
Ausgabenanzahl zu erhöhen. Die Kriegsberichterstattung wurde zu einem immer 
zentraleren und wichtigerem Thema und die Zeitungen waren das einzige Medium die 
das Informationsbedürfnis der Bevölkerung über den Kriegsverlauf befriedigen 
konnte.95 
 Nach dem Untergang der österreichisch-ungarischen Monarchie und der 
Niederlage im Ersten Weltkrieg stand die österreichische Presse vor einer vollkommen 
veränderten und neuen Situation. Die Absatzmärkte, die während der Monarchie 
bestanden hatten, fielen weg und es kam zu einem verstärkten Auftreten von lokalen 
Bundesländerzeitungen, wodurch vor allem die Wiener Presse zusätzlich Absatzmärkte 
verlor. Die Presse wuchs zwischen 1914 und 1930 in den Bundesländern zwischen 45 
und 133 Prozent, während die Zunahme in Wien nur 20 Prozent betrug.96 
 Die liberale Presse die bis zur 1.Republik eine vorherrschende Stellung am 
Zeitungsmarkt einnahm, verlor diese durch die zunehmende Bedeutung der Parteipresse 
der Sozialdemokraten, der Christlichsozialen, des Landbundes, der Großdeutschen, der 
Nationalsozialisten und der Kommunisten in der 1.Republik. Das bis dahin bestandene 
Übergewicht der liberalen Presse wurde durch die sinkenden Auflagenzahlen, welche 
durch die Inflation und die soziale Umschichtung bedingt waren, und den Zuwachs an 
Lokalzeitungen weiter eingeschränkt. Dies alles begünstige den raschen Aufstieg der 
Parteipresse. Diese Parteipresse sollte erstens als Sprachrohr der Partei agieren, 
politische Propaganda betreiben, die politischen Gegner in der Meinung der Leserschaft 
herabwürdigen und zweitens trotzdem noch aktuelle Nachrichten in ihre 
Berichterstattung integrieren um das Informationsbedürfnis der Leserschaft zu stillen. 
Im Laufe der 1.Republik wurde die politisch orientierte Presse, trotz vieler 
Neugründungen unabhängiger Zeitung, immer dominanter. Es bestand ein deutliches 
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Übergewicht von Zeitungen die sich zu einer politischen Richtung bekannten, im Jahre 
1914 taten dies 123 von 150 in Österreich erschienenen Zeitungen.97 
 
Eine besondere Bedeutung kam den Parteizeitungen der beiden größten Parteien der 
1.Republik zu, den Sozialdemokraten und den Christlichsozialen. Die Verlage dieser 
Parteien gaben, zusätzlich zu ihren offen deklarierten Parteizeitungen, auch einige 
Zeitungen heraus die nicht als Parteizeitungen bezeichnet wurden. Die politische 
Zugehörigkeit dieser Zeitungen zeigte sich nur durch die, die Partei unterstützende, 
Berichterstattung und dementsprechenden Stellungnahmen. 
Der christlichsoziale „Herold“-Verlag brachte neben dem Zentralorgan 
(„Reichspost“) zum Beispiel „Das Kleine Volksblatt“ und das „Neuigkeits-Weltblatt“ 
heraus, die sich dazu bekannten die christlichsoziale Parteipolitik zu unterstützten. In 
dem sozialdemokratischen „Vorwärts“-Verlag erschien neben dem Zentralorgan 
(„Arbeiter-Zeitung“) zum Beispiel die „Wiener Allgemeine Zeitung“ und „Der 
Morgen“, die sich zur Politik der sozialdemokratischen Partei bekannten und diese 
ebenfalls unterstützten. Da sich diese Zeitungen zu der Politik der jeweiligen Partei 
bekannten, standen sie in direktem Gegensatz zu den unabhängigen und liberalen 
Zeitungen, weshalb sich Auseinandersetzungen nicht vermeiden ließen.98 
 
Den Zündstoff zwischen den christlichsozialen und den sozialdemokratischen 
Zeitungen bildete die katholische Kirche. Die katholischen Zeitungen verbreiteten die 
Ansicht es gäbe neben der Presse die sich zur christlichsozialen Partei und der 
katholischen Kirche bekenne nur noch die Presse die sich zur sozialdemokratischen 
Partei und synonym damit zu den Juden bekenne. Die Kirche fordert die Vertretung der 
katholischen Grundsätze innerhalb der politischen Presse, demnach solle die 
christlichsoziale Presse keine reine Parteipresse sein, sondern den Katholizismus 
miteinbinden. Im Gegensatz dazu trat die sozialdemokratische Presse für eine Trennung 
von Staat und Kirche ein und lehnte die Forderung der Kirche strikt ab.99 
 
Die Parteipresse berichtete auf eine radikale und sehr herabwürdigende Art ablehnend 
über den politischen Gegner. Die aggressive Berichterstattung der Parteipresse trug 
somit wesentlich zur Lagerbildung der Bevölkerung bei und schürte dort den Hass 
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gegen den politischen Feind. Bezog die in zwei politische Lager geteilte Bevölkerung 
ihre Informationen über die innenpolitische Situation hauptsächlich aus den Zeitungen 
ihrer Partei, dann führte dies sicherlich zu einem unkorrigierbaren Feinbild, da sie sehr 
einseitig informiert waren. Anhand der unterschiedlichen Anschauungen der 
christlichsozialen und der sozialdemokratischen Partei und den tiefgreifenden 
Auseinandersetzungen der Presse dieser Parteien, zeigt sich die tiefe Kluft die nach der 
gemeinsamen Koalition entstanden war.100 
In Wien gab es selbstverständlich neben der Parteipresse auch eine, den 
Zeitungsmarkt bereichernde, Boulevardpresse, die sich durch sensationell aufgemachte 
Titelstorys und eine dem Genre entsprechende Themenauswahl auszeichnete. Die 
bekanntesten Beispiele der damaligen Boulevardpresse sind „Der Tag“, „Die Stunde“ 
und „Der Abend“.101 
 
Nachdem durch die steigende Inflation zahlreiche Spekulanten nach Österreich kamen 
und die Presse dazu verwendeten Einfluss auf die Öffentlichkeit zu nehmen und die 
Börse zu beeinflussen, wurde im Jahr 1922 festgelegt, dass Inserate in einem 
redaktionellen Text explizit gekennzeichnet sein müssen. Da nun aber die Angst vor 
einer geringeren Wirksamkeit der Inserate bestand, wurde die Kennzeichnungspflicht 
oft vernachlässigt, was zu zahlreichen Prozessen zwischen den einzelnen Zeitungen 
führte. 
In der Zeitungslandschaft der 1.Republik fehlten auch die kleinformatigen 
Massenzeitungen nicht und nachdem diese einen großen Erfolg aufwiesen und sich 
größter Beliebtheit erfreuten, dauerte es nicht lange bis die beiden Großparteien 
(sozialdemokratische und christlichsoziale Partei) ebenso kleinformatige Zeitungen 
herausbrachten. Auf sozialdemokratischer Seite handelte es sich um „Das Kleine Blatt“ 
und auf christlichsozialer Seite entstand das „Kleine Volksblatt“. Diesen beiden 
Zeitungen kam gleichermaßen eine große Bedeutung hinsichtlich der politischen 
Meinungsübermittlung zu.102 
 Das Genre der Karikatur beziehungsweise der politischen Satire fand ebenso 
Eingang in den Zeitungsmarkt der 1.Republik. Zu den bekanntesten Blättern dieser Art 
zählte der „Kikeriki“. 
 
                                                 
100
 Vgl. Stadler, Matthias Michael: Die Situation der Presse in der Ersten Republik. 1990, S. 31 - 32 
101
 Vgl. Ebd., 1990, S. 31 - 32 
102
 Vgl. Ebd., 1990, S. 32 - 33 
56 
Die verschärfte innenpolitische Auseinandersetzung der beiden Großparteien führte zu 
einer Verschärfung des Sprachstils der Presse und einer Bedeutungszunahme des 
politischen Leitartikels. Der politische Kampf der geführt und auch auf dem Rücken der 
Presse ausgetragen wurde und die extreme Verhetzung des politischen Gegners, hatten 
zur Folge das dieser „Gegner“ nun zum unerbittlichen Feind wurde, der mit allen 
Mitteln zu bekämpfen war. Diese enorme Polarisierung zwischen den Sozialdemokraten 
und den Christlichsozialen steigerte sich weiter, die parteipolitisch orientierten 
Zeitungen verhetzten bei jeder Gelegenheit den politischen Gegner.103 
 
In der Pressegeschichte der 1.Republik ist deutlich zu erkennen welche enormen 
Anstrengungen das Ausland unternommen hat um durch die Presse Einfluss auf das 
Geschehen in Österreich auszuüben. Die Tschechoslowakei, Deutschland und auch 
Italien bemühten sich ihre politischen Absichten in Österreich publizistisch zu 
verbreiten und abzusichern, sowie in der österreichischen Presselandschaft 
mitzuwirken.104 
 
Mit dem Pressegesetz vom 07.April 1922, das im nachfolgenden Kapitel genau 
betrachtet wird, gab es eine fast völlige Pressefreiheit mit der eine besondere 
Verantwortung der Journalisten einherging. 
 
Im Laufe der 1.Republik fand in den Teilen der Zeitungen eine Veränderung statt. Diese 
Veränderungen war folgende: die politische Berichterstattung wurde ausgeweitet, der 
Nachrichtenteil wurde vergrößert und die Nachrichten nun nach Aktualität gereiht, die 
Veröffentlichung von Agenturberichten fand größere Verbreitung, der Sportteil wurde 
wesentlich erweitert (es entwickelte sich sogar die Sportpresse als neue Pressegattung), 
das zuvor bedeutungsvolle Feuilleton wurde ins innere der Zeitung verlegt, die 
kulturelle und wirtschaftliche Berichterstattung wurde eingeschränkt und der 
Wirtschaftsteil verlor an Bedeutung und wurde mit der politischen Berichterstattung 
zusammengelegt. Der Inseratenteil blieb die größte Einnahmequelle einer Zeitung.105 
 
Nachdem sich durch staatliche und städtische Steuern die Herstellung der Zeitungen in 
der 1.Republik enorm verteuerten und somit für Familienbetriebe finanziell unhaltbar 
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wurden, waren die meisten Zeitungen das Eigentum von Aktiengesellschaften. Diese 
Aktiengesellschaften gaben meistens mehrere Tages- und Wochenzeitungen heraus.106 
Das Pressewesen war gegliedert in eine Organisation für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. 
 Die Organisation der Arbeitgeber setzte sich aus dem Verband der Herausgeber 
der österreichischen Tageszeitungen und dem Verband der Herausgeber der 
österreichischen Wochenzeitungen und Zeitschriften zusammen und hatten die 
Monatsschrift „Zeitungsverleger“ als eigenes Organ. 
 Die Organisation der Arbeitnehmer bildete sich aus folgenden drei Gruppen, die 
jede für sich eine eigene Gewerkschaft hatte: der redaktionellen (Journalisten), der 
administrativen (Zeitungsbeamte) und der technischen (graphische Arbeiter) Gruppe. 
Das Arbeitsverhältnis der Journalisten, Zeitungsbeamten und graphischen Arbeiter war 
durch Kollektivverträge geregelt, ein Journalistengesetz und ein Angestelltengesetz 
regelten das Rechts- und Arbeitsverhältnis der Journalisten. Die Versicherungsanstalt 
der Presse regelte die Unfalls- und Krankenversicherung, sowie die Altersvorsorge.107 
 
 
3.5.1. Das Pressegesetz vom 7.April 1922 
 
Das Pressegesetz vom 7.April 1922 markierte einen neuen Abschnitt der 
österreichischen Pressegesetzgebung, da es den Anforderungen der damaligen Zeit 
vollkommen gerecht wurde und die größte Pressefreiheit in der Ersten Republik bot. 
 
Dieses Gesetz gliedert sich in sechs Abschnitte.  
1. Abschnitt: „Allgemeine Bestimmungen“ 
2. Abschnitt: „Gewerkschaftliche und verwandte Bestimmungen“ 
3. Abschnitt: „Die Ordnung in Pressesachen“ 
4. Abschnitt: „Verantwortlichkeit für strafbare Handlungen, die durch den Inhalt 
eines Druckwerkes begangen werden“ 
5. Abschnitt: „Über das Strafverfahren in Preßsachen“ (Paragraphen) 
6. Abschnitt: „Übergangs- und Schlußbestimmungen“108 
 
                                                 
106
 Vgl. Stadler, Matthias Michael: Die Situation der Presse in der Ersten Republik. 1990, S. 39 
107
 Vgl. Ebd., 1990, S. 38 
108
 Vgl. Ebd., 1990, S. 51 
58 
Im Paragraph 1 (§ 1) dieses Gesetzes wird die Freiheit der Presse gewährleistet und 
explizit festgehalten, dass die Presse nur den Beschränkungen dieses Gesetzes unterliegt 
und der darauf folgende § 2 definiert was laut Gesetz eine Druckschrift ist, wobei er 
eine eigene Definition für Zeitung enthält. Die Paragraphen 3 und 4 enthalten 
Begriffsdefinitionen für die Verbreitung von Druckwerken, sowie die Verantwortung 
und Verpflichtung des Druckers. Der § 5 bestimmt die Strafen bei einem 
Gesetzesverstoß und die Kosten des Strafverfahrens, für das der Herausgeber, der 
Eigentümer und der Verurteile gleichermaßen aufkommen muss.109 
 Der zweite Abschnitt des Pressegesetzes beschäftigt sich mit dem Verkauf von 
Druckwerken. Es gibt nun keine Konzessionsverpflichtung (Verpflichtung zu einer 
Bewilligung) für das Pressegewerbe mehr und jede mündige Person ist berechtigt 
Druckwerke zu verkaufen, sofern diese der Sicherheitsbehörde den Verkaufsraum 
meldet. 
 Der dritte Abschnitt des Gesetzes betrifft formale Regelungen die auf jeden Fall 
einzuhalten sind, so zum Beispiel den § 15 der das Impressum bei Druckwerken 
vorschreibt und definiert. Im darauf folgenden Paragraphen gibt es eine explizite 
Angabe für das Impressum bei Zeitungen. Durch das Impressum wird den Behörden die 
Möglichkeit gegeben zu erfahren wer der Eigentümer der Zeitung ist, von wem sie 
geleitet wird und ebenso wer redaktionellen und somit inhaltlichen Einfluss ausübt. Die 
Frage nach dem verantwortlichen Redakteur, der bei einem Verstoß zur Rechenschaft 
gezogen werden kann da er die Verantwortung inne hat, ist im § 18 geregelt. Der § 20 
verpflichtet zur Abgabe von Pflichtexemplaren, wodurch die Behörden in der Lage 
waren die Entwicklung des Pressewesens mitzuverfolgen. Um die Durchsetzung der 
Interessen der Öffentlichkeit zu gewährleisten ist der § 23 zuständig, da er den 
verantwortlichen Redakteur auf Verlangen einer Behörde oder auch Privatperson, zu 
einer unentgeltlichen Berichtigungsveröffentlichung durch Erklärung der Tatsachen 
verpflichtet. Diese Berichtigung muss in derselben Schrift, im gleichen Teil der Zeitung 
und bis zur weiten Nummer nach dem Einlangen erscheinen. Wenn eine eigenmächtige 
Berichtigung des Redakteurs / der Zeitung im gleichen Ausmaß schon veröffentlicht 
wurde, kann eine Berichtigung die erst zwei Monate nach dem Erscheinen der 
ursprünglichen Mitteilung einlangt, verweigert werden. Vergehen wie die 
Nichteinhaltung bzw. verspätete oder nicht in dem gleichen Umfang erfolgte 
Berichtigung, werden durch Geldstrafen geahndet. Eine weitere Bestimmung dieses 
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Gesetzes, die von besonderer Wichtigkeit für den Leser ist, enthält der § 26, der eine 
deutliche Kennzeichnung von bezahlten Inseraten und anderen Ankündigungen im Text 
verlangt.110 
 Der vierte Abschnitt dieses Pressegesetzes beschäftigt sich mit der 
Verantwortlichkeit für strafbare Handlungen die durch den Inhalt des Druckwerkes 
verübt werden. Der Urheber eines derartigen Vergehens wird nach den allgemeinen 
Strafgesetzen verurteilt. 
 Der fünfte Abschnitt des Gesetzes betrifft die Strafverfahren in Pressesachen, 
wofür die Vorschriften der Strafprozessordnung gelten. Diesbezügliche Strafverfahren 
fallen in den Geltungsbereich der Bezirksgerichte. Der Paragraph 27 beschäftigt sich 
mit der vorläufigen Beschlagnahme von Druckwerken durch die Staatsanwaltschaft 
oder die Sicherheitsbehörde. Dieser umstrittene Paragraph beschränkt die vorläufige 
Beschlagnahme auf Fälle in denen in einem Druckwerk zu einem Verbrechen 
aufgerufen wird oder eines zur Folge haben könnte, sowie bei nicht ordnungsgemäßem 
Impressum und bei Nichteinhaltung der Ablieferung eines Pflichtexemplares, da damit 
die Paragraphen 15 und 20 verletzt werden. Diese vorläufige Beschlagnahme muss 
allerdings um nicht zu erlischen, bis fünf Tage nach dem Vollzug vom Gericht bestätigt 
werden. Die Person oder Behörde die eine Beschlagnahmung verlangt hat, welche 
erlischt oder nicht rechtskräftig anerkannt wurde, ist zur einer Entschädigung des 
Geschädigten verpflichtet. Eine sehr wichtige Bestimmung enthielt der § 45, demnach 
sind berufsmäßig an der Herstellung einer Zeitung mitarbeitenden Personen, wenn 
durch den Inhalt der Zeitung ein Strafverfahren eingeleitet wurde, vom Zeugniszwang 
befreit und müssen nicht gegen ihre Zeitung und in weiterer Folge ihren Arbeitgeber 
aussagen. Damit kann eine gezwungene Falschaussage der Mitarbeiter, aus Angst den 
Arbeitsplatz zu verlieren, zugunsten des Unternehmens verhindert werden.111 
 Der letzte Abschnitt des Gesetzes legt Übergangs- und Schlussbestimmungen 
fest. Das Pressegesetz tritt mit dem 1.Oktober 1922 in Kraft, wobei der Paragraph 6 
(Aufhebung der Konzessionspflicht) ausgenommen sein sollte und erst mit 1.Jänner 
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Im Laufe der Jahre häuften sich die Beschwerden das Pressegesetz von 1922, da sich 
einige Bestimmungen im Laufe der Zeit als unzureichend erwiesen hatten und eine 
rasante Zunahme der Gesetzesverstöße der Presse festzustellen war. Es folgte die 
Strafgesetznovelle vom 20.Dezember 1929, die eine Arbeitserleichterung der Behörden 
bei Verstößen der Presse gegen die Gesetze schaffen sollte, allerdings wurde damit auch 
die Pressefreiheit eingeschränkt. 
61 
4. Wehrverbände und Militärisierung in der 1.Republik 
 
„Ein bemerkenswertes Phänomen der Ersten Republik stellen die militärpolitischen 
Organisationen aller politischen Richtungen dar, die sogenannten Wehrverbände. 
Gruppen wie der Republikanische Schutzbund auf der linken Seite und die 
verschiedenen Heimwehren und kleineren Verbände auf der rechten haben die gesamte 
Geschichte dieser bewegten Zeit stark geprägt und zum Scheitern der Republik 
wesentlich beigetragen. Man muß sie daher als elementare Bestandteile der damaligen 
gesellschaftlichen Verhältnisse betrachten. (...) Die Ereignisse im Zusammenhang mit 
dem Untergang der Monarchie und der Entstehung einer instabilen „revolutionären“ 
Regierung trieben Menschen auf beiden Seiten – links wie rechts – dazu, bewaffnete 
Gruppen ins Leben zu rufen.“113 
Nachdem die Bevölkerung ihre schwierige Situation zu meistern versuchte, in 
Angst vor möglichen Angriffen der Gegner und der Bolschewiken lebte, den Hunger 
fürchtete, der Regierung misstraute und zutiefst verunsichert war was ihre Zukunft 
betraf, versuchten sie sich mit den Gründungen der Wehrverbände eine Art von 
Sicherheit zu verschaffen. Die Menschen wollten sich selbst schützen, sich Stabilität 
verschaffen und diese wenn nötig mithilfe der Wehrverbände eisern verteidigen. Waffen 
waren vom vorhergehenden Weltkrieg zur Genüge vorhanden und wurden nicht 
verkauft oder desgleichen, sondern einbehalten um sie benutzen zu können. 
 
„Die Wehrverbände jener Zeit dienten, abgesehen von den Grenzabwehrkämpfen, eher 
politischen (auch streikbrechenden) als militärischen Zwecken.“114 Sie wurden anfangs 
auch nur lokal / regional gebildet, da ihr Zweck darin bestand die Ordnung auf dem 
Land und in den Städten aufrecht zu erhalten – später wurden sie zu Teilen der 
Heimwehrbewegung. Man wollte sich gegen die Nachwirkungen des Weltkrieges 
schützen und notfalls auch wehren können, daher bildeten sich zum Beispiel 
Stadtwachen, Orts-, Bürger- und Bauernwehren. 
Nachdem sich im Laufe des Jahres 1920 die „ideologischen Gegensätze 
verschärften, wurde die Existenz von bewaffneten, uniformierten Verbänden zu einem 
fixen Bestandteil im Leben der umstrittenen Republik.“115 
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Die unter dem Sammelbegriff Heimwehr zusammengefassten, zumeist explizit 
rechtsstehenden Wehrverbände, entwickelten sich aus den vorangegangenen Bürger- 
und Bauernwehren. Aufgrund ihrer Bewaffnung, ihrer Spezialisierung in verschiedene 
Einheiten und ihrer damit einhergehenden streikbrecherischen Wirkung war es diesen 
Verbänden möglich, sich in die politischen Auseinandersetzungen der Ersten Republik 
einzubringen. 
 
Die Uneinigkeit der Heimwehr-Bewegung war ihr wesentliches Kennzeichen, 
denn spätestens nach den Ereignissen des Jahres 1927 hatte jedes Land mindestens 
einen derartigen Verband. Auch zu Zeiten als diese Bewegung öffentlich als große 
Einheit auftrat, bedingt durch unterschiedliche Orientierungen, Interessen, Ziele, 
Differenzen und Rivalitäten der Führer. Demnach lässt sich kein einheitliches Bild der 
Heimwehr (-Bewegung) nachzeichnen.116  
 
Die nachfolgend noch genauer beschriebenen paramilitärischen Organisationen, allen 
voran der Republikanischer Schutzbund (RSB) und die Frontkämpfervereinigung 
(FKV) haben sich damals im Burgenland einen harten Wettkampf geliefert. Der RSB 
und die FKV versuchten Mitglieder zu werben und Ortsgruppen zu gründen, außerdem 
hielten sie regelmäßig Versammlungen und Demonstrationen ab, die des Öfteren 
Zusammenstöße zwischen diesen Verbänden zur Folge hatten. 
 
An dieser Stelle sei angemerkt, dass die Frontkämpfervereinigung ein Bestandteil der 
Heimwehr-Bewegung war. 
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4.1. Frontkämpfervereinigung (FKV) 
 
Der Offizier Hermann Hiltl, der nach seiner Heimkehr im Sommer 1919 aus der 
Kriegsgefangenschaft sein Heimatland grundlegend verändert vorfand, glaubte die 
Ursache dafür gefunden zu haben in: 
1. „der zersetzenden Tätigkeit der Juden, besonders der während des Krieges 
eingewanderten, 
2. der Uneinigkeit der volksbewußten und heimattreuen Teile der Bevölkerung“117 
 
Daher beschloss er diese Ursachen, vorrangig die Juden, zu bekämpfen und alle 
Menschen die unter den momentanen Zuständen in der Heimat litten zu einen. Hermann 
Hiltl stellte aus Untergebenen das „Bataillon Hiltl“ zusammen und erkannte schon bald, 
dass es sinnvoller wäre eine größere Organisation zu gründen, – die Kontakte zu 
anderen gleichgesinnten Verbänden hatte er durch dieses „Bataillon“ schon. 
Im August 1919 stellte Hermann Hiltl ein Ansuchen an Hauptmann i.d.E. Franz 
Mayer in dem es darum ging sich der Gründung einer Organisation die sich gegen den 
übermäßigen Einfluss der Sozialdemokraten zur Wehr setzen sollte, anzuschließen. 
Nach Beratungen wurde der „Bund für Ordnung und Wirtschaftsschutz“ ins Leben 
gerufen, welcher bald weite Verbreitung innerhalb Wiens fand.118 
 
 
Hermann Hiltl strebte allerdings eine breitere Basis an und daher setzten sich im 
Februar 1920 „in einem dürftig eingerichteten Kabinette in der Strohmayergasse 7 – 
der Wohnung Hiltls – Oberst von Zeiß, Oberstleutnant von Hiltl, Major Walter 
Kopschitz, Hauptmann Emil Frey, Dr. Robert Jusa, Hauptmann Franz Mayer und 
Hauptmann Anton Seifert zusammen und faßten den Beschluß, eine Vereinigung der 
Frontsoldaten des Weltkrieges zu gründen.“119  Dieser Bund sollte den Namen 
„Frontkämpfervereinigung Deutsch-Österreichs“ haben und den Leitspruch 
„Allgemeines Volkeswohl geht vor kleinlicher Parteipolitik“ tragen.120 
Damit war eine richtige Offiziersvereinigung geschaffen und dementsprechend 
verwundert es nicht, dass der hohe Anteil an Offizieren und Unteroffizieren, auch auf 
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Führungsebene, kennzeichnend für die FKV war und die Mitglieder dieser Vereinigung 
hauptsächlich ehemalige Soldaten der k. u. k. Armee waren. 
 
Das Ziel dieser Vereinigung bestand in der „Vereinigung aller arischer Frontkämpfer 
aller Waffengattungen, ihr Zweck [war] die Liebe zur Heimat und zum angestammten 
Volk, die Pflege der im Kampf erprobten Kameradschaft, die Ehrung der Gefallenen, 
die Mitarbeit am Wiederaufbau des Vaterlandes und die Vertretung der Interessen der 
Heimkehrer.“121 
 
Nachdem der Leitspruch und die Satzungen genehmigt und zwei Zeitungen 
(„Wirtschaftsverbandes der nichtaktiven Offiziere und Gleichgestellten“ und die „Neue 
Front“) als Organ der Frontkämpfervereinigung bestimmt wurden, wurden am 20. Mai 
1920, hauptsächlich um Missverständnissen vorzubeugen, folgende vier Richtlinien der 
Vereinigung veröffentlicht: 
1. „Die Frontkämpfervereinigung ist eine vollständig selbständige unabhängige 
Vereinigung. 
2. Sie hat als Leitsatz: „Allgemeines Volkswohl geht vor kleinlicher Parteipolitik.“ 
3. Sie steht auf arischer, parteiunpolitischer Grundlage und schließt die 
Mitwirkung internationaler volkszerstörender Elemente wie Sozialdemokraten 
und Kommunisten aus. 
4. Sie erblickt ihr Ideal in der Einigung des gesamten deutschen Volkes.“122 
Es gab sofort Widerstand, nicht nur von Seiten der Presse, aber trotzdem wurden 
städtische Bezirksgruppen und Ortsgruppen (am Land) gebildet und 
Propagandamaßnahmen eingeleitet. Diese Maßnahmen bestanden in der Verteilung von 
Flugblättern, sowie in der Abhaltung von Vorträgen und Versammlungen. 
 
 
Vor allem in Wien und Umgebung spielte die FKV eine bedeutende Rolle, aber auch in 
den anderen Bundesländern wurden im Laufe der Jahre 1922 und 1923 Landesstellen 
gegründet, um einen organisatorischen Aufbau der Vereinigung zu sichern. Im Laufe 
des Jahres 1926 wurde nach Anweisung der Wiener Führung begonnen auch im 
Burgenland, neben der seit 4. März 1923 bestehenden Landesstelle, Ortsgruppen zu 
errichten. Dies geschah obwohl die Regierung beschlossen hatte im Burgenland keine 
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paramilitärischen Verbände zu gründen, da es das jüngste Bundesland war und noch mit 
Eingliederungsproblemen zu kämpfen hatte. 
 
Im Laufe ihres Bestehens gab es unzählige Versammlungen und Feste der 
Frontkämpfervereinigung, eine der bedeutendsten davon ist die Frontkämpfertagung in 
Wien vom 24. – 29.Juni 1926 gewesen. In der besagten Tagung wies Hermann Hiltl 
nochmals auf die enorme Wichtigkeit des Leitspruches der Frontkämpfervereinigung 
hin und gelobte danach zu handeln und dieses Volkswohl, falls notwendig, auch mit 
dem Einsatz von Blut und Leben zu verteidigen.123 
 
So kam es im Laufe der Zeit zu verschiedenen Zusammenstößen mit gegnerischen 
Organisationen, was nicht weiter verwundert, da die FKV prinzipiell 
sozialdemokratische und kommunistische Veranstaltungen zu stören versuchte. 
Der wohl bedeutendste und folgenreichste Zusammenstoß fand am 30. Jänner 
1927 in der Gemeinde Schattendorf im Burgenland statt, bei welchem ein 
Kriegsinvalide und ein Kind den Tod fanden. Es wird an dieser Stelle nicht genauer auf 
diesen Vorfall eingegangen, da er Gegenstand des folgenden Kapitels (5.2.) ist und dort 
ausführlich und detailliert behandelt wird. 
 
 
Was die wirkliche Größe und Mitgliederanzahl der Frontkämpfervereinigung angeht, 
wird von verschiedenen Quellen behauptet, die Leitung der Vereinigung hätte Gerüchte 
darüber verstreut. „(...) nur im Wiener Raum, wo die FKV Mitte 1921 ca. 3800, Anfang 
1925 ca. 12.000 aktive Mitglieder gehabt haben dürfte (...), formierten die Mitglieder 
einen geschlossenen Wehrverband.“124 
Genau in dieser Gegend kam es auch zu einer Reihe von, manchmal auch 
tödlichen, Zusammenstößen mit anderen politischen Anhängern. Die FKV war im 
Wiener Raum jahrelang der aktivste und größte Verband, vermutlich weil sie immer um 
aktive und unterstützende Mitglieder warben. 
 
1935 wurde die Frontkämpfervereinigung aufgelöst, woraufhin sich die Mitglieder in 
andere politische Lager verstreuten, so auch in das Lager der illegalen 
Nationalsozialisten. 
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4.2. Republikanischer Schutzbund (RSB) 
 
Nachdem sich die sozialdemokratische Partei von der christlichsozial orientierten 
Frontkämpfervereinigung bedroht fühlte, ergriff sie Gegenmaßnahmen und so wurde 
aus einer Ende 1922 entstanden Idee der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, Anfang 
1923 der Republikanische Schutzbund erschaffen. Dieser setzte sich aus den schon 
bestehenden Arbeiterwehren und Ordnerformationen der sozialdemokratischen Partei 
zusammen und sollte, als Gegenbewegung zur Heimwehr, die Republik vor dieser 
schützen und ihr notfalls entgegentreten.125 
 
 
Die wichtigste Rolle innerhalb des Schutzbundes nahm der ehemalige Heeresminister 
Julius Deutsch ein, der zum Obmann ernannt wurde. Neben ihm als Berater fungierten 
unter anderem Karl Heinz, Rudolf Löw, Alexander Eifler und Theodor Körner. 
„Die RSB-Leitung unterstand der Partei und deren Führer behaupteten 
wiederholt, sie hielten ihre disziplinierte Parteigarde fest in der Hand, was bei den 
mannigfaltigen Truppen ihrer Gegner nicht der Fall wäre. Der RSB stand also der 
SDAP-Leitung als politische Armee zur Verfügung.“126  
 
Der Sitz der Zentralleitung war in Wien und am stärksten verbreitet war der Verband in 
Wien und den Industrieländern. Die Mitglieder des Republikanischen Schutzbundes 
waren hauptsächlich normale Arbeiter die freiwillig beigetreten waren und nun 
ununterbrochen geschult wurden, um im Notfall ihren militärischen Auftrag mit 
Präzision erfüllen zu können.127 
 
 
Die zwei Hauptaufgaben die der Republikanische Schutzbund erfüllen sollte, waren 
folgende: „Erstens sollte er bei sozialdemokratischen Kundgebungen und Aufmärschen 
die Ordnung aufrechterhalten und auch derartige Versammlungen vor gegnerischen 
Störungen bewahren. Zweitens sollte er immer bereit sein, irgendeinem Angriff auf das 
parlamentarische System entgegenzutreten.“128  
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Nicht explizit als Aufgabe deklariert, aber doch in den Satzungen des Schutzbundes 
vorfindbar ist die Bestimmung, dass er den Behörden unterstützend zur Seite stehen 
sollte. 
Um diese Aufgaben überhaupt erfüllen zu können, gab es (wie bei allen 
Verbänden dieser Art) Einheiten die sich um jeweils genau definierte Aufgabenbereiche 
kümmerten und auf diesem Gebiete wie eine Art „Spezialeinheit“ fungierten. 
 
 
Die strukturelle Ordnung des RSB war straff an die militärische Gliederung angelehnt, 
da er in Züge, Kompanien, Bataillone und Regimenter gegliedert war und die 
Mitglieder einheitlich uniformiert waren. Der bewaffnete Verband führte auch 
regelmäßig Gefechtsübungen durch. 
„Der Schutzbündler gehörte seinem Bund, er mußte seinen Mitgliedsbeitrag 
abliefern, ein tadelloses Verhalten im Kreise seiner Genossen und mit seinem gesamten 
Auftreten an den Tag legen. Der Schutzbund ging mit Disziplinarstrafen bei 
Übertretungen und Verfehlungen gegen die Störer der Ordnung vor.“129 
Der Republikanische Schutzbund, besonders seine innere Struktur und straffe 
Gliederung, hatte demnach eine Disziplinierungsfunktion inne, die Mitglieder lebten in 
einer Gemeinschaft die gleichzeitig Solidarität und ein enormes 
Zusammengehörigkeitsgefühl innerhalb der Gemeinschaft hervorbrachte. Damit war 
nun eine Kampforganisation geschaffen, die die sozialdemokratischen Ideen verkörperte 
und in der Lage war ihre Mitglieder militärisch auszubilden. Diese Organisation war 
bereit die Demokratie und demnach ihre Republik zu verteidigen und zu schützen.130 
 
 
Anhand der Verbreitung der Monatszeitschrift „Der Schutzbund“ lässt sich die 
wahrscheinliche Größe des RSB schätzen. „Im Juni 1924 begann die Zeitschrift mit 
12.000 Exemplaren; sie stieg auf 50.000 im Juni 1927 und 65.000 im Dezember 
desselben Jahres; 1929 erreichte sie ihren Höhepunkt mit 80.000 Exemplaren. (...) Die 
verläßliche militärische Stärke des RSB dürfte mit der Hälfte dieser hohen Zahl 
anzusetzen sein. Besonders während des schnellen Aufstiegs der Heimwehr 1927-1929 
versuchte die RSB-Führung nach jedem krisenhaften Ereignis meist erfolgreich, neue 
Mitglieder zu werben. Aber nach 1929 nahm die Mitgliederzahl des RSB allmählich ab- 
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Zur Zeit seiner amtlichen Auflösung im März 1933 gehörte ihm vielleicht 60.000 
Männer an.“131 Nach der behördlichen Auflösung existierte der Republikanische 
Schutzbund, nunmehr illegal, im Untergrund weiter. 
 
 
Im Jahre 1934 begann der Republikanische Schutzbund den Kampf gegen die 
Regierung, in dessen Verlauf viele Schutzbündler getötet, verletzt oder verhaftet 
wurden. 
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5. Die Ereignisse die zum Justizpalastbrand führen 
 
Die vorliegende Magisterarbeit beschäftigt sich im Hauptteil mit drei, in Verbindung 
miteinander stehenden, Ereignissen. Diese sind: 
 30.Jänner 1927: Vorfall in Schattendorf: In der im Burgenland gelegenen 
Gemeinde Schattendorf wurden 2 Menschen (Kriegsinvalide und Kind) durch 
Schüsse getötet 
 5. – 14.Juli 1927: sog. Schattendorfer Prozess: Geschworenenprozess gegen die 
Angeklagten Johann Pinter und die Gebrüder Josef und Hieronimus Tscharmann 
 15.Juli 1927: Justizpalastbrand: Infolge einer Demonstration der Arbeiterschaft 
in der Wiener Innenstadt wurde der Justizpalast von der Bevölkerung in Brand 
gesetzt 
 
Der Vorfall in Schattendorf schlug große Wellen und der daraufhin mit Spannung 
verfolgte Prozess gipfelte in dem Freispruch der drei Angeklagten. Aufgrund der 
Empörung nach diesem Urteil kam es zu Unruhen in Wien, in deren Folge der 
Justizpalast in Brand gesetzt wurde und fast zur Gänze abgebrannt ist. 
 
 
Die Ereignisse werden nachfolgend in jeweils eigenen Kapiteln genau behandelt, um ein 
besseres Verständnis dafür zu ermöglich. An dieser Stelle ist anzumerken, das sich 
zwischen den verschiedenen Quellen einige Unterschiedlichkeiten in Bezug auf die 
Schilderung des Vorfalles in Schattendorf ergeben. Dies vor allem im Hinblick auf das 
erste Zusammentreffen der in den Vorfall verwickelten Parteien, die genauen 
Zeitangaben der Zusammenstöße und andere detaillierter Angaben. 




5.1. Exkurs: Burgenland 
 
Das Burgenland wurde erst im Jahre 1921 unter schwierigen Umständen an Österreich 
angegliedert, somit stellt es das östlichste und jüngste Bundesland dar. Die Situation 
dieses Bundeslandes war nicht einfach, da es wirtschaftlich rückständig war und ein 
Großteil der Bevölkerung die Strukturen die während ihrer Zugehörigkeit zur 
Monarchie bestanden haben, vermissten. 
 
 
Die beiden nachfolgenden Unterkapiteln dienen der Veranschaulichung der damals 
vorherrschenden Situation im Burgenland. Als erstes werden die allgemeinen 
politischen Spannungen in diesem Bundesland, mit speziellem Fokus auf die an dem 
Vorfall in Schattendorf beteiligten Verbände, genauer betrachtet. Danach wird die 




5.1.1. Politische Spannungen im Burgenland – die Frontkämpfervereinigung 
und der Republikanische Schutzbund 
 
Zwischen dem Parteien der christlich-sozialen, der sozialdemokratischen und dem 
dritten, wenn doch kleineren politischen Faktor, dem Landbund bestand eine 
Vereinbarung, die anfangs eine Aufstellung paramilitärischer Verbände verhinderte. 
Dieser Vereinbarung war es zu verdanken, dass die innenpolitische Lage des 
Burgenlandes relativ ruhig war. 
Dies änderte sich allerdings als die Frontkämpfervereinigung im Jahre 1926 von 
Wien aus begann auch im Burgenland, trotz ablehnender Haltung der dortigen 
Landesregierung, Ortsgruppen zu gründen. Nachdem die Zugehörigkeit zu Österreich 
den Burgenländern anscheinend nicht die gleichen Vorteile erbrachte wie es damals in 
Ungarn der Fall war, hatten die Frontkämpfer im Burgenland einen stark pro-
ungarischen Charakter und eine dementsprechende Propaganda.132 
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„Die „Frontkämpfer“ begannen also Mitte der 1920er Jahre im Burgenland 
auch außerhalb ihrer bisherigen Schwerpunkte in Wien und Umgebung 
Ortsorganisationen einzurichten, und der Republikanische Schutzbund, dessen 
Mitglieder im Burgenland hauptsächlich deutschsprachige und kroatische 
Arbeiterbauern, Landarbeiter, Bauarbeiter und Handwerker waren, verstärkte ebenfalls 
seine organisatorischen und propagandistischen Aktivitäten.“ (...) Infolgedessen kam es 
im Burgenland zu einer „Phase der Parteipolitisierung der gesellschaftlichen 
Differenzierung auf lokaler und regionaler Ebene“133 
 
 
5.1.2. Die Gemeinde Schattendorf im Burgenland 
 
Zum besseren Verständnis des im nächsten Kapitel beschriebenen Ereignisses, wird nun 
kurz auf die wichtigsten Angaben der betreffenden Gemeinde eingegangen. 
 
„Schattendorf ist ein Straßendorf unmittelbar parallel zur ungarischen Grenze, an der 
Bahnlinie Mattersburg-Ödenburg (Sopron), gelegen. Es zählte damals etwa 2500 
überwiegend deutschsprachige Einwohner, von denen im Nebenerwerb viele auch 
Weinbau trieben. Fast 10 Prozent von ihnen waren 1927 arbeitslos und, wie die Wahlen 
zeigten, in der Mehrheit sozialdemokratisch orientiert. Der Gemeinderat bestand daher 
aus neun Sozialdemokraten und sechs Christlichsozialen.“134 
Die Bevölkerung dieser Gemeinde war demnach zu zwei Drittel der 
sozialdemokratischen Partei angehörig oder zumindest sozialdemokratischer Gesinnung 
und sah es daher nicht gerade mit Wohlgefallen, dass die Frontkämpfervereinigung eine 
Ortsgruppe in ihrer Gemeinde gründete und als Vereinslokal gerade das in der Ortsmitte 
gelegene Gasthaus Tscharmann auserkor. 
 
An dieser Stelle anzumerken ist, „daß Schattendorf eine Art „Insel“ darstellte, denn auf 
der einen Seite war Schattendorf von den kroatischen Dörfern Baumgarten, Draßburg 
und Klingenbach umgeben und auf der anderen Seite wurde es von den evangelischen 
Gemeinden Loipersbach, Agendorft und Wandorf eingeschlossen, wobei die beiden 
letzteren jedoch bereits zu Ungarn gehörten. Somit war Ödenburg das einzig 
deutschsprachig katholische Dorf in Schattendorfs unmittelbarer Nähe, welches jedoch 
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seit 1921 zu Ungarn gehörte. Dies mag, neben den engen wirtschaftlichen Beziehungen, 
die man vor dem Anschluß an Österreich mit Ödenburg hegte, mit ein Grund gewesen 
sein, warum noch in den darauffolgenden Jahren ein enger Kontakt zwischen den 
Einwohnern Schattendorfs und Ödenburgs bestand.135 
 
Um eine Vorstellung vom äußeren Erscheindungsbild der Gemeinde Schattendorf zu 
erhalten, dient folgende Beschreibung: 
Wie in vielen burgenländischen Dörfern dieser Gegend waren die Häuser im 
Laufe der Jahrhunderte entlang der Dorfstraße erbaut worden. Links und rechts der 
Dorfstraße dienten zwei offene Gräben als Abwasserkanäle. Kleine Brücken führten zu 
den einzelnen Bauernhäusern. Die vielen Erbteilungen hatten Anbauten dringend nötig 
gemacht, so daß sich die meisten Häuser nach hinten fortsetzten und schmale, 
langgestreckte Höfe einschlossen. Diese langgestreckten Höfe wirkten wie 
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5.2. Der Vorfall in Schattendorf am 30. Jänner 1927 
 
Der besagte Vorfall in der kleinen burgenländischen Gemeinde Schattendorf ereignete 
sich am 30. Jänner 1927 und führte zum Tod eines Kindes und eines Kriegsinvaliden, 
die beide der sozialdemokratischen Partei zugehörig waren. 
 
In dieser Gemeinde war es üblich, dass der sozialdemokratisch orientierte 
Republikanische Schutzbund und die christlichsozial orientierte 
Frontkämpfervereinigung abwechselnd alle zwei Wochen ihre Versammlungen 
abhielten. Daher hatte die Frontkämpfervereinigung für Sonntag den 30. Jänner 1927 
um 3 Uhr nachmittags eine größere Versammlung, zu der auch Abordnungen aus den 
Nachbarorten und Wien erwartet wurden, in ihrem Stammlokal dem Gasthaus 
Tscharmann angekündigt. Diese Versammlung wurde im Vorfeld von der 
Bezirkshauptmannschaft in Mattersburg bewilligt. 
 
Nun berief allerdings auch der Republikanische Schutzbund für dieselbe Uhrzeit eine, 
behördlich aber nicht angemeldete, Versammlung in ihrem Stammlokal dem Gasthaus 
Moser ein, wozu ebenfalls Abordnungen aus den Nachbarorten erwartet wurden. 
Nachdem bekannt wurde dass Oberst Hermann Hiltl, der Führer der 
Frontkämpfervereinigung, in der Versammlung sprechen sollte, wollten die 
Schutzbündler [Ausdruck für Mitglieder des Republikanischen Schutzbundes] den 
Zuzug auswärtiger Gegner verhindern und diese schon am Bahnhof aufhalten. 
„Am 30.Jänner marschierte deswegen am frühen Nachmittag eine beträchtliche 
Macht von ungefähr 200 Schutzbündlern zum Bahnhof Loipersbach-Schattendorf. 
Damit war bereits der Weg in eine Konfrontation eingeschlagen, da der bisher 
einigermaßen eingespielte, praktische Konfliktvermeidungsmechanismus nicht mehr 
eingehalten werden konnte : Trennung von gegnerischen Versammlungen nach Zeit und 
Raum. Denn in einem so kleinen Dorf mit nur einer Dorfstraße, an der sowohl die 
beiden „politischen“ Gasthäuser als auch der Bahnhof lagen, war es praktisch 
unvermeidlich, daß die gegnerischen Gruppen direkt aufeinander trafen, selbst wenn 
dies nicht geplant gewesen wäre.“137 
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Als dieser Zug der Schutzbündler am Gasthaus Tscharmann vorbeikam, entfernten sich 
einige von ihnen aus der Formation und gingen in das Lokal. Die Ansichten aus 
welchem Zweck dies geschehen ist, gehen weit auseinander. 
Der Gastwirtssohn Josef Tscharmann jun. und andere Frontkämpfer liefen durch 
den Hof und in das gegenüberliegende Wohnhaus, von dort gab Josef Tscharmann zwei 
Alarmschüsse ab um den Gendarmerieinspektor zu alarmieren. Dieser konnte nach 
seiner Ankunft die Schutzbündler dazu bringen das Gasthaus ohne weitere 
Zwischenfälle zu verlassen. 
 
Zur gleichen Zeit kamen die Mitglieder des Republikanischen Schutzbundes am 
Bahnhof an und nahmen Aufstellung um der auswärtigen Verstärkung, besonders 
Oberst Hiltl, keine Gelegenheit zu geben den Bahnhof verlassen zu können. Als nun 
Mitglieder der Frontkämpfervereinigung am Bahnhof erschienen um die Kameraden aus 
Mattersburg und Wien zu empfangen, trafen sie auf die Schutzbündler und es kam zu 
ersten Handgreiflichkeiten, woraufhin sich die in der Minderheit befindlichen 
Frontkämpfer zurückziehen mussten. 
„Um 15.45 Uhr näherte sich auch der Eisenbahnzug aus Richtung Mattersburg 
mit den erwarteten „Frontkämpfern“. Da der Bahnhofsvorstand eine Konfrontation 
vermeiden wollte, hielt er den Zug kurz außerhalb des Bahnhofgeländes an. Etwa zehn 
Mann „Frontkämpfer“ (...) stiegen trotz der Warnungen des Bahnbeamten aus und 
marschierten zum Bahnhofsgebäude“.138 
 
Nachdem den Angereisten von den Sozialdemokraten der Weg versperrt wurde, 
kam es zu Raufereien mit leichten Verletzungen auf Seiten der Frontkämpfer. Letztere 
flüchteten nun in das Bahnhofsgebäude, welches sofort von den Schutzbündlern 
belagert wurde. 
„Gendarmen [Anmerkung: am Bahnhof befanden sich zwei Gendarmen die vorher 
nicht in das Geschehen eingriffen] und Bahnhofsvorstand vermittelten, die 
Schutzbundkommandanten konnten das Bahnhofsgebäude betreten, und es begannen 
Verhandlungen. Dabei überzeugten sich die Schutzbündler, daß Hiltl nicht anwesend 
war, und man kam überein, daß die aus Mattersburg und Wien Angekommenen auf ihre 
Teilnahme an der Frontkämpferversammlung in Schattendorf verzichteten“.139 
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Infolge dieser Übereinkunft zogen sich die mit dem Zug angereisten 
Frontkämpfer entlang der Bahnlinie nach Mattersburg zurück und die Mitglieder des 
Republikanischen Schutzbundes zogen ihrerseits siegreich in Schattendorf ein. 
 
Die Mitglieder der Frontkämpfervereinigung die sich im Gasthaus Tscharmann 
befanden, wurden unterdessen von den Vorgängen am Bahnhof in übertriebener Weise 
in Form von Gerüchten in Kenntnis gesetzt und waren dementsprechend beunruhigt 
über die Vorgänge. „Schon gegen Mittag hatten die „Frontkämpfer“ im Gasthaus 
Tscharmann, überwiegend Angehörige der Familie des Wirts selbst, Jagdgewehre mit 
Schrotpatronen geladen und in einigen Zimmern des Hofes, der dem landesüblichen 
Streckhof entsprach, bereitgelegt.“140  
 
Als nun der Zug, begleitet von Frauen und nebenher laufenden Kindern, der siegreich in 
Schattendorf einziehenden Mitgliedern des Republikanischen Schutzbundes am 
Gasthaus Tscharmann vorbeimarschierte, lösten sich einige Mitglieder des 
Schutzbundes aus der Formation und drangen in den Innenhof und die Küche des 
gegnerischen Gasthauses ein. 
 
In dem daraufhin entstandenen Durcheinander verschanzten sich Josef und 
Hieronymus Tscharmann, die Söhne des Wirts, ihr Schwager Johann Pinter und 
ungefähr 15 weitere Frontkämpfer in der auf der anderen Seite des Innenhofes 
gelegenen Privatwohnung der Tscharmanns, wo sich die zu Mittag bereitgelegten 
Schußwaffen befanden. „Josef Tscharmann gab nur durch das Fenster des 
rückwärtigen Zimmers einige Schüsse in die Richtung des Hofes ab, wo sich etwa 30 
Schutzbündler aufhielten. Getroffen wurde durch diese Schüsse niemand. Daraufhin 
begannen auch Hieronymus Tscharmann und Pinter von einem straßenseitigen, 
vergitterten Fenster des Wohnhauses auf die Straße zu schießen, wo die überwiegende 
Mehrzahl der Schutzbündler im Demonstrationszug vorbei- bzw. schon abmarschierten. 
Auch Josef Tscharmann kam in das vordere Zimmer und gab noch mindestens einen 
Schuß ab (...).“141  
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Durch diese Schüsse wurden acht Personen verletzt, fünf davon schwer und zwei fanden 
den Tod. Den 40-jährigen kroatischsprachigen Hilfsarbeiter und Kriegsinvaliden 
Matthias Csmarits aus Klingenbach traf eine volle Ladung Schrot von hinten in den 
Kopf und den Nacken. Den 8-jährigen Josef Grössing, der neben dem 
Demonstrationszug umherlief, traf eine Vielzahl von Schrotkörnern, tödlich war 
allerdings ein Herzschuss. 
 
Die allgemeine Panik und Undurchschaubarkeit der Ereignisse ausnützend, flohen die 
Täter, wobei auf die flüchtenden Personen ein Schuss abgegeben wurde. Angeblich war 
das der einzige Schuss der sich bei diesem Vorfall gegen die Frontkämpfer richtete. 
 
 
Am 02. Februar 1927 fanden die Begräbnisse der beiden Getöteten statt, Matthias 
Csmarits wurde in Klingenbach und Josef Grössing in Schattendorf zu Grabe getragen. 
Zum Zeichen der Trauer und des Mitgefühls, sowie zur Demonstration der Stärke und 
des Wunsches vor allem die Frontkämpfervereinigung aufzulösen, fand in ganz 
Österreich ein viertelstündiger Generalstreik statt.142 
 
 
Die nachfolgende Skizze dient zur Veranschaulichung des Geschehnisses, es handelt 
sich dabei um den Lageplan aus dem Gerichtsakt. 
Man kann genau erkennen aus welcher Richtung die Mitglieder des 
Republikanischen Schutzbundes nach dem Zusammenstoß auf dem Bahnhof zurück in 
das Dorf marschiert sind (links nach rechts – oben) und bei dem Gasthaus Tscharmann 
vorbei kamen. Ebenso erkennbar sind die Aufenthaltsorte der von Schrotkugeln 
getroffenen Personen, sowie die Schussrichtung und das Schussfeld. Man bemerkt, dass 
Herr Csmarits nah am Haus der Tscharmanns gestanden hat und der kleine Grössing mit 
einer Gruppe in Relation zu Csmarits sehr weit weg war vom Haus. Das legt die 
Vermutung nahe, dass Josef Grössing den Aufmarsch des Republikanischen 
Schutzbundes von weiterer Entfernung aus beobachtet hat. Erkennen kann man weiters 
aus welchen Zimmern des Gasthauses geschossen worden ist. Anhand dieser Skizze ist 
es möglich den Tathergang nachzuvollziehen und Rückschlüsse auf das Geschehen zu 
ziehen. 
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Abb. 1: Skizze des Zusammenstoßes zwischen Republikanischem Schutzbund und 
Mitgliedern der Frontkämpfervereinigung am 30.Jänner 1927 in Schattendorf 
 
 
(Quelle: Botz, Gerhard: Der „Schattendorfer Zusammenstoß“: Territorialkämpfe, Politik 
und Totschlag im Dorf. In: Leser, Norbert; Sailer-Wlasits: Als die Republik brannte – 
Von Schattendorf bis Wien. Edition va bene Verlag, Wien, Klosterneuburg: 2002,  
S. 25) 
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5.3. Der Schattendorfer Prozess vom 05. Juli – 14. Juli 1927 
 
Der Prozess gegen die angeklagten Landwirtssöhne Josef (31 Jahre) und Hieronimus  
(26 Jahre) Tscharmann und deren Schwager den Müllersohn Josef Pinter (22 Jahre) 
begann am 5. Juli im Wiener Landesgericht für Strafsachen II, nachdem sie vor dem 
Untersuchungsrichter und der Gendarmerie ihre Geständnisse unterschrieben hatten. 
Anberaumt war der Prozess für die Zeit vom 5. bis zum 14. Juli, in dessen Verlauf über 
100 Zeugen vorgeladen und 42 Zeugenaussagen verlesen wurden. Der 13. Juli war der 
Tag der Sachverständigen, da am Vormittag die Gerichtsärzte und am Nachmittag die 
Sachverständigen im Schießfache ihre Gutachten präsentierten. 
 
„Nach eingehender Untersuchung wurde gegen die Beteiligten die Anklage wegen 
„Verbrechen der öffentlichen Gewalttätigkeit durch boshafte Handlungen unter 
besonders gefährlichen Verhältnissen nach § 87 des Österreichischen Strafgesetzes“ 
erhoben.“143 
Diese Art der Anklage führte zu reichlicher Kritik der Sozialdemokraten, denn 
da es sich bei den beiden Getöteten um ein Kind und einen Kriegsinvaliden handelte, 
wurde die Tat als besonders niederträchtig empfunden. 
 
 
„Verteidiger waren drei der bestbezahlten Rechtsanwälte Wiens, sämtlich 
Nationalsozialisten oder ihnen nahestehend: Dr. Walter Riehl, Dr. Hans Bleyer und Dr. 
Foglar-Deinhardtstein. Die Anklage führten als Staatsanwalt Dr. Sacher und als 
Vertreter der Privatbeteiligten Dr. Reinhardt und Dr. Schlesinger.“144 
 
Nach der Verlesung der Anklageschrift folgten die Verhöre der drei Angeklagten, die 
ihre Sicht und Abfolge der Ereignisse in Schattendorf schilderten. Die Männer gaben zu 
die tödlichen Schüsse abgegeben zu haben, allerdings nicht unter dem Vorsatz zu töten 
oder zu verletzen, sondern aus einer Notwehrsituation heraus, da sie sich direkt bedroht 
fühlten. 
 
                                                 
143
 W. Chraska: 15.Juli 1927. Frankfurt: 1986, S. 67; zit.n. Bauer, Ute: 30.Jänner 1927 Der 
Zusammenstoß von Schattendorf. 1995, S.  95 
144
 G. Botz, Beiträge zur Geschichte der politischen Gewalttaten in Österreich von 1918-1933. Wien: 
1966, S. 359; zit.n. Bauer, Ute: 30.Jänner 1927 Der Zusammenstoß von Schattendorf. 1995, S. 95 
79 
Dieser Geschworenenprozess, der von den Medien „Schattendorfer Prozess“ genannt 
wurde, wurde von der Bevölkerung anfangs mit äußerster Spannung erwartet und 
dessen Verlauf mit nicht minderer Spannung verfolgt, da die Tat von jeder Seite her 
aufs tiefste verurteilt wurde. 
 
Die Geschworenenbank, bestehend aus 11 Männern und 1 Frau sowie 2 weiblichen 
Ersatzgeschworenen, setzte sich aus folgenden, namentlich genannten, Personen 
zusammen:145 
o Viktor Dupal, Selchergehilfe, Wien 
o Johann Staufer, Zimmermeister, Achau 
o Josef Seger, Oberoffizial, Wien 21. 
o Lorenz Reisenberger, Realitätenbesitzer, Bruck a.d.L. 
o Johann Schlaffer, Zimmermannsgehilfe, Deutsch-Schützen 
o Ant. Berger, Sekretär, Wien 
o Leop. Pinas, Druckergehilfe, Wien 
o Karl Beer, Friseur, Wien 
o Anton Teischer, Pensionist, Wien 
o Franz Schmidhofer, Spenglergehilfe, Wien 
o Franz Siderits, Landwirt, Stegersbach 
o Paula Peterlik ?, Private, Wien 
Dadurch ist ersichtlich, dass die Geschworenen zum Großteil der Arbeiterschaft 
zugehörig waren. 
 
Am 14.Juli um 9 Uhr abends hatten die Geschworenen nach 3 ½ Stunden Beratung ihr 
Urteil gefällt. „Die Hauptfrage auf Verbrechen der öffentlichen Gewalttätigkeit durch 
boshafte Handlungen unter besonders gefährlichen Umständen nach § 87 St.G wurde 
bei allen drei Angeklagten mit neun gegen drei Stimmen verneint, desgleichen die 
Eventualfrage auf Verbrechen der versuchten schweren Körperbeschädigung mit sechs 
gegen sechs Stimmen. Die Eventualfragen auf Vergehens gegen die Sicherheit des 
Lebens nach § 335 St. G wurden bei Josef Tscharmann und Johann Pinter mit sieben Ja 
gegen fünf Nein, bei Hieronymus Tscharmann mit sieben Nein gegen fünf Ja 
beantwortet, sohin verneint.“146  
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Alle drei Angeklagten wurden demnach freigesprochen und konnten den Saal als freie 
Männer verlassen. 
 
Abgesehen vom Eröffnungstag des Prozesses, blieb der Andrang der Bevölkerung 
diesem Prozess persönlich beizuwohnen allerdings relativ gering. Eine Ausgabe der 
„Neuen Freien Presse“ berichtete, dass sich unter den Anwesenden hauptsächlich 
Burgenländer jüngeren Alters und sowohl Frontkämpfer als auch Schutzbündler, also 
Anhänger beider politischer Richtungen vertreten waren. Die geringe Anteilnahme der 
Bevölkerung war in der Tatsache begründet, dass ähnlich sensationelle Prozesse in der 
Vergangenheit fast immer mit einem Freispruch der Angeklagten geendet haben. 
Innerhalb der Bevölkerung war demnach die Befürchtung vorherrschend, dass dieser 
Prozess wieder keine ausreichende Aufklärung finden würde, wie es bei früheren 
Anlässen der Fall war. 
 
 
5.4. Der Justizpalastbrand am 15.Juli 1927 
 
Abb. 2: Die Eingangshalle des ausgebrannten Justizpalastes 
 
(Quelle: Bibliothek Österreich. Quelle übernommen von Steinbach, Günter: Kanzler, 
Krisen, Katastrophen. Die Erste Republik. Ueberreuter Verlag, Wien: 2006) 
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Die Nachricht über den Freispruch der drei Angeklagten breitete sich innerhalb der 
Wiener Bevölkerung rasch aus und sorgte vor allem bei der Arbeiterschaft für große 
Empörung. Diese war enorm aufgebracht und wollte ihre Wut und Empörung durch 
einen Protest kundtun, hierfür erwartete sie von der sozialdemokratischen Partei eine 
klare Handlungsweise. 
Noch in der Nacht vom 14. auf den 15.Juli wurde eine Delegation von Arbeitern 
der Elektrizitätswerke in das Parteihaus der Sozialdemokraten geschickt um 
Instruktionen und Richtlinien für einen Protest zu erhalten, allerdings bekamen sie keine 
klaren Anweisungen von Seiten der Partei. Die feste Entschlossenheit zum Streik wurde 
von einem Mitglied des Parteivorstandes zwar zur Kenntnis genommen, allerdings ohne 
einen Versuch diesen Streik zu verhindern, denn „Die sozialdemokratische 
Parteiführung stand vor einem schweren, kaum lösbaren Problem: Wie den Protest 
gegen das Schwurgerichtsurteil äußern und zugleich die Schwurgerichtsbarkeit nicht 
mit dem Odium des Versagens belasten? Man vermeinte eine Entscheidung 
herbeiführen zu können, indem man sich nicht entschied.“147 Die Parteiführung glaubte 
wohl, es käme nur zu lokalen Protesten und kurzen Arbeitsniederlegungen – was für ein 
fataler Irrtum. 
 
Nach Arbeitsbeginn am 15.Juli kam es in vielen Wiener Großbetrieben zu spontanen 
Protestversammlungen und Absprachen bezüglich weiteren Maßnahmen um der Wut 
über dieses als Unrecht angesehene Urteil des Schattendorfer Prozesses Ausdruck zu 
verleihen. In weiterer Folge kam es ab 8 Uhr vormittags zu großen Streiks und tausende 
Demonstranten waren auf dem Weg in die Innenstadt. 
 
„Die Wiener Polizei war zu diesem Zeitpunkt ebenso unvorbereitet auf 
Massendemonstrationen, wie die sozialdemokratische Partei von dem gänzlichen 
Freispruch der Schattendorfer „Frontkämpfer“ und von dessen Aufnahme bei der 
Arbeiterschaft überrascht worden war.“148 Damit war eine der Voraussetzung zum 
Ausbruch der enormen Unruhen gegeben. Die Straßenbahnen fuhren nicht, da die 
Betriebsräte der Städtischen Elektrizitätswerke beschlossen hatten von 8 bis 9 Uhr den 
Strom dafür abzuschalten. Die Arbeiter strömten in losen Gruppen und auch in großen 
und geschlossenen Zügen in den 1.Bezirk. 
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Die erste Auseinandersetzung zwischen den Demonstranten und den Wachleuten fand 
bei der Universität statt, verlief aber relativ friedlich, da sich die aufgeregten Arbeiter 
sich beschwichtigten ließen und weiterzogen. 
Ungefähr um halb 10 Uhr vormittags kam der Demonstrationszug zum 
Parlamentsgebäude und während ein Teil der Arbeiter wieder in die Betriebe 
zurückkehrte, stand der andere Teil unentschlossen vor dem Gebäude. Nachdem die 
Protestrufe lauter wurden „(...) ließ nun Stadthauptmann Albert Tauß, der Leiter des 
Polizeieinsatzes an Ort und Stelle, gegen die nur etwa 500 Menschen zählende Menge 
eine Reiterattacke unternehmen.“149 Die Demonstranten wichen den Attacken der 
Polizei schnell in umliegende Parkanlagen aus, bewaffneten sich mit Dingen die eine in 
der Nähe befindliche Straßenbahnbaustelle lieferte (Zum Beispiel Holzlatten, etc.) und 
gingen nun ihrerseits auf die Reiter los. Durch weitere Reiterattacken auf den 
Schmerlingplatz und den dortigen Park zurückgewichene Demonstranten, wendeten 
sich nach kurzer Zeit gegen die wenigen Wachleute die vor dem Justizpalast postiert 
waren. Die Wachleute mussten sich nach Steinwürfen von Seiten der Demonstranten in 
den Justizpalast zurückziehen und auch die Reiter wurden durch schnell errichtete 
Barrikaden aus Parkbänken, Baugerüsten, Mülltonnen und dergleichen in ihren 
Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt, sodass sie sich von 11 Uhr an zurückziehen 
mussten. Nun galt es einerseits die Sicherung des Parlamentsgebäudes zu übernehmen 
und andererseits das Haupttor des Justizpalastes zu verteidigen.150 
 
Ungefähr zur gleichen Zeit wurde das Polizeiwachzimmer in der Lichtenfelsgasse und 
auch die Redaktion der „Wiener Neuesten Nachrichten“ von Demonstranten verwüstet 
und in Brand gesteckt. In der Lichtenfelsgasse kam es zu ersten Toten auf Seiten der 
Demonstranten. 
 
„Vor dem Haupttor des Justizpalastes, worauf sich die Angriffe der Demonstranten 
hauptsächlich richteten, zog nach 11 Uhr eine kleine Schutzbundabteilung auf, die 
versuchte, die Demonstranten zurückzuhalten. Denn nun hatten auch 
sozialdemokratische Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre erkannt, daß ohne Aufgebot 
des Republikanischen Schutzbundes die Lage nicht mehr zu retten war. Nun war es aber 
zu spät (...).“151 Einige der Schutzbündler schlossen sich nämlich den Demonstranten an 
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und die übrig gebliebenen gingen milder gegen die demonstrierende Menge vor als es 
vorgesehen war. Ungefähr gegen Mittag schafften es einzelne Demonstranten durch 
einige Fenster in den Justizpalast einzudringen, dann auch durch das Haupttor, um 
sodann Büroeinrichtungen zu zerschlagen und zusammen mit Akten auf die Strassen zu 
werfen. Diese wurden dann von den umstehenden Demonstranten in Brand gesteckt und 
„um 12 Uhr 28 wurde die Feuerwehr von Bränden im Justizpalast verständigt. Als die 
Löschzüge vorfahren wollten, wich jedoch die Menge nicht zurück und zwang die 
Feuerwehrleute zur Untätigkeit.“152 Trotz mehrfacher Versuche von Seiten der 
Feuerwehr gab es einfach kein Durchkommen zum Justizpalast. 
 
Die Regierung war während diesen Vorgängen natürlich nicht untätig geblieben und 
hielt am Vormittag eine Ministerbesprechung ab. Der Polizeipräsident Johannes 
Schober stellte an den Bürgermeister Seitz ein telephonisches Ansuchen um das 
Bundesheer verstärkend zu Hilfe zu rufen, allerdings lehnte Seitz dieses ab. Einige Zeit 
später gelang es dem Polizeipräsidenten nach Intervention anderer, mehrere Wachleute 
und auch Polizeischüler mit Bundesheer-Karabinern auszurüsten. „Als diese 
bewaffneten Einheiten schon bereitstanden, kündigte Schober dem im Parlament 
weilenden Seitz an, er werde scharf schießen lassen, wenn die Menge weiterhin die 
Feuerwehr vom Justizpalast abhalte. Seitz versuchte daraufhin selbst, einem Löschzug 
die Weiterfahrt zu ermöglichen. Er wurde aber von der Menschenmenge (...) beschimpft 
und sogar tätlich angegriffen, so daß er resigniert aufgeben musste.“153 
 
Der Schutzbundführer Julius Deutsch versuchte gemeinsam mit Mitgliedern des 
Republikanischen Schutzbundes weiterhin Löschzüge durch die aufgebrachte Menge zu 
bringen, was ihm schlussendlich sogar gelang. Während nun die Feuerwehr anfangen 
konnte den Brand im Justizpalast zu löschen, marschierten schwer bewaffnete Einheiten 
zum Schmerlingplatz. 
 
Den im Justizpalast eingeschlossenen Richtern, Wachleuten und anderen Menschen war 
es mit der Zeit gelungen sich rechtzeitig durch Verkleidungen selbst in Sicherheit zu 
bringen, wobei Polizisten und Wachleute die an ihren Uniformen erkannt wurden von 
der tobenden Menschenmenge zum Teil schwer misshandelt wurden. 
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Als sich gegen 14 Uhr 30 Demonstranten den schwer bewaffneten Polizeieinheiten in 
den Weg stellten, gaben diese scharfe Schüsse ab und „“säuberten“ ohne große 
Rücksichtnahme auf Menschenleben die Umgebung des Justizpalastes.“154 Im Laufe des 
Nachmittags drängte die Polizei die Demonstranten in die Außenbezirke ab. 
 
Der Brand im Justizpalast hatte schon so weit um sich gegriffen, dass die Feuerwehr 
faktisch machtlos zusehen musste, wie das symbolträchtige Gebäude mitsamt den 
wichtigen Unterlagen die es enthielt den Flammen zum Opfer fiel. 
 
 
Die sozialdemokratische Partei proklamierte einen eintägigen Generalstreik und einen 
unbefristeten Verkehrsstreik und der Wiener Landeshauptmann Seitz stellte eine 
Stadtschutzwache, die hauptsächlich aus Mitgliedern des Republikanischen 
Schutzbundes bestand und mit Säbeln bewaffnet wurde, auf für die Dauer der Unruhen. 
[Seitz löste diese Wache allerdings nicht nach wenigen Tagen auf, sondern erklärte sie 
zu einer ständigen Einrichtung.] 
 
In der Nacht vom 15. auf den 16.Juli kam es in den Außenbezirken noch zu zahlreichen 
Ausschreitungen, Plünderungen und Verwüstungen von Wachzimmern, ab dem Abend 
des 16.Juli war die Polizei aber völlig Herr der Lage. 
 
 
„Das blutige Ergebnis der Unruhen am 15.Juli 1927 und ihrer polizeilichen Repression 
waren: 89 direkt Getötete oder binnen kurzem an Verletzungen Verstorbene. Nur vier 
von diesen Opfern waren Angehörige der Sicherheitswache. Außerdem hatten etwa 120 
Polizisten schwere, fast 480 leichte Verletzungen, überwiegend Schlag- und 
Hiebwunden, erlitten. Die genaue Zahl der verletzten Zivilisten konnte dagegen nie 
ermittelt werden, da sehr viele, auch schwere Verwundungen, aus Furcht vor 
strafrechtlicher Verfolgung verheimlicht wurden.“155 
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Bilder zur Untermalung der vorhergehenden Beschreibung der 
Situation am 15. Juli 1927 
 
 
Abb. 3: 15. Juli 1927: Die Demonstranten vor dem Justizpalast 
 
 (Quelle: Bibliothek Österreich. Quelle übernommen von Steinbach, Günter: Kanzler, 





Abb. 4: 15. Juli 1927: Vor der berittenen Polizei flüchtende Demonstranten  
 
(Quelle: Bibliothek Österreich. Quelle übernommen von Steinbach, Günter: Kanzler, 
Krisen, Katastrophen. Die Erste Republik. Ueberreuter Verlag, Wien: 2006, Bildteil II) 
 
Abb. 5: 15. Juli 1927: Die Demonstranten schlagen eine zu schwache Polizeieinheit 
in die Flucht 
 
(Quelle: Bibliothek Österreich. Quelle übernommen von Steinbach, Günter: Kanzler, 
Krisen, Katastrophen. Die Erste Republik. Ueberreuter Verlag, Wien: 2006, Bildteil II) 
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Abb. 6: 15. Juli 1927: Julius Deutsch, Karl Seitz (auf dem Wagen) versuchen, der 
Feuerwehr den Weg zum brennenden Justizpalast zu bahnen 
 
(Quelle: ÖNB Bildarchiv. Quelle übernommen von Steinbach, Günter: Kanzler, Krisen, 
Katastrophen. Die Erste Republik. Ueberreuter Verlag, Wien: 2006, Bildteil II) 
 
Abb. 7: 15. Juli 1927: Der brennende Justizpalast 
 
(Quelle: Verlagsarchiv. Quelle übernommen von Steinbach, Günter: Kanzler, Krisen, 
Katastrophen. Die Erste Republik. Ueberreuter Verlag, Wien: 2006, Bildteil II) 
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6. Die zu untersuchenden Zeitungen 
 
Als Untersuchungsgegenstand dieser Magisterarbeit dienen folgende drei Zeitungen: 
 die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ (CsAZ), 
 die „Neue Freie Presse“ (NFP) und 
 die „Wiener Allgemeine Zeitung“ (WAZ) 
 
Diese drei Zeitungen, zwei Tageszeitungen und eine Wochenzeitung, wurden aufgrund 
ihrer unterschiedlichen politischen Ausrichtung ausgewählt, um festzustellen ob eine 
darin begründete unterschiedliche Berichterstattung zu den Ereignissen stattgefunden 
hat. Zusätzlich sollen diese drei verschiedenen Zeitungen eine gewisse Ausgewogenheit 
gewährleisten. 
Die Entscheidung die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ zu untersuchen 
wurde getroffen, da sie das Zentralorgan der christlichsozialen Partei war und die 
dementsprechenden Interessen kundtat. Die „Neue Freie Presse“ wurde gewählt, weil es 
sich hierbei um eine bürgerliche Zeitung handelte, die sich angeblich an keiner Partei 
orientierte und deren Berichterstattung somit nicht parteigebunden war. Den letzten Teil 
des Untersuchungsgegenstandes bildet die „Wiener Allgemeine Zeitung“, da sich deren 
Berichterstattung an den politischen Ansichten der Sozialdemokratie orientierte. 
 
 
6.1. „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ (CsAZ) 
 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“156 trägt den Zusatz „Zentralorgan der 
Christlichsozialen Arbeiterpartei Österreichs“ und ihre politische Ausrichtung ist 
demnach christlichsozial. Es handelt sich um eine Wochenzeitung, die immer Samstags 
in Wien erschienen ist. Gegründet wurde die Zeitung am 7.April 1900 und eingestellt 
wurde sie am 24.März 1934. Der Text dieser Zeitung war in drei Spalten unterteilt. 
Der Vorgänger dieser Zeitung war die „Freiheit“, die von 1895 bis 1900 
erschien, und ihren Nachfolger fand die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ in der 
„Österreichischen Arbeiter-Zeitung“. 
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6.1.1. Angaben zu dem Erscheinungszeitraum 1927 
 
Format: 2°, ab Jänner 1921 41 x 26,5 cm und 3-spaltig 
Impressum: ab 7.Oktober 1922 Leopold Kunschak – war auch der Eigentümer 
Drucker: zuletzt die Buch- und Kunstdruckerei Herold, dann die Verlagsanstalt 
Herold 




6.2. „Neue Freie Presse“ (NFP) 
 
Die „Neue Freie Presse“ ist eine Wiener Tageszeitung die 1864 gegründet und 1939 
eingestellt wurde. Die NFP wird der liberalen Presse zugeordnet und als gemäßigt / 
deutschnational beschrieben. 
Sie ist Dienstag bis Samstag zweimal täglich als Morgen- und als Abendblatt 
erschienen, an Sonntagen und Feiertagen nur einmal täglich als Morgenblatt und an 
Montagen und nach Feiertagen einmal täglich als Nachmittagsausgabe. Das 
Morgenblatt erschien um 4.30 Uhr und das Abendblatt zwischen 14.45 und 15 Uhr. Der 
Text der Zeitung war in drei Spalten unterteilt. 
 
In den Jahren 1908 - 1914 betrug der Umfang des Morgenblattes an Wochentagen im 
Durchschnitt 30 Seiten und an Sonntagen durchschnittlich 80 Seiten, wohingegen das 
Abendblatt einen Umfang von 6 Seiten hatte. Die in der 1. Republik bestehende 
Papiernot führte dazu dass sich der Umfang der „Neuen Freien Presse“ verringerte, 
sodass das Morgenblatt im Jahr 1918 an Sonntagen im Durchschnitt aus 32 Seiten, an 
Wochentagen durchschnittlich aus 16 Seiten und das Abendblatt nur noch aus 2 Seiten 
bestand. 157 
 
Die „Neue Freie Presse“ schenkte der Ausgestaltung und Ausformulierung ihres 
Lokalteiles viel weniger Beachtung als allen anderen Sparten. Der Lokalteil beinhaltete 
die „Kleine Chronik“, die aus Berichten über den Kaiser und seiner Familie, 
Erhebungen in den Adelsstand, Ernennungen, Verleihungen von Orden und Notizen 
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über Jubiläen bestand. Weiters beinhaltete der Lokalteil die Kommunalzeitung, 
Vereinsnachrichten, die Wiener Lokalberichte, Theater- und Kunstnachrichten, 
Rezensionen über Theater- und Opernaufführungen, Konzerte und Ausstellungen und 
zuletzt den Wetterbericht. Ab dem Jahr 1913 wurden die, den Lokalteil einleitenden, 
Lokalspitzen von Ludwig Hirschfeld ein fester Bestandteil der Sonntagsausgaben. Diese 
Lokalspitzen erfassten in rein menschlicher Weise die aktuellsten Tagesfragen auf dem 
lokalen Sektor und gaben ein sehr gutes stimmungsmäßiges Zeitbild wieder. Der 
Lokalteil spiegelt vor allem durch die Lokalspitzen von Ludwig Hirschfeld etwas von 
der, das Blatt auszeichnende und charakterisierende, Geistigkeit. 
Im Anschluss an den Lokalteil erfolgten die Gerichtssaalreferate in der Sparte 
„Aus dem Gerichtssaal“, welche nur die Wiedergabe eines Prozesses, die 
Zeugenaussagen, das Plädoyer der Beteiligten (Staatsanwalt, Verteidiger) und das Urteil 
beinhalteten. An dieser Stelle gab es jedoch keine Kommentare, denn wenn die Zeitung 
eine eigene Meinung zu einem Fall hatte, wurde in einem Leitartikel genau dazu 
Stellung genommen. Aus derartigen Stellungnahmen erkennt man das Streben der 
Zeitung nach individueller Rechtssprechung.158 
 
6.2.1. Angaben zu dem Erscheinungszeitraum 1927 
 
Format: gr. – 2°, 42,5 x 27 cm und 3-spaltig 
Drucker: ab 1.Oktober 1922 die Österreichische Journal A.G. 
Herausgeber: ab 1920 bis zum 28.Mai 1934 Ernst Benedikt 
Chefredakteur: 1920 bis 1936 Ernst Benedikt 
Stellvertretender Chefredakteur: 1924 bis 1938 Ernst Molden 
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6.3. „Wiener Allgemeine Zeitung“ (WAZ) 
 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ ist eine Wiener Tageszeitung, die im März 1880 
gegründet, der Hauptinitiator bei der Gründung war Dr. Ernst von Plener, und 1934 
eingestellt wurde. Sie war die erste Zeitung die die moderne Technik vollkommen in 
ihren Dienst stellte. 
 Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ war eine großformatige Zeitung, deren Text 
in vier Spalten sehr übersichtlich dargestellt wurde. Auf der Titelseite wurde der 
Leitartikel mit der Datumsangabe des vorherigen Tages als „Überschrift“ gebracht, 
worin die wichtigsten innen- und außenpolitischen Ereignisse des vorangegangenen 
Tages kommentiert wurden. Der restliche Platz der Titelseite wurde von wichtigen 
politischen Nachrichten ausgefüllt. Die Artikel, Nachrichten und Meldungen waren so 
platziert, dass den Lesern eine einfache Unterscheidung zwischen dem innen- und dem 
außenpolitischen Teil möglich war. Anschließend folgten Artikel der Korrespondenten, 
Gerichtssaalberichte und ein großer Wirtschaftsteil. Der Literatur-, Kunst- und 
Wissenschaftsteil, sowie der Feuilleton nahmen einen ebenso großen Raum ein.159 
 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ orientierte sich bekannterweise an der 
sozialdemokratischen Partei, unterstützte daher deren Parteipolitik und stand 
infolgedessen in direkter Konfrontation mit den liberalen / unabhängigen und den 
christlichsozialen Zeitungen. 
 
Vom 2.Dezember 1924 bis zum 30.September 1928 erschien die Wiener Allgemeine 
Zeitung täglich als Spätabendblatt. 
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6.3.1. Angaben zu dem Erscheinungszeitraum 1927 
 
Format: 2°, ab 1.April 1919 41 x 28 cm, 4-spaltig 
Impressum: 19.März 1923 bis 11.Februar 1934 Allgemeine Zeitungs- und 
Verlags-Aktiengesellschaft (war gleichzeitig auch Eigentümer, 
Herausgeber und Verleger) 
Drucker: Dezember 1923 bis 27.April 1930 Wiener Allgemeine Zeitungs- und 
Verlags-Aktiengesellschaft 
Redakteur: 19.September 1923 bis 26.November 1927 Ludwig Ullmann (i.V. 




6.4. Verfügbarkeit der Materialien 
 
Die Anlaufstelle zur Materialbeschaffung für die vorliegende Magisterarbeit war die 
Österreichische Nationalbibliothek, denn dort sind die verschiedensten Zeitungen von 
den unterschiedlichsten Jahren erhältlich. 
 
Wesentlich für die Beschaffung des Untersuchungsmaterials war die 
Mikrofilmabteilung der Österreichischen Nationalbibliothek. Die Ausgaben der 
„Wiener Allgemeinen Zeitung“ zum Beispiel sind der Allgemeinheit / Öffentlichkeit 
nämlich nur als Mikrofilme zugänglich. Diese Mikrofilme müssen nicht vorher bestellt 
werden, da sie vor Ort gelagert, aufbewahrt werden, man muss daher nur die 
Öffnungszeiten der Mikrofilmabteilung beachten. Nach einer kurzen Einführung in die 
Handhabung der Geräte durch das Personal der Abteilung kann man die Mikrofilme 
dann durchgehen. Es besteht auch die Möglichkeit vor Ort einzelne Mikrofilmseiten zu 
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 Ebenfalls wesentlich für die Materialbeschaffung war die Online-Plattform 
„AustriaN Newspapers Online“ 161 (ANNO) der Österreichischen Nationalbibliothek. 
Auf dieser Plattform gibt es eine Liste aller online vorhandenen Zeitungen und 
Zeitschriften, inklusive spezieller Detailinformationen dazu. Wird eine Zeitung 
ausgewählt, erhält man eine Liste der online vorhandenen Jahresausgaben und kann nun 
die Jahreszahl (in diesem Fall das Jahr 1927) von Interesse anklicken. In dem daraufhin 
erscheinenden Jahreskalender erkennt man nun anhand der blau unterstrichenen Daten 
welche Tagesausgaben online vorhanden sind. Wird ein genaues Datum ausgewählt, 
kann man sich die Zeitungsausgabe dieses Tages online anschauen, als pdf-File auf 
seinem eigenen Rechner speichern, oder gleich die betreffende Seite ausdrucken. 
  ANNO kann von jedem beliebigen Rechner aus benutzt werden, die 
einzige Erfordernis ist ein Internetzugang. Diese Online-Abrufbarkeit der Zeitungen auf 
ANNO ist sehr positiv zu bewerten, da somit die Möglichkeit gegeben ist sich 
Ausgaben online anzuschauen, diese auf seinem eigenen Rechner abzuspeichern und 
man somit ungebunden von Öffnungszeiten recherchieren kann. Bei Bedarf oder 
Wunsch kann man sich die relevanten Seiten einfach ausdrucken. Das stellte eine 
wesentliche Erleichterung in der Materialbeschaffung dar. Ein weiterer positiver Aspekt 
von ANNO, abgesehen von der Unabhängigkeit des Ortes und der Zeit, ist, dass man 
jederzeit nachrecherchieren kann wenn man zum Beispiel im Laufe der Recherche eine 
Ausgabe vergessen hat. 
 
 
Im Folgenden soll noch kurz genauer auf die Verfügbarkeit und Zugänglichkeit der 
einzelnen Materialien eingegangen werden. 
Anfangs bereitete die Zugänglichkeit zur „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ 
der Verfasserin schwerwiegende Probleme, da nirgends die für die vorliegende Arbeit 
benötigten Ausgaben dieser Zeitung erhältlich waren. In der Nationalbibliothek wurde 
gesagt, dass die Zeitungsausgaben zwar auf Mikrofilm vorhanden, aber nicht öffentlich 
zugänglich wären. Nach mehreren Nachfragen in verschiedenen Abteilungen konnte die 
Verfasserin einen Erfolg verbuchen. Es wurde mitgeteilt, dass die „Christlichsoziale 
Arbeiter-Zeitung“ des Jahres 1927 in Kürze auf ANNO online abrufbar sein wird. 
Ungefähr eine Woche später war dies dann auch der Fall und die Recherche konnte von 
zu Hause aus weiterbetrieben werden. 
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Die Beschaffung der „Neuen Freien Presse“ gestaltete sich im Gegensatz dazu recht 
einfach, da die Ausgaben des betreffenden Jahres ebenfalls auf ANNO abrufbar sind. 
 
Die Ausgaben der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ des Jahres 1927 hingegen sind nur in 
der Mikrofilmabteilung vorhanden und für die Öffentlichkeit zugänglich. Demnach 
recherchierte die Verfasserin mehrere Tage und Stunden vor Ort die einzelnen Artikel 









Nach der Sichtung der für diese Arbeit in Frage kommenden Artikel in den Zeitungen 
musste das ursprüngliche Vorhaben jeweils 7 Ausgaben der Zeitungen nach den 
Ereignissen zu untersuchen, revidiert werden. Es wurde daher eine die jeweiligen 
Ereignisse betreffende Unterscheidung vorgenommen und zusätzlich noch auf die 
Erscheinungsweise der Zeitungen Rücksicht genommen. 
 
Den „Vorfall in Schattendorf“ betreffend wurde der Untersuchungszeitraum nun so 
gewählt, dass jeweils fünf aufeinander folgende Zeitungsausgaben der 
„Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ ab dem Tag des Vorfalls in Schattendorf nach Artikeln dazu 
untersucht wurden. Der Untersuchungszeitraum ist demnach vom 30.01. bis zum 
04.02.1927. 
 
Um die Berichterstattung des sog. Schattendorfer Prozesses untersuchen zu können, 
wurden alle Zeitungsausgaben der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen 
Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ die während der Dauer des 
Prozesses erschienen und eine Gerichtssaalberichterstattung darüber bzw. Artikel über 
den Prozess enthielten herangezogen. In den Untersuchungszeitraum fallen demnach 
alle Zeitungsausgaben die vom 05.07. bis zum 15.07.1927 erschienen sind. 
 
Der Untersuchungszeitraum den „Justizpalastbrand“ betreffend wurde so gewählt, dass 
jeweils zehn aufeinander folgende Zeitungsausgaben der „Christlichsozialen Arbeiter-
Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ ab dem 
Folgetag des Justizpalastbrandes nach Artikeln dazu untersucht wurden. Es ergibt sich 






Nach der Sichtung der in Frage kommenden Ausgaben ergab sich eine große Anzahl 
von relevanten Artikeln die das Untersuchungsmaterial der vorliegenden Arbeit bilden. 
Es erfolgt nun, unterteilt zum ersten in die drei Analyseteile dieser Magisterarbeit und 
zum zweiten unterschieden in die jeweiligen Zeitungen, eine Auflistung der analysierten 
Ausgaben der Zeitungen mit dazugehöriger Seiten- und Umfangsangabe. 
(Eine ganz detaillierte Auflistung befindet sich im Anhang.) 
 
An dieser Stelle sei gleich angemerkt, das die Ausgaben der „Wiener Allgemeinen 
Zeitung“ vom 11.07.1927 und vom 25.07.1927 nicht vorhanden sind: 
 
Als Erinnerung: Die „Neue Freie Presse“ erschien täglich als Morgenblatt (MB) und 
Abendblatt (AB) und ist nachfolgend dementsprechend gekennzeichnet. 
 
 
1. Vorfall in Schattendorf 
 
Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung - CsAZ 
05.02.1927  Seite 6   35 Zeilen 
 
 
Neue Freie Presse - NFP 
31.01.1927  Seite 1 AB  35 Zeilen 
   Seite 3 AB  95 Zeilen 
   Seite 4 AB  163 Zeilen 
 
01.02.1927  Seite 1 MB  39 Zeilen 
   Seite 3 MB  15 Zeilen 
   Seite 4 MB  227 Zeilen 
   Seite 5 MB  13 Zeilen 
   Seite 3 AB  14 Zeilen 
 
02.02.1927  Seite 3 MB   8 Zeilen 
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   Seite 4 MB  17 Zeilen 
   Seite 1 AB  10 Zeilen 
 
 
Wiener Allgemeine Zeitung - WAZ 
01.02.1927  Seite 1   16 Zeilen 
   Seite 2   133 Zeilen 
   Seite 3   129 Zeilen 
 
02.02.1927  Seite 1   28 Zeilen 
   Seite 2   20 Zeilen 
 




2. Schattendorfer Prozess 
 
„Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ – CsAZ 
09.07.1927  Seite 5   10 Zeilen 
 
16.07.1927  Seite 5   15 Zeilen 
 
 
„Neue Freie Presse“ – NFP 
05.07.1927  Seite 3 AB  348 Zeilen 
Seite 4 AB  129 Zeilen 
 
06.07.1927  Seite 8 MB  147 Zeilen 
Seite 3 AB  208 Zeilen 
 
07.07.1927  Seite 8 MB  119 Zeilen 
Seite 9 MB  77 Zeilen 
Seite 3 AB  184 Zeilen 
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08.07.1927  Seite 10 MB  148 Zeilen 
Seite 1 AB  56 Zeilen 
 
09.07.1927  Seite 8 MB  179 Zeilen 
 
10.07.1927  Seite 14 MB  128 Zeilen 
 
11.07.1927  Seite 6 AB  106 Zeilen 
 
12.07.1927  Seite 9 MB  84 Zeilen 
Seite 3 AB  58 Zeilen 
 
13.07.1927  Seite 8 MB  44 Zeilen 
   Seite 9 MB  113 Zeilen 
 
14.07.1927  Seite 8 MB  153 Zeilen 
Seite 9 MB  144 Zeilen 
Seite 3 AB  182 Zeilen 
 
15.07.1927  Seite 1 MB  88 Zeilen 
   Seite 2 MB  39 Zeilen 
Seite 12 MB  134 Zeilen 
Seite 13 MB  39 Zeilen 
 
 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ – WAZ 
06.07.1927  Seite 1   31 Zeilen 
   Seite 2   234 Zeilen 
Seite 10  110 Zeilen 
 
07.07.1927  Seite 4   297 Zeilen 
Seite 5   97 Zeilen 
 
08.07.1927  Seite 10  246 Zeilen 
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09.07.1927  Seite 1   58 Zeilen 
 
10.07.1927  Seite 4   218 Zeilen 
 
12.07.1927  Seite 1   56 Zeilen 
   Seite 2   185 Zeilen 
 
13.07.1927  Seite 10  215 Zeilen 
 






Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung – CsAZ 
23.07.1927  Seite 1   52 Zeilen 
   Seite 2   215 Zeilen 
Seite 3   291 Zeilen 
  Seite 4   110 Zeilen 
 
30.07.1927 
  Seite 1   28 Zeilen 
  Seite 2   346 Zeilen 
 
 
Neue Freie Presse – NFP 
18.07.1927  Seite 1 AB  27 Zeilen 
Seite 2 AB  162 Zeilen 
Seite 3 AB  342 Zeilen 
Seite 4 AB  310 Zeilen 
Seite 5 AB  309 Zeilen 
Seite 6 AB  315 Zeilen 
Seite 7 AB  116 Zeilen 
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Seite 8 AB  84 Zeilen 
Seite 9 AB  50 Zeilen 
 
19.07.1927  Seite 1 MB  23 Zeilen 
Seite 5 MB  49 Zeilen 
Seite 7 MB  88 Zeilen 
 
20.07.1927  Seite 1 AB  42 Zeilen 
 
21.07.1927  Seite 1 MB  5 Zeilen 
Seite 3 MB  69 Zeilen 
 
24.07.1927  Seite 7 MB  107 Zeilen 
 
26.07.1927  Seite 1 AB  80 Zeilen 
Seite 2 AB  302 Zeilen 
 
 
Wiener Allgemeine Zeitung – WAZ 
19.07.1927  Seite 3   41 Zeilen 
 
20.07.1927  Seite 1   20 Zeilen 
Seite 3   71 Zeilen 
 
23.07.1927  Seite 1   13 Zeilen 
 
27.07.1927  Seite 1   135 Zeilen 
Seite 2   121 Zeilen 
Seite 8   258 Zeilen 
 
28.07.1927  Seite 1   63 Zeilen 
Seite 2   207 Zeilen 
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Methodisch wird im Rahmen dieser Arbeit die Literaturrecherche und die historische 
Inhaltsanalyse herangezogen um das Untersuchungsmaterial und die Fragestellungen 
analysieren und beantworten zu können. Alle verstreut vorliegenden Informationen 
werden gesammelt, zusammengeführt, in Bezug zueinander gesetzt und danach mithilfe 
der historischen Inhaltsanalyse untersucht. 
 
 
8.1. Die Literaturrecherche 
 
Die erste Methode die bei dieser Magisterarbeit ihre Anwendung findet ist die 
Literaturrecherche, welche dazu dient einen genauen Überblick über die bereits 
vorhandene Literatur zu erhalten. Nachdem die für diese Arbeit elementaren Ereignisse 
im Jahre 1927 stattgefunden haben, wird auch nach „älterer“ Literatur Ausschau 
gehalten, diese dann untersucht und bearbeitet. Die Verfasserin ist der Ansicht, dass 
Literatur die zu einem früheren Zeitpunkt über die Ereignisse (den Vorfall in 
Schattendorf, den Schattendorfer Prozess und den Justizpalastbrand) geschrieben wurde 
und sich im Wesentlichen mit dem Ablauf der Vorkommnisse und der damaligen 
Situation beschäftigt, daher alles rein aus historischer Sicht betrachtet, nicht veraltern 
kann. 
Explizit wissenschaftliche Bücher, die sich mit den in dieser Arbeit relevanten 
Ereignissen in einem anderen Zusammenhang als den rein historischen 
auseinandersetzen, werden allerdings genauer auf ihr Erscheinungsdatum hin 
untersucht, um es zu ermöglichen die jeweils aktuellsten Ausgaben für diese 




8.2. Die historische Inhaltsanalyse 
 
„Eine spezielle Methodologie der historischen Inhaltsanalyse, also der 
Inhaltsanalyse solcher Texte, die wegen des Zeitabstandes ihrer Entstehungsdaten 
zur Gegenwart als historische zu bezeichnen sind, wurde bislang nicht 
formuliert.“162 
 
Der Begriff der historischen Inhaltsanalyse bezieht sich demnach auf das Alter der zu 
untersuchenden oder schon untersuchten Texte. Nachdem die zu untersuchenden Artikel 
in dieser Arbeit in dem Jahr 1927 verfasst wurden, kann man sie heute (82 Jahre später) 
durchaus als historisch bezeichnen. 
 
Wie Verena Blaum in ihrer inhaltsanalytischen Untersuchung der Wochenzeitung 
„Sonntag“, die im Jahr 1992 unter dem Titel „Kunst und Politik im Sonntag 1946 - 
1958“ erschienen ist, erläutert, gibt es keine methodologische Vergehensweise bei der 
historischen Inhaltsanalyse. Dies hat sich bis heute nicht geändert, denn es handelt sich 
weiterhin um eine unterentwickelte Forschungslage und eine Diskussion über 
historische Inhaltsanalysen befindet sich noch in den Kinderschuhen bzw. ganz am 
Anfang. Die momentane Situation birgt in Folge aber auch innovative Chancen mit 
denen man sich unbedingt befassen sollte. 
Aus diesem Grund kann nachfolgend nur der Versuch gemacht werden, die von 
Verena Blaum aufgezeigten, „Wege zur historischen Inhaltsanalyse“ zu beschreiten. 
 
Eine Pionierfunktion auf dem Gebiet der historischen Inhaltsanalyse in der Publizistik- 
und Kommunikationswissenschaft kommt Jürgen Wilke zu, der 1984 eine Studie zur 
Veränderung der Nachrichtenauswahl in Zeitungen des 17. bis 20. Jahrhunderts 
veröffentlichte. Diese Studie trägt nicht umsonst den Untertitel „Modellstudie zur 
Verbindung historischer und empirischer Publizistikwissenschaft“, denn die 
Forschungslage ist eben sehr unterentwickelt.163 
 
Blaum bemängelt die in Wilkes Studie selbstverständliche Übernahme 
inhaltsanalytischer Kategorien aus der Mitte der 60er Jahre und deren rückwirkende 
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Anwendung ohne methodologische Reflektierung. „Auch frappiert die Großzügigkeit, 
mit der „Folgerungen für eine Wirkungsgeschichte der Massenmedien“ gezogen 
werden, da hier eine bestimmte (und eben nur eine!) für heutige Verhältnisse unter den 
gegebenen gesellschaftlichen Bedingungen erforschte und bestätigte Hypothese der 
Korrelation von hoher Konsonanz, geringen Selektionsmöglichkeiten und hoher 
Wirkung generalisiert wird, und dies ebenfalls retrospektiv.“164 
 
 
Die Inhaltsanalyse gilt allgemein als eine der wichtigsten Methoden der empirischen 
Sozialforschung und ist nach Werner Früh: 
 „eine empirische Methode zur systematischen, intersubjektiv nachvollziehbaren 
Beschreibung inhaltlicher und formaler Merkmale von Mitteilungen; (häufig mit dem 
Ziel einer darauf gestützten interpretativen Inferenz)“165. 
 
Der Begriff der „empirischen Methode“ bezieht sich im Sinne von Werner Früh auf den 
Vorgang des Messens, ohne Reduzierung auf den reinen Messvorgang, und des 
Quantifizierens. Die in der Definition geforderte Systematik ist nur dann gegeben, wenn 
die Vorgehensweise bei der Umsetzung der Forschungsaufgabe in eine festgelegte 
Strategie klar strukturiert ist und diese Strategie eine durchgängige und konsequente 
Anwendung auf das Untersuchungsmaterial findet. Während der ganzen Untersuchung 
muss eine einheitliche Analyse stattfinden, d.h. alle Elemente sollten unter den gleichen 
festgelegten Standards analysiert werden. Die intersubjektive Nachvollziehbarkeit, die 
oft als Objektivität bezeichnet wird, ist ein zentrales Qualitätskriterium jeder 
Inhaltsanalyse, ohne dem sich eine Inhaltsanalyse nicht von intuitiv-subjektiven 
Textinterpretationen unterscheidet. Die Nachvollziehbarkeit ist dann gegeben, wenn die 
Untersuchung in jeder Phase ihrer Entstehung so exakt dokumentiert ist, das sie von 
anderen zumindest prinzipiell wiederholt werden könnte. Sie muss daher 
reproduzierbar, kommunizierbar und kritisierbar sein.166 
 
 
Laut Blaum ist die Grundannahme der Forschung mittels einer Inhaltsanalyse, „daß 
ihrem Untersuchungsgegenstand Text – gemeint ist insbesondere der sprachliche Text – 
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realitätsrepräsentative Eigenschaften zuzuschreiben sind, die sich vermittels einer 
systematischen, sortierenden und quantifizierenden Aufbereitung seiner Aussagen 
intersubjektiv überprüfbar erschließen lassen.“167 Die Integration in eine Theorie ist 
daher nicht nur Bedingung, sondern zugleich auch Voraussetzung. Man kann nicht 
irgendwelche Fragen an den jeweiligen Text stellen, es sollte sich dabei um 
theoriegeleitete Fragen handeln. 
 
 
Man kann abgesehen von Inhalten und deren Interpretationsweisen, Mitteilungen auch 
rein anhand formaler Merkmale beschreiben. Daraus folgt das nicht jede Inhaltsanalyse 
automatisch mit Schlussfolgerungen verbunden sein muss. Allgemein gibt es eine 
Unterscheidung zwischen drei Forschungsansätzen:  
 
1. Der formal-deskriptive Ansatz: Dieser Ansatz beschreibt Mitteilungen anhand 
rein äußerlicher, nicht-inhaltlicher Merkmale. Hierbei werden keine 
Rückschlüsse auf Absichten des Kommunikators oder Prozesse der Rezipienten 
gezogen. Beispielsweise kann es sich um rein an formalen Texteigenschaften 
orientierten Texttypologien handeln. 
 
2. Der diagnostische Ansatz: Dieser Ansatz sagt etwas über die 
Entstehungsbedingungen aus, also über die Beziehung des Kommunikators zur 
Mitteilung. Es kann sich um die Frage handeln welche Wirkung der Autor damit 
erzielen oder auch welche Wertvorstellungen er durch die Mitteilung 
transportieren wollte. 
 
3. Der prognostische Ansatz: Dieser Ansatz versucht Rückschlüsse von 
Mitteilungsmerkmalen auf deren Wirkung beim Rezipienten zuzulassen und 
stellt dabei die Frage wie der, in unserem Fall, Leser die Mitteilung verstehen 
und auf sie reagieren wird. Daher verwundert es nicht, dass die gesamte 
Verständlichkeits- und Wirkungsforschung in der Kommunikationswissenschaft 
bei der Analyse von Mitteilungen, Zeichen bzw. Texten diese Perspektive 
vertritt.168 
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Sowohl bei dem diagnostischen, als auch bei dem prognostischen Ansatz handelt es sich 
um eine interpretative Inferenz. Um Missverständnissen vorzubeugen hier eine 
Definition des Begriffes „Inferenz“: „Ein solcher interpretativer Schluss von 
Mitteilungsmerkmalen auf externe Sachverhalte nennt man Inferenz.“169  
 Bezüglich der Inferenz gibt es zu bedenken, dass ihre Aussagekraft auf 
Absichten und Wirkungen des Kommunikators durchaus begrenzt ist und „Mit Hilfe der 
Inhaltsanalyse allein lassen sich im strikten Sinne weder Wirkungen von Mitteilungen 
noch Eigenschaften und Absichten von Kommunikatoren nachweisen. Dazu muss man 
zusätzliche Informationen über Kommunikatoren und Rezipienten besitzen.“170 
 
Dies führt bei der Inhaltsanalyse historischer Mitteilungen zu einem weiteren Punkt den 
es unbedingt zu beachten gibt. Man darf die Tatsache nicht aus den Augen verlieren, 
dass sprachliche und auch bildliche Texte im Laufe der Geschichte ihre Bedeutungen 
verändern, zwar nicht zwangsläufig, aber doch häufig. Gesellschaftliche Veränderungen 
und das damit einhergehende veränderte menschliche Bewusstsein können dazu führen, 
dass einem gleichen Gegenstand oder Wort eine andere Vorstellung von Realität 
zugeordnet wird. Das Wort „Tisch“ zum Beispiel wird bei einem Mensch aus dem 19. 
Jahrhundert eine andere Vorstellung heraufbeschworen haben als die, die heute das 
Wort „Tisch“ in unserem Bewusstsein hervorruft.171 
 
„Diese Vorstellungen, die untrennbar an die jeweilige materielle Seite eines 
Zeichens gebunden sind, werden als dessen Bedeutung definiert. Der Bedeutungswandel 
gerade sprachlicher Zeichen, deren Materialisierung durch Buch- und Lesekultur 
besonders dauerhaft erscheint, kann also auf trügerische Weise in gleichbleibenden 
Lautfolgen versteckt bleiben, zumal sich die syntaktischen Strukturen einer Sprache 
selten verändern und damit den Eindruck der Beständigkeit verstärken. Da die 
zugeordneten Vorstellungen/Bedeutungen gesellschaftlich vereinbarte sind und zugleich 
über die individuelle menschliche Sprachkompetenz jeweils spontan, d.h. intuitiv 
realisiert werden, ließe sich ihre Erprobung als >richtiges Verstehen< letztlich nur in 
dem historischen Kontext wirklich überprüfen, aus dem heraus die Vereinbarungen 
entstanden bzw. tradiert und internalisiert wurden. Andernfalls kann es 
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>Mißverständnisse< geben, die allenfalls begrenzt und auch nur durch historisches 
Wissen bzw. die Rekonstruktion historischen Wissens korrigierbar sind.“172 
 
Blaum gelangte in Bezug auf den Zeitabstand zwischen dem entstandenen Text und der 
gegenwärtigen Forschungssituation zu dem Schluss, dass sich aus einer 
computergestützten Inhaltsanalyse für historische Mitteilungen wesentliche 
Konsequenzen ergeben. Diese bestehen darin das unser Denksystems und die Technik 
bestimmen, welche Art von Fragen überhaupt gestellt werden, – Fragen die mithilfe der 
Technik beantwortet werden. Die Folge ist, dass die Theorie und der 
Untersuchungsgegenstand sich nach der Methode und deren Möglichkeiten richten und 
nicht die Methode nach dem Untersuchungsgegenstand ausgerichtet wird. 
 
Verena Blaum besteht darauf das die Grenzen der maschinellen Inhaltsanalyse 
im theoretischen Kontext der Forschungsfragen genau überprüft werden sollten, denn: 
„Ihre Brauchbarkeit für die historische Inhaltsanalyse erscheint äußerst zweifelhaft, da 
sich hier infolge des Zeitabstandes zwischen Entstehungsdatum des jeweiligen Textes 
und Gegenwart der Forschungssituation ein Interpretations- bzw. 
Verstehen>spiel<raum gebildet haben kann, der bereits über das traditionelle 
Instrument inhaltsanalytischer Kategorien sowie der dazugehörigen Zuordnungsregeln 
nur begrenz erfaßbar sein dürfte. Den für maschinelle Bearbeitung erforderlichen 
Formalisierungsregeln widersetzt er sich noch mehr.“173 
 
 
Das grundlegendste einer Inhaltsanalyse und somit auch der historischen Inhaltsanalyse 
ist das Ausarbeiten eines Kategorienschemas, da man dadurch die zu analysierenden 
Inhalte den jeweiligen Forschungsfragen zuordnen kann. Bei der Kategorienbildung 
sollte man auf jeden Fall darauf achten die Kategorien sehr präzise definiert zu haben, 
um eine genaue Unterscheidung möglich zu machen und die nachfolgende 
Operationalisierung zu vereinfachen. Die Operationalisierung der Kategorien durch 
spezielle Codierungsregeln ermöglicht eine genaue Identifizierung der relevanten 
Texteinheiten, die damit auswählbar und auswertbar werden. Den meisten Zeitaufwand 
einer empirischen Inhaltsanalyse verursacht die Auswahl und Auszählung der für die 
Untersuchung notwendigen Texteinheiten. 
                                                 
172
 Blaum, Verena: Kunst und Politik im Sonntag 1946-1958. 1992, S. 53 
173
 Ebd., 1992, S. 52 
108 
Der Einsatz einer historischen Inhaltsanalyse birgt Konsequenzen für die Forschung und 
Bearbeitung von Texten, da schon vorhandene methodische Schwierigkeiten verschärft 
und zusätzliche Probleme aufgeworfen werden können. 
„Historische Forschung befindet sich doch in dem Dilemma, Gegenwart und 
Vergangenheit in eine theoretisch-methodologische Analogie bringen zu müssen und 
dabei den Kriterien der Wahrheit und Überprüfbarkeit verpflichtet zu bleiben. Eine (...) 
historische Wahrheit kann es hier nicht geben, es muß sie aber auch gar nicht geben. 
Solange wissenschaftliche Vorgehensweisen systematisch und überprüfbar sind, 
gewährleisten sie immerhin eine Annäherung an historische Wahrheiten, das erscheint 
als das optimal Erreichbare.“174 
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9. Analyse der Berichterstattung in der „Christlichsozialen 
Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ 
 
In diesem Kapitel werden das Codebuch (Kategorienbildung und Kategoriendefinition) 
und der dazugehörige Codebogen dargestellt. Im Anschluss daran wird die Auswertung 
der Ergebnisse und deren Interpretation vorgenommen. 
 
 
9.1. Codebuch und Codebogen 
 
Wichtig für die Nachvollziehbarkeit der in dieser Magisterarbeit angewendeten Analyse 
ist, dass nicht automatisch Artikel im Ganzen analysiert werden, sondern in zwei Fällen 
nur die für die spezifischen Fragestellungen relevanten Teile. Hierbei handelte es sich 
sowohl um sehr kurze Zeilen, als auch um Absätze oder größere Teile eines Artikels. 
Um nach der Analyse einen Vergleich zwischen der Berichterstattung in den hier 
untersuchten Zeitungen hinsichtlich der Fragestellungen an sich ziehen zu können und 




Die Analyse in der vorliegenden Magisterarbeit ist aufgeteilt in drei Teilbereiche, die 
Überkategorien kennzeichnen. Diese Überkategorien lauten „Vorfall in Schattendorf“, 
„Schattendorfer Prozess“ und „Justizpalastbrand“ und sind ihrerseits in verschiedene 
Kategorien unterteilt. 
Um eine Übersichtlichkeit und Nachvollziehbarkeit gewährleisten zu können 




9.1.1. Vorfall in Schattendorf 
 
Um die nachfolgende Beschreibung der ersten Überkategorie vornehmen zu können, 
müssen die in Kapitel 1.2 beschriebenen Forschungsfragen nochmals kurz wiederholt 
werden, da sie die Grundlage für die Kategoriebildung des ersten Teiles der Analyse 
sind. 
 
 Wird der Vorfall in Schattendorf allgemein verurteilt? 
 Werden die Gebrüder Tscharmann und Johann Pinter von den Zeitungen 
vorverurteilt? 
 Gibt es Anschuldigungen gegen den Republikanischen Schutzbund oder die 
Frontkämpfervereinigung? 
 Wird eine genaue Darstellung über den Ablauf des Vorfalles in Schattendorf 
veröffentlicht? 
 
Es wird jede Seite des Untersuchungsmaterials für sich untersucht, auch wenn es sich 
um eine Fortsetzungsseite handelt. Handelt es sich um eine solche, so wird dies in der, 
im Anhang befindlichen, Auflistung des Untersuchungsmaterials gekennzeichnet. 
 
Wie bereits vorher erwähnt trägt die erste Überkategorie den Namen „Vorfall in 




„Vorfall verurteilt“ (Kategorie 1): 
In dieser Kategorie werden Artikel erfasst, die den Vorfall in Schattendorf direkt 
verurteilen, unterschwellige Verurteilungen werden allerdings nicht miteinbezogen. Als 
verurteilend werden Wortphrasen wie zum Beispiel „schauerliche Bluttat“, 







„Täter vorverurteilt“ (Kategorie 2): 
Artikel zu dieser Kategorie müssen Aussagen über die Täter des Vorfalles treffen. Die 
Ausprägungen dieser Kategorie sind: 
 
1. Täter allgemein: Alle Artikel oder Teile von Artikeln die sich mit den Tätern 
befassen, ohne diesen explizit Namen zu geben werden einberechnet. Das heißt, 
Berichte oder Statements über die Verhaftung, die gewollte Verurteilung der 
„Täter“ oder die dringende Notwendigkeit einer Untersuchung um die „Täter“ 
einer Bestrafung zuführen zu können sind ein wesentlicher Bestandteil dieser 
Ausprägung. 
 
2. Täter Josef Tscharmann: Jeder Teil eines Artikels der sich mit Josef Tscharmann 
im Besonderen befasst, sei es dessen Flucht nach der Tat oder dessen Geständnis 
über die Abgabe von Schüssen, wird hier gezählt. 
 
3. Täter Hieronymus Tscharmann: Jeder Teil eines Artikels der sich explizit mit 
Hieronymus Tscharmann als Täter befasst, wird gewertet. 
 
4. Täter Johann Pinter: Jeder Teil eines Artikels der sich direkt mit Johann Pinter 
als Täter beschäftigt, wird gezählt. 
 
5. Täter Tscharmanns und Pinter: Jeder Teil eines Artikels der die Gebrüder 
Tscharmann und deren Schwager Johann Pinter namentlich im Zusammenhang 
mit dem Vorfall in Schattendorf oder explizit als Täter nennt, wird hier gewertet. 
 
 
„Anschuldigungen“ (Kategorie 3): 
Dieser Kategorie werden Berichte oder Statements zugeordnet die Anschuldigungen 
über den Auslöser des Vorfalles in Schattendorf treffen. Um konkrete Aussagen darüber 
treffen zu können von welcher Seite her Anschuldigungen gegen den Republikanischen 
Schutzbund oder die Frontkämpfervereinigung gemacht werden, gibt es folgende 
Ausprägungen in dieser Kategorie: 
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1. Anschuldigung gegen die Frontkämpfervereinigung (FKV): Es werden Artikel 
gewertet die explizit die Frontkämpfer beschuldigen als Auslöser des 
folgenschweren Vorfalles fungiert zu haben. 
 
2. Anschuldigung gegen den Republikanischen Schutzbund (RSB): Artikel die 
explizit Schutzbündler als Auslöser des Vorfalles verantwortlich machen, 
werden gezählt. 
 
3. Anschuldigung RSB gegen FKV: Hier werden Artikel die Anschuldigungen des 
Republikanischen Schutzbundes (zum Beispiel der Führung des RSB) gegen die 
Frontkämpfer(-vereinigung) beinhalten gewertet. Anschuldigungen meint in 
diesem Fall Behauptungen wie zum Beispiel es hätte keine Bedrohung gegeben, 
es wäre nichts zerschlagen worden oder auch es war ein vorbereiteter Überfall. 
 
4. Anschuldigung FKV gegen RSB: Es werden Artikel gewertet, die 
Anschuldigungen der Frontkämpfervereinigung gegen den Republikanischen 
Schutzbund bzw. dessen Mitglieder (Schutzbündler) als auslösendes Element 
benennen.  
 
5. Anschuldigung gegen FKV und RSB: Jeder Teil eines Artikels oder Artikel, der 
Anschuldigungen gegen beide Verbände erhebt und sie gleichermaßen als 
Auslöser bezeichnet, wird hier gewertet. 
 
 
„Ablaufsdarstellung“ (Kategorie 4): 
In dieser Kategorie werden Artikel erfasst die eine Darstellung des Ablaufes des 
Vorfalles in Schattendorf liefern. Um unterscheiden zu können um welche Art von 
Darstellung es sich handelt, gibt es folgende Unterscheidungsmöglichkeiten: 
 
1. Ablaufsdarstellung: Hier werden allgemein alle Teile von Artikeln gezählt die 
eine Darstellung des Ablaufes beinhalten. 
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2. Allgemeine Ablaufsschilderung: Alle Artikelteile die eine Darstellung des 
Ablaufes schildern, ohne eine spezielle Quelle zu benennen, werden dieser 
Ausprägung zugeordnet. 
 
3. amtliche Darstellung der Landesregierung: Jeder Artikel der explizit 
ausgewiesen ist als eine amtliche Darstellung oder auch Communicé besonders 
der Landesregierung und inhaltlich eine Darstellung der Abläufe liefert, wird 
gezählt. 
 
4. Darstellung des Republikanischen Schutzbundes (RSB): Es werden alle Artikel 
gewertet, die eine explizit ausgeschilderte Darstellung des Republikanischen 
Schutzbundes und / oder eines Schutzbündlers als Augenzeugen über den 
Ablauf beinhalten. 
 
5. Darstellung der Frontkämpfervereinigung (FKV): Es werden alle Artikel 
gewertet, die eine explizit ausgeschilderte Darstellung der 
Frontkämpfervereinigung und / oder eines Mitgliedes der FKV als Augenzeugen 
über den Ablauf beinhalten. 
 
 




Neue Freie Presse 
Wiener Allgemeine 
Zeitung 
Kategorie Anzahl Umfang Anzahl Umfang Anzahl Umfang 
Vorfall verurteilt 1 3 Zeilen 3 27 Zeilen 2 21 Zeilen 
Täter allgemein 0 0 2 24 Zeilen 1 10 Zeilen 
Täter Josef 
Tscharmann 
0 0 3 25 Zeilen 3 55 Zeilen 
Täter Hieronymus 
Tscharmann 
0 0 0 0 0 0 
Täter Johann Pinter 0 0 1 4 Zeilen 0 0 
Täter Tscharmanns 
und Pinter 




0 0 4 39 Zeilen 1 18 Zeilen 
Anschuldigung 
gegen RSB 
0 0 1 9 Zeilen 0 0 
Anschuldigung 
RSB gegen FKV 
0 0 1 18 Zeilen 1 16 Zeilen 
Anschuldigung 
FKV gegen RSB 
0 0 3 33 Zeilen 1 17 Zeilen 
Anschuldigung 
gegen FKV und 
RSB 
0 0 1 11 Zeilen 0 0 
Ablaufsdarstellung 1 32 Zeilen 11 530 Zeilen 3 201 Zeilen 
Allgemeine 
Ablaufsschilderung 




0 0 2 119 Zeilen 1 79 Zeilen 
Darstellung des 
RSB 
0 0 1 54 Zeilen 1 28 Zeilen 
Darstellung der 
FKV 
0 0 4 160 Zeilen 1 94 Zeilen 





9.1.2. Schattendorfer Prozess 
 
Der zweite Teilbereich der Analyse, also die zweite Überkategorie lautet 
„Schattendorfer Prozess“ und ist in fünf Kategorien unterteilt. Es werden immer ganze 
Artikel untersucht, umfasst der Artikel mehrere Seiten, so ist dies in der, im Anhang 
befindlichen, Auflistung des Untersuchungsmaterials gekennzeichnet. 
Prozessberichterstattung meint hier alle Zeitungsausgaben die angefangen vom 
6.Juli bis inklusive 15. Juli erschienen sind und Berichte über den Prozess beinhalten.  
 
Um die Kategoriebildung dieses Teiles nachvollziehbar zu machen, werden an dieser 
Stelle die diesbezüglichen Forschungsfragen nochmals wiederholt. Danach folgt eine 
genaue Beschreibung und Definition der Kategorien. 
 
 Werden in der Prozessberichterstattung alle Aussagen berücksichtigt und ist 
somit eine Ausgewogenheit gewährleistet? 
o Wird nur die Seite der Prozessbeteiligten berücksichtigt? 
 Gibt es während des Prozesses schon Kritik an seiner Durchführung? 
 Werden während des laufenden Prozesses explizit Konsequenzen gefordert bzw. 
verlangt? 
 Wird Kritik am Ausgang des Prozesses geübt? 
 Wie wird das Urteil kommentiert? 
 
 
„Prozessberichterstattung“ (Kategorie 1): 
In dieser Kategorie werden alle Artikel die der Prozessberichterstattung zuzuordnen 
sind berücksichtigt. Prozessberichterstattung meint hier alle Artikel die sich mit dem 
Prozess beschäftigen. Die Ausprägungen dieser Kategorie lauten daher: 
 
1. allgemeine Prozessinformation: Innerhalb der Prozessberichterstattung wird 
gewertet ob eine allgemeine Prozessinformation vorhanden ist. Als eine solche 
Prozessinformation werden allgemeine Daten bezeichnet wie zum Beispiel: 
allgemeine Informationen über den Prozess, was der Gegenstand des Prozesses 
ist, die voraussichtliche Dauer des Prozesses, wie viele Zeugen voraussichtlich 
befragt werden, wie sich das Publikum zusammensetzt, wie sich die 
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Geschworenenbank zusammensetzt, ob voraussichtlich Gutachten vorgebracht 
werden und ebenfalls Informationen über den  Prozessverlauf. Ob es sich um 
eine kurze oder detaillierte Prozessinformation handelt ist durch die 
Zeilenangabe ersichtlich. 
 
2. Zeugenaussage Josef Tscharmann: Gewertet wird ob die Zeugenaussage 
(beziehungsweise ein Teil davon) von Josef Tscharmann in der 
Prozessberichterstattung vorhanden ist.  
 
3. Zeugenaussage Hieronymus Tscharmann: Gewertet wird ob die Zeugenaussage 
(beziehungsweise ein Teil davon) von Hieronymus Tscharmann in der 
Prozessberichterstattung vorhanden ist. 
 
4. Zeugenaussage Johann Pinter: Gewertet wird ob die Zeugenaussage 
(beziehungsweise ein Teil davon) von Johann Pinter in der 
Prozessberichterstattung vorhanden ist. 
 
5. Zeugen Republikanischer Schutzbund (RSB): Es wird innerhalb der ganzen 
Prozessberichterstattung gezählt, wie viele Mitglieder des Republikanischen 
Schutzbundes als Zeugen befragt werden. 
 
6. Zeugen Frontkämpfervereinigung (FKV): Es wird innerhalb der ganzen 
Prozessberichterstattung gezählt, wie viele Mitglieder der 
Frontkämpfervereinigung als Zeugen befragt werden. 
 
7. Zeugen neutral: Es wird innerhalb der ganzen Prozessberichterstattung gezählt, 
wie viele Zeugen befragt werden die keiner Vereinigung zurechenbar sind und 
somit als „neutral“ zu bezeichnen sind. 
 
8. Anklageschrift: Es wird gewertet ob die Anklageschrift in der 
Prozessberichterstattung vorhanden ist und mithilfe der Zeilenanzahl ist auch in 
diesem Fall ersichtlich wie detailliert dies geschieht. 
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9. Gutachten: Es wird gewertet und gezählt ob ein Sachverständigengutachten, und 
wenn ja wie viele davon, in der Berichterstattung veröffentlicht werden. An sich 
gab es vier Gutachten, zwei von Gerichtsärzten die die Obduktion an den Toten 
durchführten und zwei von Sachverständigen im Schießfache. 
 
10. Plädoyer: Es wird gewertet ob Plädoyers Eingang in die Berichterstattung 
finden. Notiert wird um wie viele Plädoyers es sich handelt und von welcher 
Seite der Prozessbeteiligten diese jeweils stammen. 
 
11. Kommentare Zeitung / Journalist: Innerhalb der Prozessberichterstattung wird 
gezählt ob Kommentare der Zeitung / des Journalisten abgedruckt werden. 
 
 
„Kritik Prozessdurchführung“ (Kategorie 2): 
Dieser Kategorie werden Artikel zugeordnet die in ihrer Berichterstattung während des 
Prozesses Kritik an seiner Durchführung äußern beziehungsweise beinhalten und 
nachfolgende Unterscheidungsmöglichkeit eröffnen: 
 
1. Kritik an Prozessdurchführung: Es werden all jene Artikel gezählt, die eine 
Kritik an der Durchführung des Prozesses beinhalten. 
 
2. Welche Kritik: Wenn in einem Artikel eine Kritik an der Durchführung des 
Prozesses geübt wird, erfolgt hier eine Auflistung dieser Kritik – inklusive einer 
kurzen Notiz durch wen Kritik geübt wurde. 
 
3. Kritik von Zeitung / Journalist: Alle Artikel die eine Kritik enthalten, die durch 
keinen speziellen Absender (wie zum Beispiel eine Partei) gekennzeichnet ist 
wird hier gewertet und dürfte die Meinung der Zeitung / der Journalisten 
widerspiegeln. 
 
4. Kritik von Bürgern / Öffentlichkeit: Artikel die eine Kritik an der Durchführung 
des Prozesses enthalten und diese augenscheinlich von der Öffentlichkeit / den 
Bürgern geübt wird, wird gezählt. 
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5. Kritik von Partei: Artikel die eine Kritik an der Durchführung des Prozesses 
enthalten und diese offensichtlich oder explizit einer politischen Partei 
zuzuordnen ist, werden gewertet. 
 
6. Kritik von Sozialdemokraten: Es werden alle Artikel gezählt in denen eine 
kritische Beurteilung der Prozessdurchführung durch die Sozialdemokraten 
beziehungsweise die sozialdemokratischen Partei erfolgt. 
 
7. Kritik von Christlichsozialen: Es werden alle Artikel gezählt in denen eine 
kritische Beurteilung der Prozessdurchführung durch die Christlichsozialen 
beziehungsweise die christlichsoziale Partei erfolgt. 
 
 
„Konsequenzen“ (Kategorie 3): 
In dieser Kategorie werden all jene Artikel gewertet die während des Prozesses explizit 
Konsequenzen verlangen beziehungsweise fordern. Daher gibt es folgende 
Unterscheidungsmöglichkeiten: 
 
1. Konsequenzen gefordert: Es werden die Artikel gezählt die allgemein 
Konsequenzen fordern beziehungsweise verlangen, ohne explizit auf diese 
einzugehen, da es nur darum geht festzuhalten ob derartiges verlangt 
beziehungsweise gefordert wird. 
 
2. Welche Konsequenzen gefordert: Wenn in einem Artikel Konsequenzen 
verlangt beziehungsweise gefordert werden, so werden diese hier aufgelistet – 
mit einer kurzen Notiz von welcher Seite die jeweilige Konsequenz gefordert 
wird. 
 
3. Konsequenzen von Partei: Es werden jene Artikel die gezählt die eine 
Stellungnahme einer Partei beinhalten oder einen Kommentar einer Partei, worin 
explizit Konsequenzen verlangt beziehungsweise gefordert werden. 
 
4. Konsequenzen von Sozialdemokraten: Es werden Artikel gewertet, die 
ersichtlich von den Sozialdemokraten beziehungsweise der 
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sozialdemokratischen Partei eine Stellungnahme oder einen Kommentar 
beinhalten in dem Konsequenzen gefordert beziehungsweise verlangt werden. 
 
5. Konsequenzen von Christlichsozialen: Es werden Artikel gewertet, die 
ersichtlich von den Christlichsozialen beziehungsweise der christlichsozialen 
Partei eine Stellungnahme oder einen Kommentar beinhalten in dem 
Konsequenzen gefordert beziehungsweise verlangt werden. 
 
6. Konsequenzen von Zeitung / Journalisten: Es werden die Artikel gezählt die 
keiner Institution oder Partei zugeordnet werden können und somit von der 




„Kritik Prozessausgang“ (Kategorie 4): 
Dieser Kategorie werden Artikel zugeordnet die den Prozessausgang als Gegenstand der 
Berichterstattung zum Thema haben. Die Unterscheidungsmöglichkeiten innerhalb 
dieser Kategorie sind: 
 
1. Kritik am Prozessausgang: Es werden allgemein all jene Artikel gewertet, die 
eine Kritik am Ausgang des Prozesses beinhalten. 
 
2. Kritik von Zeitung / Journalist: Artikel die offensichtlich von der Zeitung 
beziehungsweise den Journalisten eine Kritik am Ausgang des Prozesses äußern 
werden hier gezählt. 
 
3. Kritik von Parteien: All jene Artikel die eine Kritik am Ausgang des Prozesses 
beinhalten und einer politischen Partei zuzuordnen sind werden gewertet. 
 
4. Kritik von Sozialdemokraten: Die Artikel die eine Kritik am Ausgang des 
Prozesses beinhalten und ersichtlich den Sozialdemokraten beziehungsweise der 
sozialdemokratischen Partei zugeordnet werden können, werden gezählt. 
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5. Kritik von Christlichsozialen: Die Artikel die eine Kritik am Ausgang des 
Prozesses beinhalten und ersichtlich den Christlichsozialen beziehungsweise der 
christlichsozialen Partei zugeordnet werden können, werden gezählt. 
 
6. Kritik von Bürgern / Öffentlichkeit: Es werden Artikel gewertet, die eine 
offensichtliche Kritik der Öffentlichkeit / der Bürger zum Thema haben oder 
deren kritisierende Haltung veranschaulichen. 
 
 
„Urteil“ (Kategorie 5): 
In dieser Kategorie werden all jene Artikel beziehungsweise Teile dergleichen erfasst, 
die das Urteil des Schattendorfer Prozesses allgemein zum Thema haben, besonderes 
Augenmerk wird hierbei auf Kommentare gelegt. 
 
1. Urteil positiv kommentiert: Es werden Artikel oder Teile dergleichen gewertet, 
die das Urteil positiv kommentieren, also eine zustimmende Haltung einnehmen. 
Hierbei werden Notizen gemacht, von welcher Seite (Öffentlichkeit / Zeitung / 
Parteien, etc.) diese Kommentare kommen. Als zustimmend werden unter 
anderem „Heilrufe“ gewertet. 
 
2. Urteil negativ kommentiert: Es werden Artikel oder Teile dergleichen gewertet, 
die das Urteil negativ kommentieren, also eine ablehnende Haltung einnehmen. 
Hierbei werden Notizen gemacht, von welcher Seite (Öffentlichkeit / Zeitung / 
Parteien, etc.) diese Kommentare kommen. Als negative Wertung werden unter 
anderem Pfuirufe gewertet. 
 
3. Urteil erwartet: Artikel oder Teile von Artikeln werden gezählt die 
kommentieren, dass das Urteil eigentlich keine Überraschung ist, sondern 









Neue Freie Presse 
Wiener Allgemeine 
Zeitung 
Kategorie Anzahl Umfang Anzahl Umfang Anzahl Umfang 
Allgemeine 
Prozessinformation 
2 25 Zeilen 12 342 Zeilen 10 239 Zeilen 
Zeugenaussage Josef 
Tscharmann 




0 0 1 107 Zeilen 0 0 
Zeugenaussage 
Johann Pinter 
0 0 0 0 0 0 
Zeugen RSB 0 0 7 323 Zeilen 10 353 Zeilen 
Zeugen FKV 0 0 17 458 Zeilen 10 419 Zeilen 
Zeugen neutral 0 0 12 200 Zeilen 10 187 Zeilen 
Anklageschrift 0 0 1 168 Zeilen 1 108 Zeilen 
Gutachten 0 0 5 217 Zeilen 3 184 Zeilen 
Plädoyer 0 0 5 424 Zeilen 2 100 Zeilen 
Kommentare 
Zeitung / Journalist 
0 0 3 138 Zeilen 0 0 
Kritik 
Prozessdurchführung 
0 0 2 45 Zeilen 2 74 Zeilen 











Kritik von Zeitung / 
Journalist 
0 0 1 33 Zeilen 0 0 
Kritik von Bürgern / 
Öffentlichkeit 
0 0 0 0 0 0 
Kritik von Partei 
 




0 0 0 0 0 0 
Kritik von 
Christlichsozialen 
0 0 0 0 0 0 
Konsequenzen 0 0 0 0 0 0 
Welche 
Konsequenzen 
0 0 0 0 0 0 
Konsequenzen von 
Partei 
0 0 0 0 0 0 
Konsequenzen von 
Sozialdemokraten 
0 0 0 0 0 0 
Konsequenzen von 
Christlichsozialen 
0 0 0 0 0 0 
Konsequenzen von 
Zeitung / Journalist 
0 0 0 0 0 0 
Kritik 
Prozessausgang 
0 0 2 160 Zeilen 0 0 
Kritik von Zeitung / 
Journalist 
0 0 2 160 Zeilen 0 0 
Kritik von Partei 0 0 0 0 0 0 
Kritik von 
Sozialdemokraten 
0 0 0 0 0 0 
Kritik von 
Christlichsozialen 
0 0 0 0 0 0 
Kritik von Bürgern / 
Öffentlichkeit 
0 0 0 0 0 0 
Urteil positiv 
kommentiert 
0 0 1 10 Zeilen 0 0 
Urteil negativ 
kommentiert 
0 0 3 24 Zeilen 0 0 
Urteil erwartet 0 0 1 17 Zeilen 0 0 




Um eine besseren Überblick gewährleisten zu können ist nachfolgend noch genau 
aufgeschlüsselt: 
o Welche Gutachten veröffentlicht wurden 
o Welche Plädoyers veröffentlicht wurden 
o Welche Kritik zur Prozessdurchführung geäußert wurde und 
o Welche Kritik zum Prozessausgang geäußert wurde 
 
 
Welche Gutachten wurden veröffentlicht? 
1.) Neue Freie Presse: 
o Alle vier Gutachten der Sachverständigen (2 Gerichtsärzte und 2 
Sachverständige des Schießfaches), sowie ein Gutachten eines chemischen 
Sachverständigen 
 
2.) Wiener Allgemeine Zeitung: 
o 3 Gutachten der Sachverständigen (2 Gerichtsärzte, 1 Sachverständiger des 
Schießfaches) 
 
Welche Plädoyers wurden veröffentlicht? 
1.) Neue Freie Presse: 
o Plädoyer aller drei Verteidiger, der Staatsanwaltschaft (Dr. Sacher) und des 
Privatbeteiligtenvertreters (Dr. Reichardt) 
 
2.) Wiener Allgemeine Zeitung: 
o Plädoyer von zwei Verteidigern (Dr. Riehl und Dr. Blener) 
 
Welche Kritik gab es an der Prozessdurchführung? 
1.) Neue Freie Presse: 
o Kritik von Dr. Reichardt: Die Geschworenen sollen nicht jetzt schon ihre 
Meinung zeigen (lachen etc.), sie sollen ruhig und unparteiisch sein 
o Kritik von Dr. Richard Preßburger: Es gab Unklarheiten in der Anklage, denn 




2.) Wiener Allgemeine Zeitung: 
o Kritik von Dr. Reichardt: Die Geschworenen sollen nicht jetzt schon ihre 
Meinung zeigen (lachen, tuscheln), sie sollen sich ruhig und unparteiisch 
verhalten 
o Kritik des Vorsitzenden des Prozesses: Er übt Kritik an der 
Prozessberichterstattung → Geschworene sollen diese nicht lesen um einen 
ungetrübten Blick zu bewahren. Der Vorsitzende ist der Meinung der Eid der 
Geschworenen gilt auch dafür sich nicht durch Lektüre beeinflussen zu lassen 
und keine Zeitungsartikel über den Verlauf zu lesen 
 
Welche Kritik wurde von der Zeitung / dem Journalisten am  
Ausgang des Prozesses geübt? 
1.) Neue Freie Presse: 
o Kritik gegen die Geschworenen und die Gleichgültigkeit des Bürgermeisters von 
Schattendorf 
o Ist denn niemand da, der erschrickt darüber, dass 2 Menschen tot sind und jene 








Der letzte Analyseteil der vorliegenden Magisterarbeit ist die Überkategorie 
„Justizpalastbrand“, welche in acht Kategorien unterteilt ist. Es wird jede Seite des 
Untersuchungsmaterials für sich untersucht, auch wenn es sich um eine 
Fortsetzungsseite handelt. Handelt es sich um eine solche, so wurde dies in der, im 
Anhang befindlichen, Auflistung des Untersuchungsmaterials gekennzeichnet. Für die 
Analyse dieser Überkategorie werden nur Artikel / Artikelteile benutzt die sich explizit 
mit den Ereignissen des 15.Juli beschäftigen, der Folgetag (Samstag, 16.Juli) wird nicht 
in die Analyse einbezogen. 
 
Um die Beschreibung der Kategorien vornehmen zu können, ist es auch hier notwendig 
die diesbezüglichen Forschungsfragen zu wiederholen. 
 
 Wird eine genaue Darstellung über den Ablauf der Ereignisse veröffentlicht? 
 Wird der Prozessausgang als unmittelbarer Grund für das in Brand stecken des 
Justizpalastes benannt? 
o Werden andere Gründe genannt? 
 Werden die Unruhen von den Zeitungen verurteilt? 
 Werden die Unruhen als berechtigte bzw. verständliche Reaktion auf das 
Schattendorfer Urteil angesehen? 
 Von welchen Institutionen / Parteien gibt es Stellungnahmen zu den 
Vorkommnissen des 15.Juli? 
 Wird der Berichterstattung der Zeitungen eine Mitschuld an dem 
Justizpalastbrand zugewiesen? 
 Wenn es Schuldzuweisungen gibt zum Brand des Justizpalastes: Von welcher 
Seite wird welchen Parteien oder Journalisten eine Schuld zugewiesen? 
 Gibt die Berichterstattung Hinweise darüber wie der Brand des Justizpalastes 
hätte verhindert werden können? 
o Zeigt die Berichterstattung politische Maßnahmen auf, die den Brand 





„Ablaufsdarstellung“ (Kategorie 1): 
In dieser Kategorie werden Artikel erfasst die eine genaue Darstellung des Ablaufes der 
Unruhen bis hin zum Brand des Justizpalastes liefern. Um differenzieren zu können um 
welche Art von Darstellung es sich handelt, gibt es folgende 
Unterscheidungsmöglichkeiten: 
 
1. Ablaufsdarstellung: Es werden allgemein alle Artikel oder Artikelteile gezählt 
die eine Darstellung des Ablaufes beinhalten. 
 
2. allgemeine Darstellung: Alle Artikel die, ohne Nennung einer spezifischen 
Quelle, eine Darstellung über den Ablauf der Unruhen bieten werden gewertet. 
Dazu gehören auch Darstellungen der Feuerwehr und der Rettungsgesellschaft, 
da ansonsten keine Rekonstruktion des Ablaufes möglich wäre. 
 
3. Darstellung von Augenzeugen: Es werden die Artikel gezählt die anhand von 
Augenzeugen eine Ablaufsschilderung dar- beziehungsweise vorlegen. 
 
4. amtliche Darstellung der Polizei: Jeder Artikel der explizit ausgewiesen ist als 
eine amtliche Darstellung besonders der Polizeidirektion bzw. der Polizei an 
sich und inhaltlich den Ablauf der Unruhen schildert, wird gewertet. 
 
 
„Grund für Unruhen“ (Kategorie 2): 
In dieser Kategorie werden Artikel oder Teile dergleichen gewertet die den Auslöser der 
Wiener Unruhen die zum Brand des Justizpalastes führten zum Thema haben bzw. 
direkt einen Grund dafür angeben. Die Ausprägungen dieser Kategorie sind: 
 
1. Grund – Urteil: Alle Artikel bzw. Artikelteile die als direkten Grund 
beziehungsweise Auslöser oder auch als äußeren und unmittelbaren Anlass für 
die Unruhen und den Justizpalastbrand das Urteil des Schattendorfer Prozesses 
nennen, werden hier gewertet. 
 
2. Anderer Grund: Es werden alle Artikel bzw. Artikelteile gezählt die einen Grund 
beziehungsweise Auslöser für die Unruhen und den Justizpalastbrand benennen, 
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sofern nicht das Urteil verantwortlich gemacht wird. Sind derartige Gründe 
vorhanden erfolgt eine Auflistung. 
 
 
„Unruhen verurteilt“ (Kategorie 3): 
In dieser Kategorie werden alle Artikel gewertet die augenscheinlich die Meinung der 
jeweiligen Zeitung widerspiegeln und die Wiener Unruhen verurteilen. Als verurteilend 
werden Wortphrasen wie zum Beispiel „Blutverbrechen“, „Blutschuld“, 
„unverständlich“ und „sinnlos“ angesehen. 
 
 
„Reaktion auf Unruhen“ (Kategorie 4): 
Dieser Kategorie werden alle Artikel zugerechnet die in den Unruhen eine Reaktion auf 
das Schattendorfer Urteil sehen. Die Unterscheidungsmöglichkeiten sind: 
 
1. berechtigte Reaktion: Es werden alle Artikel gezählt die in den Unruhen eine 
„berechtigte“ und / oder verständliche Reaktion auf das Schattendorfer Urteil 
sehen. 
 
2. unberechtigte Reaktion: Alle Artikel die die Unruhen als unberechtigte 
beziehungsweise falsche Reaktion auf das Schattendorfer Urteil ansehen oder in 
dem Urteil keine Rechtfertigung für die Unruhen sehen, werden hier gewertet. 
 
 
„Stellungnahmen“ (Kategorie 5): 
In dieser Kategorie werden alle Artikel erfasst die eine Stellungnahme, Kundgebung 
oder Rede zu den Unruhen und somit dem Brand des Justizpalastes beinhalten und 
explizit als solche ausgeschildert sind. Zusätzlich wird unterschieden und untersucht 
von wem beziehungsweise von welcher Institution zu den Ereignissen Stellung 
genommen wird. Der Begriff „Stellungnahme“ wird nachfolgend synonym für 
Kundgebung und Rede verwendet, um nicht jedes Mal alle drei Worte zu schreiben. Die 
Ausprägungen in dieser Kategorie sind: 
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1. Stellungnahme christlichsoziale Arbeiterschaft: Es werden alle Artikel gezählt 
die explizit als Stellungnahme der christlichsozialen Arbeiterschaft ausgewiesen 
ist. 
 
2. Stellungnahme Bundeskanzler: Es werden alle Artikel gezählt die als 
Stellungnahme des Bundeskanzlers ausgewiesen sind. 
 
3. Stellungnahme großdeutsche Volkspartei: Es werden alle Artikel gewertet die 
als Stellungnahme der großdeutschen Volkspartei ausgewiesen sind. 
 
4. Stellungnahme Bürgermeister: Es werden alle Artikel gezählt die als 
Stellungnahme des Bürgermeisters ausgewiesen sind. 
 
5. Stellungnahme Nationalrat: Es werden alle Artikel gewertet die als 
Stellungnahme des Nationalrates ausgewiesen sind. 
 
 
„Mitschuld Berichterstattung“ (Kategorie 6): 
In dieser Kategorie werden alle Artikel gewertet, die den Vorwurf enthalten die 




„Schuldzuweisungen“ (Kategorie 7): 
In dieser Kategorie werden alle Artikel erfasst die Schuldzuweisungen betreffend den 
Vorgängen, d.h. den Wiener Unruhen und dem Justizpalastbrand, enthalten. Die 
Unterscheidungsmöglichkeiten sind daher folgende: 
 
1. Schuldzuweisungen: Es werden alle Artikel gewertet die allgemein 
Schuldzuweisungen aufweisen. 
 
2. Schuldzuweisung Christlichsoziale zu Sozialdemokraten: Artikel die eine 
Schuldzuweisung von der christlichsozialen Partei gegen die 
sozialdemokratische Partei aufweisen werden hier gezählt. 
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3. Schuldzuweisung Sozialdemokraten zu Christlichsozialen: Artikel die eine 
Schuldzuweisung von der sozialdemokratischen Partei gegen die 
christlichsoziale Partei aufweisen, werden hier gezählt. 
 
4. Schuldzuweisung Sozialdemokraten zu Polizei: All jene Artikel die eine 
Schuldzuweisung der sozialdemokratischen Partei gegen die Polizei und ihr 
Vorgehen während der Unruhen enthalten, werden gezählt. 
 
5. Schuldzuweisung Bundeskanzler zu Bürgermeister: Artikel die eine 
Schuldzuweisung des Bundeskanzlers (Seipel) gegen den Bürgermeister(Seitz) 
enthalten, werden gewertet. 
 
6. Schuldzuweisung großdeutsche Partei zu Sozialdemokratie: All jene Artikel die 
eine Schuldzuweisung der großdeutschen Partei gegen die Sozialdemokratie und 
ihr Vorgehen enthalten, werden gewertet. 
 
7. Schuldzuweisung großdeutsche Volkspartei zu Bürgermeister: Es werden alle 
Artikel gezählt in denen die großdeutsche Volkspartei dem Bürgermeister Seitz 
die Schuld an den Ereignissen gibt. 
 
8. Schuldzuweisung Bürgermeister zu Polizei: Artikel in denen der Bürgermeister 
Seitz der Polizei die Schuld an den Ereignissen gibt, werden hier gewertet. 
 
9. Schuldzuweisung Zeitung zu Sozialdemokraten: Alle Artikel die ohne direkt 
ersichtlichen Absender, somit voraussichtlich der Linie der Zeitung bzw. der 
Journalisten entsprechen, eine Schuldzuweisung gegen die Sozialdemokraten 
bzw. die sozialdemokratische Parteiführung erheben, werden gezählt. 
 
10. Schuldzuweisung Zeitung zu Bürgermeister: Alle Artikel die ohne direkt 
ersichtlichen Absender, somit voraussichtlich der Linie der Zeitung bzw. der 
Journalisten entsprechen, eine Schuldzuweisung gegen den Bürgermeister Seitz 
und sein Vorgehen während der Unruhen erheben werden gewertet. Ebenfalls 
gewertet werden Artikel die eine Schuldzuweisung enthalten bezüglich der 
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Aufstellung der Geschworenenliste, die bekanntlich ja durch den Bürgermeister 
erfolgt. 
 
11. Schuldzuweisung Zeitung zu Staatsanwalt: Alle Artikel die ohne direkt 
ersichtlichen Absender, somit voraussichtlich der Linie der Zeitung bzw. der 
Journalisten entsprechen, eine Schuldzuweisung gegen den Staatsanwalt 
enthalten, werden gewertet. 
 
12. Schuldzuweisung Zeitung zu Teilen der Bevölkerung: Alle Artikel die ohne 
direkt ersichtlichen Absender, somit voraussichtlich der Linie der Zeitung bzw. 
der Journalisten entsprechen, eine Schuldzuweisung gegen Teile der 
Bevölkerung erheben werden gezählt. Hierzu zählen Phrasen wie 
„undisziplinierte Elemente“, „Kommunisten“, etc. 
 
 
„Brandverhinderung“ (Kategorie 8): 
In dieser Kategorie werden alle Artikel erfasst die Hinweise oder Stellungnahmen 
darüber enthalten wie der Brand des Justizpalastes hätte verhindert werden können. 
Hierzu zählen Hinweise jeglicher Art, das Vorgehen der Polizei betreffend, die 
Einbindung des Bundesheeres betreffend, ebenso wie politische Maßnahmen die das in 
Brand setzen verhindert hätten. Es gibt folgende Unterscheidungsmöglichkeiten: 
 
1. Brandverhinderung möglich: Es werden allgemein alle Artikel gezählt die 
Hinweise, Stellungnahmen oder Maßnahmen enthalten wie der Brand hätte 
verhindert werden können. 
 
2. Maßnahmen zur Brandverhinderung: Alle Artikel die Hinweise, Stellungnahmen 
oder Maßnahmen enthalten die den Brand hätten verhindern können, werden 








Neue Freie Presse 
Wiener Allgemeine 
Zeitung 
Kategorie Anzahl Umfang Anzahl Umfang Anzahl Umfang 
Ablaufsdarstellung 1 252 Zeilen 12 
1726 
Zeilen 
2 106 Zeilen 
Allgemeine 
Darstellung 
0 0 5 
1075 
Zeilen 
1 71 Zeilen 
Darstellung von 
Augenzeugen 




1 252 Zeilen 1 56 Zeilen 0 0 
Grund – Urteil 3 38 Zeilen 6 58 Zeilen 3 22 Zeilen 











Unruhen verurteilt 1 22 Zeilen 4 17 Zeilen 2 20 Zeilen 
Berechtigte 
Reaktion 
0 0 0 0 1 9 Zeilen 
Unberechtigte 
Reaktion 




1 215 Zeilen 1 36 Zeilen 0 0 
Stellungnahme 
Bundeskanzler 




0 0 2 120 Zeilen 0 0 
Stellungnahme 
Bürgermeister 




1 346 Zeilen 1 382 Zeilen 3 784 Zeilen 
Mitschuld 1 8 Zeilen 2 14 Zeilen 1 14 Zeilen 












































1 8 Zeilen 0 0 0 0 
Schuldzuweisung 
Zeitung zu Teilen 
der Bevölkerung 
1 20 Zeilen 3 33 Zeilen 0 0 
Brandverhinderung 
möglich 


















(Tabelle 3: Codebogen Justizpalastbrand) 
 
 
Um eine besseren Überblick gewährleisten zu können ist nachfolgend noch genau 
aufgeschlüsselt: 
o Welche anderen Gründe für die Unruhen veröffentlicht wurden und 
o Welche Maßnahmen zur Brandverhinderung geäußert wurden 
 
 
Welcher andere Grund für die Unruhen wird genannt? 
1.) Neue Freie Presse: 
o Zeitung: Zusätzlich zu dem Urteil wird auch die politische Pressekampagne vor 
dem Gerichtsverfahren und die große Verhetzung als Grund angegeben 
o Großdeutsche Partei: Die jahrelangen wüsten Pressekampagnen (Pressefreiheit 
in Pressezügellosigkeit ausgeartet) und die Reihe von anderen 
Geschworenenurteilen werden als Grund angegeben 
o Bundeskanzler Seipel: Der große politische Fehler war, dass man das Urteil 
vorweggenommen hat, dies hat die Überzeugung geweckt der Mordprozess 





2.) Wiener Allgemeine Zeitung: 
o Zeitung: Zusätzlich zu dem Urteil werden auch die vielen bisherigen Fehlurteile 
als Grund angegeben 
 
 
Welche Maßnahmen hätten den Brand verhindern können? 
1.) Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung: 
o Zeitung: Wenn Bürgermeister Seitz rechtzeitig militärische Assistenz zugelassen 
hätte 
o Zeitung: Wenn Bürgermeister Seitz mehr Einsicht und weniger 
Selbstbewusstsein / Größenwahn gezeigt hätte 
o Christlichsoziale Arbeiterschaft: Das Pressegesetz muss geändert werden – 
bisher gab es einen Missbrauch durch die gewissenlose Hetze der Schund- und 
Revolverpresse 
o Nationalratsabgeordneter Leopold Kunschak: Die Geschworenengerichte 
bedürfen einer Reform 
 
2.) Neue Freie Presse: 
o Zeitung: Wenn von Seiten der Partei eine Vorbereitung für die Demonstration 
stattgefunden hätte 
o Zeitung: Wenn die Polizei rechtzeitig durch das Bundesheer abgelöst worden 
wäre 
o Zeitung: Wenn die Armee rechtzeitig hinzugezogen worden wäre 
o Großdeutsche Volkspartei: Wenn rechtzeitig ausreichende Kräfte eingesetzt 
worden wären 
o Großdeutsche Volkspartei: Gesamte Bevölkerung Österreichs sollte sich 
zusammenschließen und gesetzliche Maßnahmen entwickeln um die Republik in 
Zukunft vor solchen Bedrohungen zu schützen 
o Großdeutsche Partei: Es muss eine Pressereform geben 
o Christlichsoziale Partei: Es muss eine Reform des Pressegesetzes geben und eine 
Bekämpfung des Terrors stattfinden 
o Bundeskanzler Seipel: Es hätte rechtzeitig eine Militärassistenz geben müssen 
o Bundeskanzler Seipel: Es müsse eine Reform des Pressegesetzes geben, denn 
diese wäre notwendig um die zügellosen Hetzereien zu unterbinden 
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o Bundeskanzler Seipel: Der Brand hätte verhindert werden können wenn der 
Bürgermeister früher die Militärassistenz angefordert hätte 
 
3.) Wiener Allgemeine Zeitung: 
o Bundeskanzler Seipel: Es muss zu einer Änderung des Gerichtswesen kommen, 
außerdem muss ein Pressereformentwurf entwickelt werden – wegen der 
Hetzung der Parteienpresse 
o Nationalrat Dr. Renner: Die Gerichtsbarkeit muss geändert werden – also die 
Geschworenen- und Berufsgerichte und die Staatsanwaltschaft, da diese nur 






9.2. Auswertung und Interpretation 
 
Bei der Auswertung stellt sich zunächst die Frage, ob diese nach der Anzahl der 
Nennungen oder nach Umfang der Nennungen erfolgen soll. Nach reiflicher 
Überlegung werden beide Varianten gewählt um die Unterschiede zwischen den drei 
Zeitungen hervorheben zu können. 
 
Die Gesamtanzahl der Nennungen in jeder einzelnen Kategorie werden 
zusammenaddiert um sodann deren Verteilung auf die untersuchten Zeitungen 
(„Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“, „Neue Freie Presse“ und „Wiener Allgemeine 
Zeitung“) prozentual darstellen zu können. 
Der Umfang der Nennungen ist ebenso von großer Bedeutung und wird folgendermaßen 
ermittelt: Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“, die „Neue Freie Presse“ und die 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ haben alle drei das gleiche Format, allerdings 
unterschiedliche Spaltenanzahlen (CsAZ 3-spaltig, NFP 3-spaltig und WAZ 4-spaltig), 
daher ist es notwendig eine Basis herzustellen auf welcher der Umfang verglichen 
werden kann. Infolgedessen werden die Zeilenanzahlen der jeweiligen Zeitung durch 
ihre Spaltenanzahl dividiert um auf einen vergleichbaren Nenner zu kommen. Der so 
zustande gekommene Gesamtumfang aller Nennungen wird addiert um sodann dessen 
Verteilung auf die einzelnen Zeitungen in Prozenten darstellen zu können. 
 
Um eine Übersichtlichkeit zu gewährleisten wird auch in diesem Teil der Arbeit die 
Unterteilung in die drei Ereignisse (Vorfall in Schattendorf, Schattendorfer Prozess und 
Justizpalastbrand) beibehalten. Unter der jeweiligen Forschungsfrage findet sich die 
Auswertung der dazugehörigen Kategorien. 
 
 
9.2.1. Auswertung Vorfall in Schattendorf 
 
Es stellte sich nach der Analyse heraus, dass die Berichterstattung der 
„Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ zu dem Vorfall in Schattendorf im Vergleich zu 
der Berichterstattung in der „Neuen Freien Presse“ und in der „Wiener Allgemeinen 
Zeitung“ sehr gering ausfällt. Allgemein wird das Ereignis von Schattendorf im 
Vergleich der Zeitungen untereinander in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ nur 
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in einem Umfang von 3,4 %, in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ in einem Umfang 




9.2.1.1. Wird der Vorfall in Schattendorf allgemein verurteilt? 
 
In jeder Zeitung findet sich mindestens ein verurteilendes Statement zu dem Vorfall in 
der Gemeinde Schattendorf. Ein überraschendes Ergebnis ist, dass im Vergleich der 
Zeitungen untereinander die „Neue Freie Presse“ mit drei verurteilenden Nennungen 
führt, während die „Wiener Allgemeine Zeitung“ den Vorfall nur zweimal verurteilt und 
die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ sogar nur einmal. Insgesamt wird der 
Zusammenstoß des Republikanischen Schutzbundes und der Frontkämpfervereinigung 
in Schattendorf daher von der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ zu 17%, in der 
„Wiener Allgemeinen Zeitung“ zu 33% und in der „Neuen Freien Presse“ zu 50% 
verurteilt. Die nachfolgende Grafik veranschaulicht dieses Ergebnis. 









(Grafik 1: Vorfall von Schattendorf allgemein verurteilt nach Anzahl im Vergleich der 
Zeitungen untereinander) 
 
Die Verurteilung des Vorfalles in Schattendorf erfolgt in den drei Zeitungen in einem 
unterschiedlichen Umfang. Im zeitungsinternen Vergleich zeigt sich, dass der Umfang 
in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ sehr gering ist mit nur 6,6 %, während in 
der „Neuen Freien Presse“ am umfangreichsten mit 59 % verurteilend über den Vorfall 
berichtet wird und in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ beträgt der Umfang 34,4 %. 
Die nachfolgende Grafik stellt dies nun anschaulich dar. 
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Die Frage ob der Vorfall in der burgenländischen Gemeinde Schattendorf, bei dem ein 
Kriegsinvalide und ein Kind erschossen wurden, allgemein verurteilt wird lässt sich mit 
„Ja“ beantworten, denn in der Berichterstattung der drei Zeitungen finden sich 




9.2.1.2. Werden die Gebrüder Tscharmann und Johann Pinter von den 
Zeitungen vorverurteilt? 
 
Während sich die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ in keinerlei Hinsicht zu den drei 
mutmaßlichen Tätern äußert, widmen sich die “Neue Freie Presse“ und die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ sehr wohl dieser Thematik. Anfangs berichten die beiden 
letztgenannten Zeitungen nur allgemein über die Täter, damit ist gemeint, dass der 
Wunsch nach einer raschen und vor allem notwendigen Untersuchung über den Vorfall 
geäußert wird. Es wird auf einer Verurteilung und gerechten Bestrafung der Täter 
bestanden.  
Die „Neue Freie Presse“ berichtet nach diesen allgemeinen Äußerungen über die 
Täter explizit über Josef Tscharmann. Anfangs kommen Berichte über dessen Flucht 
nach der Tat, danach werden seine Verhaftung und sein Geständnis über die Abgabe 
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von Schüssen thematisiert und erst am 02.02.1927 wird auch Johann Pinter namentlich 
erwähnt. 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ berichtet anfänglich ebenso allgemein über 
die Täter und nennt ab dem 02.02.1927 namentlich die Gebrüder Tscharmann und deren 
Schwager Johann Pinter im Zusammenhang mit dem Vorfall in der Gemeinde 
Schattendorf. 
Hieronymus Tscharmann alleine wird in keiner der drei Zeitungen explizit 
namentlich als Täter erwähnt, es ist höchstens von den Brüdern Tscharmann die Rede. 
 
Fazit: 
Die Frage ob eine Vorverurteilung der Gebrüder Tscharmann und deren Schwager 
Johann Pinter in der Berichterstattung in den drei Zeitungen stattfindet, kann nur mit 
„Teilweise“ beantwortet werden. Eine direkte und explizite Vorverurteilung der Brüder 
Tscharmann und Johann Pinter findet nämlich weder in der Berichterstattung der 
„Neuen Freien Presse“, noch in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ statt, allerdings 
kann man zwischen den Zeilen eine Verurteilung herauslesen. Es ist der Verfasserin 
aber leider nicht ganz klar ob sich diese nur allgemein auf den Vorfall oder auf die 
Brüder Tscharmann und deren Schwager Johann Pinter bezieht. Die „Christlichsoziale 
Arbeiter-Zeitung“ geht in keinem Artikel auf diese Personen ein. 
 
 
9.2.1.3. Gibt es Anschuldigungen gegen den Republikanischen Schutzbund 
oder die Frontkämpfervereinigung? 
 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ thematisiert den Vorfall von Schattendorf nur 
sehr allgemein in ihrer Berichterstattung, daher sind keine Anschuldigungen ersichtlich. 
Wesentlich anders sieht es in der Berichterstattung der „Neuen Freien Presse“ und der 
„Wiener Allgemeinen Zeitung“ aus, denn diese veröffentlichten sehr wohl 












(Grafik 3: Anzahl allgemeiner Anschuldigungen im Vergleich der Zeitungen 
untereinander) 
 
Durch diese Grafik ist ersichtlich, dass sich 76,9 % aller Anschuldigungen in der 
„Neuen Freien Presse“ und 23,1 % davon in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 
befinden. 
 
In der Berichterstattung der „Neuen Freien Presse“ finden sich vier Anschuldigungen 
gegen die Frontkämpfervereinigung, während die „Wiener Allgemeine Zeitung“ nur 
eine diesbezügliche Anschuldigung vornimmt. Anschuldigungen gegen den 
Republikanischen Schutzbund lassen sich in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ keine 
finden, allerdings erhebt die „Neue Freie Presse“ eine. Während die „Neue Freie 
Presse“ die beiden Wehrverbände einmal gleichermaßen beschuldigt zu dem 
Zusammenstoß beigetragen zu haben, sucht man eine solche in der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ vergebens. In Berichten beider Zeitungen erhebt der 
Republikanische Schutzbund jeweils eine Anschuldigung gegen die 
Frontkämpfervereinigung, denn der Zug der Schutzbündler wäre friedlich und 
unbewaffnet am Gasthaus vorbeigezogen als plötzlich von den Frontkämpfern 
geschossen wurde. Die letzte Anschuldigung die sich in der Berichterstattung beider 
Zeitungen finden lässt, ist die der Frontkämpfervereinigung gegen den 
Republikanischen Schutzbund. Die „Neue Freie Presse“ druckt drei Anschuldigungen 
dieser Art ab, während die „Wiener Allgemeine Zeitung“ dies nur einmal tut. Die 
Schutzbündler werden darin beschuldigt der Auslöser für den Zusammenstoß der beiden 
Verbände gewesen zu sein, da sie zum ersten ihre Versammlung nicht behördlich 
angemeldet und zum zweiten die Frontkämpfer aufs massivste bedroht hätten. 
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Fazit: 
Die Frage ob Anschuldigungen gegen den Republikanischen Schutzbund oder die 
Frontkämpfervereinigung in der Berichterstattung enthalten sind, muss mit „Ja“ 
beantwortet werden. 
Auch wenn die Berichterstattung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ 
keinerlei Anschuldigungen gegen diese beiden Verbände erhoben hat, so gab es sie 
doch in der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. Die „Neue 
Freie Presse“ veröffentlicht Anschuldigungen sowohl gegen die beiden Verbände, als 
auch Anschuldigungen der Verbände untereinander. Vorrangig werden vier 
Anschuldigungen gegen die Frontkämpfer erhoben und drei Anschuldigungen der 
Frontkämpfer gegen die Schutzbündler. Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ hingegen 
berichtet ausgeglichener, da sie einerseits eine Anschuldigung des Republikanischen 
Schutzbundes gegen die Frontkämpfer und andererseits eine Anschuldigung der 
Frontkämpfervereinigung gegen die Schutzbündler enthält. 
 
 
9.2.1.4. Wird eine genaue Darstellung über den Ablauf des Vorfalles in 
Schattendorf veröffentlicht? 
 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“, die „Neue Freie Presse“ und die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ bringen in ihrer Berichterstattung alle eine Darstellung des 
Ablaufes. Während die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ nur eine allgemeine 
Ablaufsdarstellung veröffentlicht, werden in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ drei 
und in der „Neuen Freien Presse“ sogar elf abgedruckt. Aus der Summe aller 
Ablaufsdarstellungen der Zeitungen ergibt sich nun, dass 6,7 % davon in der 
„Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, ganze 73,3 % davon in der „Neuen Freien 
Presse“ und 20 % davon in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ zu finden sind. Die 











(Grafik 4: In der Berichterstattung vorhandene Ablaufsdarstellungen des Vorfalles in 
Schattendorf nach Anzahl im Vergleich der Zeitungen untereinander) 
 
Konzentriert man sich nun auf den Umfang den die Ablaufsdarstellungen in den 










(Grafik 5: In der Berichterstattung vorhandene Ablaufsdarstellungen des Vorfalles in 
Schattendorf nach Umfang im Vergleich der Zeitungen untereinander) 
 
Der Umfang den die Ablaufsdarstellungen einnehmen variiert demnach im Vergleich 
der Zeitungen miteinander. In der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ wird eine 
Darstellung des Ablaufes nur in einem Umfang von 4,5 % veröffentlicht, während die 
„Wiener Allgemeinen Zeitung“ dies in einem Umfang von 21,2 % tut und die „Neue 
Freie Presse“ diesbezüglich wieder am umfangreichsten mit ganzen 74,4 % ist. 
Während die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ wie vorher erwähnt der Bevölkerung 
bzw. ihrem Leserkreis nur eine allgemeine Ablaufsdarstellung zur Verfügung stellt, 
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bietet die „Wiener Allgemeine Zeitung“ ihren Lesern immerhin jeweils eine Darstellung 
des Republikanischen Schutzbundes, der Frontkämpfervereinigung und eine amtliche 
von Seiten der Landesregierung an. Am umfangreichsten werden die Leser der „Neuen 
Freien Presse“ informiert, da sowohl Darstellungen der einzelnen Verbände, als auch 
amtliche Darstellungen der Landesregierung und allgemeine Ablaufsschilderungen 
vorhanden sind. 
 
Die „Neue Freie Presse“ und auch die „Wiener Allgemeine Zeitung“ veröffentlichen 
jeweils eine Ablaufsdarstellung des Republikanischen Schutzbundes. Der Umfang 
dieser Darstellung beträgt im Vergleich der beiden Zeitungen untereinander in der 
„Neuen Freien Presse“ 72 % und in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 28 %. 
Die fünf Darstellungen der Frontkämpfervereinigung die sich insgesamt in den 
Zeitungen finden lassen, teilen sich der Anzahl nach in 80 % in der „Neuen Freien 
Presse“ und 20 % in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. Vergleicht man den Umfang 
dieser Darstellungen kommt man zu dem Ergebnis, dass sich 69,4 % davon in der 
„Neuen Freien Presse“ und 30,6 % in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ wieder finden. 
Somit ergibt sich dem Umfang nach ein ausgewogeneres Bild, da die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ zwar nur eine Darstellung der Frontkämpfervereinigung 
veröffentlicht, diese dafür aber recht umfangreich zu sein scheint. 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ veröffentlicht zwar nur eine amtliche 
Darstellung von Seiten der Landesregierung, nähert sich damit vom Umfang her 
allerdings deutlich den zwei Veröffentlichungen der „Neuen Freien Presse“ an. Die 
beiden amtlichen Darstellungen letztgenannter Zeitung sind mit 66,8 % wesentlich 
umfangreicher als die eine der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ mit 33,2 %. 
 
Fazit: 
Die Frage ob eine Darstellung über den Ablauf des Vorfalles in Schattendorf 
veröffentlicht wurde, muss mit „Ja“ beantwortet werden. 
 Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ veröffentlicht eine kurze allgemeine 
Darstellung, die „Wiener Allgemeine Zeitung“ hingegen veröffentlicht eine amtliche 
Darstellung und jeweils eine Darstellung der beiden Verbände. Die „Neue Freie Presse“ 
liefert detaillierte Darstellungen, mehrere allgemeine Schilderungen des Ablaufes, zwei 
amtliche Darstellungen, eine Darstellung des Republikanischen Schutzbundes und 
zusätzlich vier Darstellungen der Frontkämpfervereinigung. 
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9.2.1.5. FAZIT - Berichterstattung zu dem Vorfall in Schattendorf 
 
Es bleibt fraglich warum die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ in ihrer 
Berichterstattung nicht näher auf den Vorfall in Schattendorf eingeht, sondern nur eine 
sehr kurze allgemeine Darstellung darüber bringt. Es ist allseits bekannt, dass die 
Frontkämpfervereinigung christlichsozial orientiert war und möglicherweise ist das der 
Grund für die fehlende nähere Auseinandersetzung mit dem Vorfall. Möglicherweise 
will die Zeitung abwertende Berichte oder Statements über die Täter vermeiden, um ihr 
Zielpublikum nicht zu verärgern. Eine Abwertung oder explizite Verurteilung der 
Frontkämpfer hätte zu diesem Zeitpunkt eventuell vom Leserkreis der Zeitung als 
Verrat an den eigenen Leuten aufgenommen werden können. 
 
Festzuhalten an dieser Stelle ist weiters, dass sich die „Neue Freie Presse“ 
augenscheinlich auf allgemeine Darstellungen und explizite Darstellungen der 
Frontkämpfervereinigung konzentriert. Nachdem diese Zeitung von vielen Seiten als 
politisch unabhängig bezeichnet wird, hätte man ein anderes Ergebnis erwartet – 
nämlich keine Konzentration auf eine spezielle Darstellung einer der beiden Verbände. 
Die „Neue Freie Presse“ verurteilt den Vorfall und äußert zwar kritische Statements zu 
beiden Verbänden, allerdings empört das Verhalten der Frontkämpfer anscheinend mehr 
als die vorangegangenen Taten der Schutzbündler. Die „Neue Freie Presse“ schreibt in 
einem Leitartikel diesbezüglich folgendes: 
„Die Schuld der Frontkämpfer ist in diesem Falle besonders empörend. Wir 
glauben nicht, daß führende Wiener Kreise dieser Gruppe an dem Attentat 
unmittelbar beteiligt waren, der Zusammenstoß kam ja aus lokalen 
Verhältnissen, aus kleinen und kleinsten Zänkereien, gewiß hat auch der 
Republikanische Schutzbund unrichtig gehandelt, als er seine Versammlung 
nicht anmeldete, als er gegen die aus Neustadt kommenden Offiziere 
gewalttätig losging, als er eine Art von Sprengung der Zusammenkunft der 
Frontkämpfer versuchte. Aber diese Fehler bedeuten doch wenig im 
Vergleiche zu der beispiellosen Roheit, mit der zweimal gegen die 
Schutzbündler, die sich bereits entfernt hatten, mit Gewehrkugeln geschossen 
wurde, ohne äußerste Bedrängnis, ohne Provokation, ohne übermächtige 
Sorge für Leib und Leben.“175 
                                                 
175
 Neue Freie Presse, 01.02.1927, S. 1 Morgenblatt 
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Einerseits veröffentlicht die „Neue Freie Presse“ einen derartigen Leitartikel in dem 
Stellung zu dem Vorfall in Schattendorf genommen wird und andererseits veröffentlicht 
sie vier Darstellungen der Frontkämpfervereinigung und nur eine Darstellung des 
Republikanischen Schutzbundes. Dies ist nach Meinung der Verfasserin sehr 
fragwürdig. Eine Ausgewogenheit in der Berichterstattung ist was explizit den Vorfall 




9.2.2. Schattendorfer Prozess 
 
Nach der Analyse stellt sich heraus, dass die Berichterstattung der „Christlichsozialen 
Arbeiter-Zeitung“ zu dem Schattendorfer Prozess gegen Null geht. Der Umfang in dem 
über den ganzen Prozess im Vergleich der Zeitungen untereinander berichtet wird, 
beträgt bei der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ 0,6 %. Im Gegensatz dazu wird in 
der „Neuen Freien Presse“ im Umfang von 67,2 % berichtet und in der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ wird der Prozess in einem Umfang von 32,3 % thematisiert. 
 
 
9.2.2.1. Werden in der Prozessberichterstattung alle Aussagen berücksichtigt 
und ist daher eine Ausgewogenheit gewährleistet? 
 
Die Prozessberichterstattung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ beinhaltet nur 
zwei kleine und sehr gering in ihrem Umfang gehaltene Berichte zu dem laufenden 
Schattendorfer Prozess, die nur allgemeine Informationen enthalten. Die 
Prozessberichterstattung in der „Neuen Freien Presse“ nimmt viel mehr Raum ein und 
übertrifft die der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ fast ums Doppelte, wie aus den 
vorangegangenen Prozentzahlen ersichtlich ist. 
 
Die genaue Betrachtung der veröffentlichten allgemeinen Prozessinformationen zeigt 
deutliche Unterschiede zwischen der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ auf der 
einen und der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ auf der 
anderen Seite. Bei insgesamt vierundzwanzig allgemeinen Prozessinformationen enthält 
die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ nur 8,3 % davon, während die beiden anderen 
Zeitungen zusammen 91,7 % enthalten. Im speziellen kommt die „Wiener Allgemeine 
Zeitung“ auf 41,7 % und die „Neue Freie Presse“ sogar auf 50 %. Die nachfolgende 












(Grafik 6: Allgemeine Prozessinformation nach Anzahl im Vergleich der Zeitungen 
untereinander) 
 
Betrachtet man nun den Umfang der allgemeinen Prozessinformationen und vergleicht 
die drei Zeitungen in dieser Hinsicht miteinander, kann man erkennen, dass die „Neue 
Freie Presse“ und die „Wiener Allgemeine Zeitung“ nicht mehr so weit auseinander 
liegen, wie zuvor bei der reinen Betrachtung der Anzahl. Die allgemeine 
Prozessinformation nimmt bei der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ einen Umfang 
von 4,6 % ein, ist bei der „Neuen Freien Presse“ am umfangreichsten mit 62,6 % und 











(Grafik 7: Allgemeine Prozessinformation nach Umfang im Vergleich der Zeitungen 
untereinander) 
 
Um die Ausgewogenheit der Prozessberichterstattung untersuchen zu können ist es 
weiters nötig diese im Hinblick auf die Zeugenaussagen der Angeklagten zu 
148 
untersuchen. Wie üblich enthält die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ weder die 
Aussage von Josef Tscharmann, noch die von Hieronymus Tscharmann oder Johann 
Pinter. 
 Die „Neue Freie Presse“ und die „Wiener Allgemeine Zeitung“ enthalten beide 
die Zeugenaussage von Josef Tscharmann, unterscheiden sich diesbezüglich nur in dem 
veröffentlichten Umfang der Aussage. In der „Neuen Freien Presse“ wird der Aussage 
ein Umfang von 63,4 % zugestanden und in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ ein 
Umfang von 36,6 %. 
 Während in der „Wiener Allgemeine Zeitung“ die Zeugenaussage von 
Hieronymus Tscharmann nicht veröffentlicht wird, so wird sie zumindest in der „Neuen 
Freien Presse“ behandelt. 
 Weder in der „Neuen Freien Presse“, noch in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 
wird der Zeugenaussage von Johann Pinter Beachtung geschenkt, diese wird von keiner 
der beiden Zeitungen veröffentlicht. 
 
Das nächste Kriterium sind die Zeugenaussagen von Mitgliedern beider Verbände und 
Aussagen von Personen die als Neutral gewertet werden können. Die „Christlichsoziale 
Arbeiter-Zeitung“ liefert auch in diesem Hinblick keine Angaben, da die 
Prozessberichterstattung dieser Zeitung nur aus zwei kleinen allgemein gehaltenen 
Prozessinformationen besteht. 
 Die „Neue Freie Presse“ und die „Wiener Allgemeine Zeitung“ enthalten 
zusammen siebzehn Zeugenaussagen von Mitgliedern des Republikanischen 
Schutzbundes und im direkten Vergleich untereinander wird ersichtlich, dass sich 41,2 
% davon in der „Neuen Freien Presse“ und 58,8 % davon in der „Wiener Allgemeinen 
Zeitung“ finden. Der Umfang in dem diese Zeugenaussagen veröffentlich wurden 
variiert dementsprechend zwischen 55 % in der „Neuen Freien Presse“ und 45 % in der 
„Wiener Allgemeinen Zeitung“. 
In der Berichterstattung der beiden Zeitungen finden sich daneben auch 
Zeugenaussagen von Mitgliedern der Frontkämpfervereinigung. Bei einer Anzahl von 
insgesamt siebenundzwanzig Nennungen werden 63 % davon in der „Neuen Freien 
Presse“ und 37 % in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ veröffentlicht. Der Umfang 
dieser Zeugenaussagen beträgt in der „Neuen Freien Presse“ 59,3 % und in der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ 40,7 %. 
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Die Zeitungen enthalten in ihrer Berichterstattung über den Prozess auch die 
Aussagen von Personen die keinem Verband angehören und somit als Neutral 
bezeichnet werden. Diese neutralen Zeugenaussagen finden häufiger Eingang in die 
Berichte der „Neuen Freien Presse“ und betragen daher dort 54,5 %, während sie in der 
„Wiener Allgemeinen Zeitung“ 45,5 % einnehmen. Da sich mehr als die Hälfte der 
neutralen Zeugenaussagen in der „Neuen Freien Presse“ befinden, liegt diese den 
Umfang der Aussagen betreffend mit 58,8 % um ganze 17,6 % vor der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ (41,2 %). 
 
Um die Ausgewogenheit der Prozessberichterstattung zu untersuchen, müssen auch 
formale Rahmenbedingungen analysiert werden. Sowohl in der „Neuen Freien Presse“ 
als auch in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ wird die Anklageschrift jeweils einmal 
veröffentlicht. In der „Neuen Freien Presse“ geschieht dies viel detaillierter und 
umfangreicher mit 67,5 % als in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“, die die 
Anklageschrift nur in einem Umfang von 32,5 % veröffentlicht. 
 Zur Erinnerung: In dem Schattendorfer Prozess waren Gutachten von 
Sachverständigen ein wesentlicher Bestandteil. Insgesamt wurden fünf Sachverständige 
gehört, darunter zwei Gerichtsärzte, zwei Sachverständige des Schießfaches und ein 
chemischer Sachverständiger der die verwendete Munition untersucht hatte. 
Während die „Neue Freie Presse“ zumindest Auszugsweise alle fünf Gutachten enthält, 
sind es bei der „Wiener Allgemeine Zeitung“ nur drei. Demnach finden 62,5 % von den 
veröffentlichten Gutachten Eingang in die Berichterstattung der „Neuen Freien Presse“ 
und nur 37,5 % in die der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. Vergleicht man nun aber den 
Umfang den die Berichte über die Sachverständigengutachten einnehmen so erkennt 
man, dass die „Neue Freie Presse“ am umfangreichsten mit 61,1 % darüber berichtet, 
während es bei der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ nur zu 38,9 % thematisiert wird. 
 Die letzte formale Rahmenbedingung stellt die Frage nach dem Vorhandensein 
der Plädoyers in der Prozessberichterstattung dar. Die „Neue Freie Presse“ nennt in 
ihren Berichten alle 5 Plädoyers, die drei der Verteidiger, das des Staatsanwaltes und 
das des Privatbeteiligtenvertreters. Im Gegensatz dazu findet sich in der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ nur jeweils ein Plädoyer von zwei der drei Verteidiger. Daraus 
ergibt sich auch ein wesentlicher Unterschied im Gesamtumfang der Plädoyers. 
Während die Berichterstattung in der „Neuen Freien Presse“ mit 85 % sehr umfangreich 
zu den Plädoyers ausfällt, beträgt sie in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ nur 15 %. 
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Fazit: 
Mit Ausnahme der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ kann man von einer recht 
ausgewogenen Berichterstattung sprechen. Die „Neue Freie Presse“ wie auch die 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ erfüllen die formalen Rahmenbedingungen indem ihre 
Prozessberichterstattung allgemeine Prozessinformationen, die Anklageschrift, die 
Gutachten der Sachverständigen und auch die Plädoyers beinhalten. Dies geschieht 
zwar in unterschiedlichem Umfang, ist aber prinzipiell vorhanden. Die Zeugenaussage 
von Josef Tscharmann ist in beiden Zeitungen enthalten, allerdings wäre ein Auszug der 
Aussagen von Hieronymus Tscharmann und Johann Pinter wünschenswert gewesen. 
Bei der Untersuchung der anderen Zeugenaussagen vermittelt vor allem die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ hinsichtlich der Anzahl von Zeugenaussagen eine 
Ausgewogenheit, da jeweils zehn Zeugen des Republikanischen Schutzbundes, der 
Frontkämpfervereinigung und neutrale Personen in der Prozessberichterstattung 
erwähnt werden. In diesem Zusammenhang ist in der Prozessberichterstattung der 
„Neuen Freien Presse“ in Bezug auf die Anzahl der verschiedenen Zeugenaussagen, ein 
deutlicheres Ungleichgewicht. Während siebzehn Zeugenaussagen von Frontkämpfern 
und zwölf Aussagen neutraler Personen thematisiert werden, finden nur sieben 
Zeugenaussagen von Schutzbündlern Eingang in die Berichterstattung. 
 
 
9.2.2.2. Gibt es während des Prozesses schon Kritik an seiner Durchführung? 
 
Da die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ nur sehr kurz und dann allgemein über den 
laufenden Prozess berichtet, findet sich in dieser Zeitung keine Kritik an seiner 
Durchführung. Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ und die „Neue Freie Presse“ 
veröffentlichen im Gegensatz dazu jeweils zweimal eine Kritik. Vergleicht man den 
Umfang der Kritik in den beiden Zeitungen untereinander ist es ersichtlich, dass die 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ mit 55,2 % der Kritik mehr Raum gibt als die „Neue 
Freie Presse“ das mit 44,8 % tut. 
 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ veröffentlicht den Antrag den Dr. Reichardt 
gegen die Geschwornen stellt, da zwei von ihnen während den Zeugenaussagen gelacht 
und getuschelt haben. Er bittet darum, dass die Geschworenen ihre Meinung nicht jetzt 
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schon zeigen sollen, sie sollten sich stattdessen ruhig und unparteiisch verhalten. 
Inhaltlich gleich gestaltet sich die Kritik der „Neuen Freien Presse“. 
 Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ veröffentlicht in ihrer Berichterstattung auch 
die Kritik an der Prozessberichterstattung die der Vorsitzende des Prozesses übt. Er ist 
der Meinung, dass die Geschworenen diese Berichterstattung nicht lesen sollten um 
einen ungetrübten Blick auf die Vorkommnisse zu bewahren. Sie sollten sich nicht 
durch Lektüre beeinflussen lassen und somit Zeitungsartikel über den Verlauf des 
Prozesses nicht lesen. Diese Kritik wird auch von der „Neuen Freien Presse“ 
aufgegriffen und genauestens kommentiert. Die Zeitung vertritt die Ansicht, dass 
dergleichen den Geschworenen nicht zugemutet werden kann (10 Tage ohne 
Zeitungslektüre) und außerdem die Tagespresse den Tatbestand objektiv wiedergibt, nur 
die Parteienpresse sei parteiisch. Abgesehen von diesen Punkten ist eine Abstinenz der 




Während des laufenden Prozesses gibt es Kritik an der Durchführung, hauptsächlich 
betrifft diese Kritik allerdings die Berichterstattung zu dem Prozess. Die „Neue Freie 
Presse“ und die „Wiener Allgemeine Zeitung“ veröffentlichen die gleiche Kritik, 
allerdings in unterschiedlichem Umfang. 
 
 
9.2.2.3. Werden während des laufenden Prozesses explizit Konsequenzen 
gefordert bzw. verlangt? 
 
Die Frage ob während des laufenden Prozesses explizit Konsequenzen gefordert 
beziehungsweise verlangt werden kann nur mit einem klaren „Nein“ beantwortet 
werden. In keinem Artikel der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien 
Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ werden während des laufenden 
Schattendorfer Prozesses explizit Konsequenzen erwähnt oder gar gefordert. Es gibt 
somit für diese Frage überraschenderweise keine Ergebnisse. 
Interessant wäre es herauszufinden warum keine Konsequenzen gefordert 
werden und ob solche Forderungen in anderen Zeitungen eventuell schon vorhanden 
sind. 
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9.2.2.4. Wird Kritik am Ausgang des Prozesses geübt? 
 
Die Berichterstattungen in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ enthalten überraschenderweise keinerlei Kritik am Ausgang des 
Prozesses. 
 Einzig die „Neue Freie Presse“ äußert zweimal explizit Kritik am Ausgang des 
Prozesses. Sie tut dies zum einen in einem Leitartikel mit dem Titel „Freispruch im 
Schattendorfer Prozeß. Für die innere Abrüstung“ und in einem Artikel im inneren der 
Zeitung. 
In diesem Leitartikel wird Kritik an den Geschworenen laut wenn es dort heißt: 
„Schaft inneren Frieden, das ist der Schluß, der aus dem Verdikt der Geschworenen zu 
ziehen ist. Denn dieses Urteil, das sicher sehr anfechtbar erscheint, sicher von vielen 
angefochten werden wird, es ist doch nur ein Beweis, daß die Geschwornen in dem Hin 
und Her, in dem Chaos des Hasses, in dem Wirbel dieser Raufereien nicht mehr die 
Straße finden konnten für die Anwendung des Strafgesetzes.“176 
Und weiter wird Kritik am Bürgermeister geübt in dem es heißt: „Der Ursprung 
alles Uebels war die unerhörte Indolenz, die absolute Gleichgültigkeit des 
Bürgermeisters. Er hat es gestattet, daß die Frontkämpfer und die Schutzbündler am 
gleichen Tage eine Versammlung abhielten, er hat den höchst charakteristischen, so 
recht den Geisteszustand der Wursthaftigkeit enthüllenden Ausspruch getan: So wird es 
halt einmal krachen ! Hätte er, der unterstützendes Mitglied des Schutzbundes ist, 
seinen ganzen Einfluß aufgewendet zur Trennung der Heerscharen, hätte er die Größe 
des Uebels erkannt, das über sein Dorf hereinbrach, es hätte nicht so kommen müssen 
und ein armer Invalide, ein armes Kind würden noch atmen. Aber der Herr 
Bürgermeister hat es halt krachen lassen (...)“177 
 In einem weiteren Artikel heißt es sodann ganz erschüttert: „Ist niemand da, der 
darüber erschrickt, daß zwei Leute, ein armer Knabe, ein bedauernswerter Invalide, 
totgemacht wurden in Schattendorf, und daß auch nicht eine geringe Strafe über die 
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Fazit: 
Nur die „Neue Freie Presse“ kritisiert direkt den Ausgang des Prozesses in einem 
Leitartikel, die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ und die „Wiener Allgemeine 
Zeitung“ enthalten zur Überraschung der Verfasserin keine Kritik. 
 
 
9.2.2.5. Wie wird das Urteil kommentiert? 
 
Das Urteil des Schattendorfer Prozesses wird überwiegend negativ kommentiert, 
allerdings finden sich in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ keine Kommentare hierzu. Die beiden Zeitungen beschäftigen 
sich zwar mit dem Urteil, beschränken dies aber auf die detaillierte Beschreibung des 
Wahrspruchs der Geschworenen und die Urteilsverkündigung und setzen sich daher 
recht sachlich mit dem Freispruch auseinander. 
 Die „Neue Freie Presse“ beschäftigt sich als einzige nicht nur mit den sachlichen 
Beschreibungen im Gerichtssaal und der Urteilsverkündung, auch wenn die 
Kommentare des Urteils recht gering ausfallen. Es wird darüber berichtet, dass das 
Publikum im Gerichtssaal stumm bleibt, während auf den Straßen das Urteil sehr 
negativ aufgefasst wird. Die Zeitung schreibt, dass Rufe wie „Arbeitermörder“ laut 
werden und die Gewaltbereitschaft steigt. Die „Neue Freie Presse“ frischt Erinnerungen 
an vorangegangene Fehlurteile auf und kommentiert das aktuelle Urteil vor diesem 
Hintergrund. Es wird weiters ein Artikel mit dem Kommentar eines Rechtsanwaltes (Dr. 
Richard Preßburger) veröffentlicht, indem dieser schildert, dass er das Urteil erwartet 
habe. Erwartet hat er dies weil schon zwei frühere Sensationsfälle mit einem Freispruch 
endeten und die damaligen Täter viel schwerer belastet waren als die Brüder 
Tscharmann und deren Schwager Johann Pinter. 
 
Fazit:  
Die Berichterstattung in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ enthält keine Kommentare über das Urteil des vorangegangenen 
Prozesses. Lediglich die „Neue Freie Presse“ tut dies, wobei es überwiegend negativ 




9.2.2.6. FAZIT - Berichterstattung zu dem Schattendorfer Prozess / 
Prozessberichterstattung 
 
Es bleibt auch hier fraglich warum die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ ihren 
Lesern fast keine Prozessberichterstattung bietet, denn abgesehen von zwei sehr kurzen 
Informationen zu dem Verlauf des Prozesses in der Rubrik „Von Woche zu Woche“ ist 
kein Artikel dazu vorhanden. 
 
Die „Neue Freie Presse“ hat eine eigene Rubrik für Gerichtsberichte mit dem Namen 
„Aus dem Gerichtssaale“. Die meisten Artikel die den Schattendorfer Prozess betreffen 
haben die Überschrift „Die tödlichen Schüsse in Schattendorf“ und die danach folgende 
Überschrift setzt sich mit den Vorkommnissen des jeweiligen Prozesstages auseinander. 
Dies ermöglicht den Lesern ein einfaches zurecht- und wiederfinden. 
Die Prozessberichterstattung in der „Neuen Freien Presse“ versucht nüchtern 
und sachlich zu sein und die Ereignisse möglichst neutral und objektiv darzustellen, 
zwischen den Zeilen erkennt man allerdings manchmal eine Abneigung 
beziehungsweise eine Verurteilung. In ihrem Gerichtsteil ist man darauf bedacht 
möglichst gänzlich auf wertende Kommentare zu dem Prozess zu verzichten, was 
allerdings nicht immer gelingt. Wenn eine Kommentierung unbedingt notwendig ist, 
dann wird dazu in einem Leitartikel Stellung genommen. Die „Neue Freie Presse“ hat in 
ihrer Prozessberichterstattung zweimal in einem Leitartikel kommentierend ihre 
Meinung geäußert und versucht die Stimmung der Bevölkerung bzw. der Beteiligten 
nachzuzeichnen. Zusätzlich wird in dem Leitartikel anhand des aktuellen Beispieles (der 
Schattendorfer Prozess) zugleich auch Sozialkritik geübt. 
„Die Antwort eines kindlichen Zeugen im Schattendorfer Prozeß beweist, wie 
furchtbar die Folgen einer solchen Agitation sich gestalten und wie sehr das politische 
Moment das menschliche zu verdrängen beginnt. (...) Es ist nur ein Einzelfall, diese 
Antwort eines Kindes vor dem Gerichtshofe, der über die Schattendorfer Ereignisse 
urteilen soll. Wie immer der Prozeß ausgehen mag, das Wort des kleinen Johann Grafl 
ist schwerste Verurteilung der Erwachsenen. Ein noch nicht Vierzehnjähriger, der Rot 
als seine Religion betrachtet ! Und diese Mentalität soll nicht bei den Erwachsenen zu 
Mord und Totschlag, zu ernster gegenseitiger Verhetzung führen?“179 
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Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ betitelt ihre Prozessberichterstattung recht häufig mit 
wertenden Überschriften, so zum Beispiel „Der politische Mord von Schattendorf“ und 
„Der Schattendorfer Mordprozeß“. Abgesehen davon wird auch in dieser Zeitung der 
Versuch unternommen möglichst nüchtern und sachlich zu berichten. 
 
Interessanterweise ist die „Wiener Allgemeine Zeitung“ die einzige Zeitung die in 
ihrem ersten Prozessbericht genau die Paragraphen nach denen die Täter angeklagt 
werden benennt, zusätzlich eine kurze Erklärung zu diesen Paragraphen gibt und das 








Nach der Analyse der gesammelten Berichterstattung der drei Zeitungen zu dem Brand 
des Justizpalastes stellt sich heraus, dass sich den Umfang betreffende Unterschiede 
ergeben. Während die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ 24,4 % und die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ 16,5 % des relevanten Untersuchungsmaterials bieten, enthält die 
„Neue Freie Presse“ gar 59,1 % davon.  
 
 
9.2.3.1. Wird eine genaue Darstellung über den Ablauf der Ereignisse 
veröffentlicht? 
 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ bietet ihren Lesern eine amtliche Darstellung 
der Polizei über den Ablauf der Ereignisse, während die „Wiener Allgemeine Zeitung“ 
ihrem Leserkreis eine allgemeine Darstellung und einen Augenzeugenbericht anbietet. 
Im Gegensatz dazu ist die Berichterstattung in der „Neuen Freien Presse“ sehr genau, 
denn neben fünf allgemeinen Darstellungen finden sich weiters sechs Darstellungen von 
Augenzeugen, sowie eine amtliche Darstellung der Polizei. Im Vergleich der Zeitungen 
untereinander hinsichtlich der Anzahl der Ablaufsdarstellungen ist ersichtlich, dass die 
„Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ 6,7 % davon enthält, die „Wiener Allgemeine 
Zeitung“ 13,3 % und die „Neue Freie Presse“ sogar 80 %. Die nachfolgende Grafik 














Im Gegensatz dazu ergibt sich, dass die „Wiener Allgemeine Zeitung“ im Vergleich zu 
den beiden anderen Zeitungen mit 3,9 % die Ablaufsdarstellungen eindeutig in einem 
sehr geringen Umfang veröffentlicht. Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ mit nur 
einer Ablaufsdarstellung berichtet immerhin in einem Umfang von 12,2 % darüber, 
während die „Neue Freie Presse“ mit 83,9 % eindeutig am umfangreichsten über den 










(Grafik 9: Ablaufsdarstellung der Unruhen nach Umfang im Vergleich der Zeitungen 
untereinander) 
 
Insgesamt sind sechs allgemeine Darstellungen über die Ereignisse vorhanden, fünf 
davon in der „Neuen Freien Presse“ und eine in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. 
Dementsprechend berichtet die letztgenannte Zeitung in einem Umfang von 4,7 % 
darüber, während die „Neue Freie Presse“ die allgemeinen Darstellungen in einem 
Umfang von 95,3 % bringt. 
Da die „Wiener Allgemeine Zeitung“ mit nur einer Darstellung von 
Augenzeugen, im Gegensatz zu den sechs Berichten in der „Neuen Freie Presse“, 
aufwarten kann, ergibt sich ein ähnliches Bild wie bei den allgemeinen Darstellungen. 
Die sieben Augenzeugenberichte teilen sich in ihrem Umfang auf in 95,8 % in der 
„Neuen Freien Presse“ und 4,2 % in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. 
Überraschenderweise veröffentlicht die „Wiener Allgemeine Zeitung“ keine 
amtliche Darstellung der Polizeidirektion. Im Gegensatz dazu finden sich jeweils eine in 
der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ und in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. 
Eine weitere Überraschung ist, dass die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ eine 
umfangreichere amtliche Darstellung (81,8 %) veröffentlicht als die „Neue Freie 
Presse“ (18,2 %). 
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Fazit: 
Die Frage ob eine genaue Darstellung über den Ablauf der Ereignisse des 15.Juli 1927 
veröffentlicht wird, kann man „Ja“ beantwortet werden. 
Im Vergleich der Zeitungen miteinander liefert die „Neue Freie Presse“ 
eindeutig die umfangreichsten Darstellungen über die Ereignisse. Betrachtet man den 
Umfang den jede Darstellungsart einnimmt, so ist ersichtlich, dass die amtliche 
Darstellung am kürzesten ausfällt, die Darstellung der Augenzeugen hingegen 
wesentlich mehr Raum einnimmt und die allgemeinen Darstellungen am 
umfangreichsten wiedergegeben werden. Verwundernd muss festgestellt werden, dass 
diesmal die „Wiener Allgemeine Zeitung“ die Zeitung ist die den Ablaufsdarstellungen 
am wenigsten Beachtung schenkt. Sogar die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ die in 
sehr geringem Umfang über den Vorfall in Schattendorf und den Schattendorfer Prozess 
berichtet hat, gibt eine umfangreichere Darstellung über den Ablauf der Ereignisse des 
15.Juli 1927 wieder. 
 
 
9.2.3.2. Wird der Prozessausgang als unmittelbarer Grund für das in Brand 
stecken des Justizpalastes benannt? 
 
In der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ wird der Prozessausgang beziehungsweise 
das Urteil des Schattendorfer Prozesses dreimal als unmittelbarer Grund für den 
Justizpalastbrand genannt, in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ finden sich ebenso 
drei Nennungen und in der „Neuen Freien Presse“ sogar sechs. Der diesbezügliche 
Umfang der Berichte in denen das Urteil als Grund des Brandes genannt wird, beträgt in 
der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ 33,8 %, in der „Neuen Freien Presse“ 51,6 % 
und in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 14,7 %. Obwohl die „Christlichsoziale 
Arbeiter-Zeitung“ und die „Wiener Allgemeine Zeitung“ jeweils dreimal diesbezügliche 
Nennungen enthalten, widmet die letztgenannte Zeitung diesen Statements weniger 
Platz als die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“. 
 Sowohl die „Wiener Allgemeine Zeitung“ als auch die „Neue Freie Presse“ 
geben in ihrer Berichterstattung zusätzlich noch andere Gründe für den 
Justizpalastbrand an. 
 In der Berichterstattung der „Neuen Freien Presse“ finden sich folgende andere 
Gründe: Die Zeitung selbst meint, dass die dem Prozess vorausgegangene politische 
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Pressekampagne mit der damit einhergegangenen großen Verhetzung ein zusätzlicher 
Grund war. Die großdeutsche Partei ist der Ansicht, dass vor allem die jahrelangen und 
sehr wüsten Pressekampagnen, in denen die Pressefreiheit in eine Pressezügellosigkeit 
ausgeartet ist, einen Grund dargestellt haben. Sie erwähnt auch die Reihe von anderen 
Geschworenenurteilen in denen schwer belastete „Täter“ freigesprochen wurden. Der 
Bundeskanzler Seipel meint, dass man mit der Vorwegnahme des Urteils in der 
Bevölkerung die Überzeugung geweckt hat dieser Mordprozess müsse mit einer 
Verurteilung zum Abschluss gebracht werden. Er sieht diese Vorwegnahme als Grund 
für die folgenreichen Unruhen und bezeichnet dies selbst als großen politischen Fehler. 
 Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ gibt zusätzlich zu dem Urteil des 
Schattendorfer Prozesses die Reihe der vielen bisherigen Fehlurteile als Grund an. Man 
könnte also davon ausgehen, dass das Urteil dieses Prozesses sich mit der immer noch 
vorhandenen Wut über die bisherigen Fehlurteile gemischt und somit „das Fass zum 
überlaufen“ gebracht hat. 
 
Fazit: 
Die Frage ob der Prozessausgang als unmittelbarer Grund für das in Brand stecken des 
Justizpalastes benannt wird, kann mit „Ja“ beantwortet werden, da sich in der 
„Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener 
Allgemeinen Zeitung“ diesbezüglich mehrfache Nennungen befinden. 
Der Freispruch des Schattendorfer Prozesses wird als äußerer und unmittelbarer Grund 
für die Demonstration und in weiterer Folge des Justizpalastbrandes angesehen. Man 
könnte auch sagen dieser Freispruch war „der Tropfen der das Fass zum überlaufen 
brachte“. In mehreren vorangegangenen Prozessen wurden die „Täter“ am Mord von 
Arbeitern freigesprochen, obwohl diese sehr stark belastetet waren und jeder an einen 
Schuldspruch glaubte. Vor diesem Hintergrund war das Urteil des Schattendorfer 
Prozesses nicht bloß ein Urteil von vielen. Es war ein weiterer Beweis dafür, dass 
Morde an Arbeitern ungesühnt bleiben und diesmal wollte die Bevölkerung dies nicht 







9.2.3.3. Werden die Unruhen von den Zeitungen verurteilt? 
 
In jeder der drei untersuchten Zeitungen finden sich Beweise dafür, dass die Zeitungen 
die entstandenen Unruhen verurteilen. Von der Anzahl der verurteilenden Nennungen 
her ist ersichtlich, dass sich 14,3 % davon in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, 
28,6 % in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ und 57,1 % in der „Neuen Freien Presse“ 
wieder finden. Zur Veranschaulichung dieser Daten dient die nachfolgende Grafik. 










(Grafik 10: Unruhen von Zeitungen verurteilt nach Anzahl im Vergleich der Zeitungen 
untereinander) 
 
Obwohl die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ diesbezüglich nur einmal dezidiert 
darüber schreibt, die „Wiener Allgemeine Zeitung“ zweimal und die „Neue Freie 
Presse“ viermal, teilt sich der Umfang der Verurteilungen der Unruhen recht 
gleichmäßig in 40,7 % in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, in 31,5 % in der 
„Neuen Freien Presse“ und in 27,8 % in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ auf. 
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Die Frage ob die Unruhen von Wien von den Zeitungen verurteilt werden, kann mit 
einem klaren „Ja“ beantwortet werden. Jede der untersuchten Zeitungen verurteilt die 
Unruhen und bezeichnet diese als Tragödie, da sie 89 Menschenleben forderte, 120 
Polizisten schwer verletzt und fast 480 leicht verletzt wurden. Die genaue Anzahl der 
verletzten Zivilisten konnte nie ermittelt werden, da viele aus Angst vor strafrechtlicher 
Verfolgung keine Krankenhäuser aufsuchten. Die Zerstörung die diese Unruhen mit 
sich brachten (zum Beispiel die Demolierung von Zeitungsredaktionen) und vor allem 
der Brand des Justizpalastes wurde aufs tiefste verurteilt. 
 
 
9.2.3.4. Werden die Unruhen als berechtigte beziehungsweise als verständliche 
Reaktion auf das Schattendorfer Urteil angesehen? 
 
Während die „Neue Freie Presse“ überraschenderweise auch in ihrem Leitartikel keine 
Stellung dazu bezieht ob die Unruhen als verständliche oder berechtigte Reaktion auf 
den Freispruch des Schattendorfer Prozesses angesehen werden können, bezieht die 
„Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ eindeutig Stellung dazu. Sie erkennt das Unrecht 
dieses Freispruches an, schreibt aber weiter: „Ein Unrecht gibt aber niemandem das 
Recht, an seine Stelle ein Verbrechen zu setzen; Unrecht wird nicht behoben durch 
Verbrechen! Das Ergebnis, das einzige Ergebnis der Demonstration gegen das Unrecht 
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im Schattendorferprozess war und ist aber nichts als ein Verbrechen, ein 
Blutverbrechen schlimmster Art, dem Sinne nach und in seinen Wirkungen.“180 
 In der Fortsetzung dieses Leitartikels verdeutlicht die Zeitung nochmals ihr 
Unverständnis indem sie schreibt: „Als Kundgebung gegen die Gerichte oder 
richterlichen Funktionäre ist daher die Demonstration am 15. Juli völlig sinnlos und 
unverständlich, sie hätte einen Sinn nur dann gehabt, wenn sie zum Ziele gehabt hätte 
die Abschaffung der Geschwornengerichte zu fordern. Nach alledem was heute an 
Beweismaterial vorliegt, kann man ruhig behaupten, daß es sich den Drahtziehern gar 
nicht um das Urteil im Schattendorfer Prozeß, gar nicht um Sühne für beleidigtes 
Rechtsempfinden, sondern lediglich um einen Vorwand zu einer politischen Kraftprobe 
gehandelt hat.“181 
Demnach werden die Unruhen in dieser Zeitung nicht als berechtigte oder verständliche 
Reaktion auf den Freispruch angesehen, da der Sinn dieser Demonstration nicht in der 
Sühne für das unbestrafte Verbrechen gelegen hat. 
 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ selbst nimmt zu diesem Thema keine Stellung. In 
dem detaillieren Bericht über die Zusammenkunft des Nationalrates wird auch die Rede 
von Dr. Otto Bauer veröffentlicht. Für diesen sind die Unruhen nachvollziehbar und 
verständlich wenn er ausführt: „Seit Jahren erleben wir immer wieder, daß 
sozialdemokratische Arbeiter, daß Mitglieder des republikanischen Schutzbundes bei 
irgend einem Wirbel erschossen werden. Der Redner gedenkt der Erschossenen und 
fährt dann fort: „Immer wieder waren vor den Gerichten nicht die Mörder schuldig, 
sondern die Ermordeten. Fühlen Sie nicht, daß durch diese Rechtsverletzung im Volke 
ein Gefühl der Empörung hervorgerufen wird, größer als die schlimmste wirtschaftliche 
Not es hervorzurufen imstande ist?“.“182 
 
Fazit: 
Die Frage ob die Unruhen als berechtigte bzw. verständliche Reaktion auf das 
Schattendorfer Urteil angesehen werden, muss eigentlich mit „Nein“ beantwortet 
werden. 
Obwohl jede Zeitung das Unrecht dieses Freispruches anerkennt und 
thematisiert, so wird gleichzeitig auch in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ 
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 Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung, 23.07.1927, S. 1 
181
 Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung, 23.07.1927, S. 2 
182
 Wiener Allgemeine Zeitung, 27.07.1927, S. 8 
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dezidiert davon geschrieben, dass dieses Unrecht niemandem das Recht gibt ein 
derartiges Verbrechen zu begehen. 
Weder die „Neue Freie Presse“ noch die „Wiener Allgemeine Zeitung“ selbst 
beziehen Stellung zu diesem Thema. Letztgenannte Zeitung veröffentlicht nur die Rede 
Dr. Otto Bauers im Nationalrat in der dieser die Unruhen nachvollziehen kann. 
 
 
9.2.3.5. Von welchen Institutionen / Parteien gibt es Stellungnahmen zu den 
Vorkommnissen des 15. Juli 1927? 
 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ und die „Neue Freie Presse“ veröffentlichen 
beide jeweils eine Stellungnahme der christlichsozialen Arbeiterschaft / Partei. 
Vergleicht man den Umfang dieser beiden Stellungnahmen so erkennt man, dass diese 
in der „Neuen Freien Presse“ nur 14,3 % ausmacht, während die Stellungnahme in der 
„Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ eindeutig viel umfangreicher ist mit 85,7 %. Die 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ hingegen veröffentlicht keine Stellungnahme der 
christlichsozialen Arbeiterschaft. 
 Die „Neue Freie Presse“ ist die einzige Zeitung die eine Stellungnahme des 
Bundeskanzlers (Seipel), eine Stellungnahme des Bürgermeisters (Seitz) und zwei 
Stellungnahmen der großdeutschen Volkspartei veröffentlicht. Weder in der 
„Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ noch in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ sind 
dergleichen Stellungnahmen vorhanden. 
 Die Sitzung des Nationalrates, in der Stellung genommen wird zu den 
Ereignissen des 15.Juli, wird allerdings in jeder Zeitung behandelt. Bei einem Vergleich 
des Umfangs der abgedruckten Nationalratsreden so erkennt man, dass die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ am umfangreichsten und damit am detailliertesten darüber 
berichtet mit 44,7 %. Die „Neue Freie Presse“ liegt mit 29 % im Mittelfeld, während die 




In der Berichterstattung der drei Zeitungen finden sich Stellungnahmen von der 
christlichsozialen Arbeiterschaft, von der großdeutschen Partei, vom Bürgermeister 
Seitz, vom Bundeskanzler Seipel und auch die sehr bedeutsame Stellungnahme des 
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Nationalrates. Über die Sitzung des Nationalrates, im Vergleich zu den anderen 
Stellungnahmen, wird in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien 
Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ am detailliertesten berichtet. 
 
 
9.2.3.6. Wird der Berichterstattung der Zeitungen eine Mitschuld an dem 
Justizpalastbrand zugewiesen? 
 
Sowohl in der Berichterstattung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ als auch in 
der „Wiener Allgemeine Zeitung“ wird jeweils ein Statement veröffentlicht, dass den 
Zeitungen beziehungsweise der Berichterstattung in den Zeitungen eine Mitschuld an 
dem Brand des Justizpalastes gibt. Die „Neue Freie Presse“ veröffentlicht sogar zwei 
Statements die eine Mitschuld der Zeitungsberichterstattung thematisieren. Ein 
Vergleich der „Neue Freie Presse“ und der „Wiener Allgemeine Zeitung“ lässt 
erkennen, dass die letztgenannte Zeitung dieses Thema in einem Umfang von 32,3 % 
behandelt und die „Neue Freie Presse “ in einem Umfang von 43,1 % behandelt, 
während die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ dies in einem Umfang von 24,6 % tut. 
 
Fazit: 
Die Frage ob der Berichterstattung der Zeitungen eine Mitschuld am Brand des 
Justizpalastes zugewiesen wird, muss mit „Ja“ beantwortet werden, denn jede der drei 
untersuchten Zeitungen enthält ein Statement, das explizit den Zeitungen eine 
Teilschuld daran gibt. In der, in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“, veröffentlichten 
Rede des Nationalratsabgeordneten Otto Bauer erörtert dieser warum die Zeitungen eine 
Mitschuld an den Ereignissen tragen. Er sagt: „Ein Teil der Presse hat, bevor das 
Schwurgericht ein Urteil fällen konnte, schon das Urteil ausgesprochen und immer 
wieder das harte Wort „Mörder“ gebraucht (…).“183 Die Ansicht einer solchen 
Mitschuld, einer solchen Verhetzung teilt auch die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“. 
In einer Stellungnahme der großdeutschen Partei, die in der „Neuen Freien Presse“ 
veröffentlicht wird, erörtert diese, dass die wüsten Pressekampagnen der letzten Jahre 
und somit die Zeitungen eine Mitschuld an den Ereignissen des 15.Juli tragen. Die in 
dieser Zeitung veröffentlichte Rede des Bundeskanzlers im Nationalrat beinhaltet eine 
weitere Schuldzuweisung an die Presse.  
                                                 
183
 Wiener Allgemeine Zeitung, 27.07.1927, S. 1 
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9.2.3.7. Wenn es Schuldzuweisungen gibt zum Brand des Justizpalastes: Von 
welcher Seite wird welchen Institutionen / Parteien oder Journalisten eine 
Schuld zugewiesen? 
 
In der Berichterstattung der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ sind zwei 
Schuldzuweisungen zu finden, während die „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ acht 
und die „Neue Freie Presse“ sogar zwölf Schuldzuweisungen enthalten. Die Summe 
dieser Schuldzuweisungen teilt sich folgendermaßen auf die Zeitungen auf: 36,4 % in 
der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, 54,5 % in der „Neuen Freien Presse“ und 9,1 
% in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. Die nachfolgende Grafik dient der 










(Grafik 12: In der Berichterstattung vorhandene Schuldzuweisungen nach Anzahl im 
Vergleich der Zeitungen untereinander) 
 
Ein interessantes Bild ergibt sich bei der Betrachtung des Umfangs der 
Schuldzuweisungen im Vergleich der jeweiligen Zeitungen, denn die „Christlichsoziale 
Arbeiter-Zeitung“ und die „Neue Freie Presse“ enthalten diese fast im gleichen Umfang 
(nur 1,7 % Unterschied). Währenddessen enthält die „Wiener Allgemeine Zeitung“ 
Schuldzuweisungen nur in einem Umfang von 3,1 %. Die nachfolgende Grafik dient der 











(Grafik 13: In der Berichterstattung vorhandene Schuldzuweisungen nach Umfang im 
Vergleich der Zeitungen untereinander) 
 
Die „Neue Freie Presse“ enthält als einzige Zeitung zwei Schuldzuweisung der 
großdeutschen Partei. Laut dieser Partei tragen einerseits die sozialdemokratische Partei 
und andererseits der Bürgermeister Seitz jeweils eine große Schuld an der Tragödie des 
15.Juli. Diese Zeitung enthält zusätzlich noch als einzige zweimal eine 
Schuldzuweisung des Bundeskanzler Seipels. Dieser ist der Ansicht, dass der 
Bürgermeister eine wesentliche Schuld an den Ereignissen trägt, da dieser die 
angeforderte Militärassistenz verweigert hat. Die „Neue Freie Presse“ enthält, im 
Gegensatz zu den beiden anderen Zeitungen, ebenso zwei Schuldzuweisungen des 
Bürgermeisters. Darin beschuldigt dieser die Polizei durch ihre ungerechtfertigten 
Reiterattacken die Wut der Bevölkerung noch weiter gesteigert zu haben, bis diese 
schlussendlich den Justizpalast in Brand setzten. Seiner Ansicht nach ist die Polizei 
entgegen den Vorschriften von Gesetz und Menschlichkeit gegen die Bevölkerung 
vorgegangen und hat einfach geschossen, ohne direkt angegriffen worden zu sein. 
 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ enthält als einzige Zeitung eine 
Schuldzuweisung der christlichsozialen Partei gegen die sozialdemokratische Partei. 
 
In der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ finden sich zwei und in der „Neuen Freien 
Presse“ eine Schuldzuweisung der sozialdemokratischen Partei. Diese ist in allen drei 
Fällen der Ansicht, dass die Polizei durch deren Reiterattacken und die abgefeuerten 
Gewehrsalven die wesentliche Schuld an den Ereignissen trägt. 
 
167 
Die „Christlichsoziale Arbeiter Zeitung“ und die „Neue Freie Presse“ selbst erheben, im 
Gegensatz zu der „Wiener Allgemeinen Zeitung“, ebenso Anschuldigungen. 
Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ gibt sowohl dem Bürgermeister Seitz 
(zweimal) als auch der Staatsanwaltschaft (einmal) die Schuld an der Tragödie des 
15.Juli. Der Bürgermeister Seitz trägt Schuld da der die Militärassistenz verweigert hat 
und die Staatsanwaltschaft wegen ihrer Geschworenenauswahl die ersichtlich politisch 
motiviert war. Am öftesten wird allerdings der sozialdemokratischen Partei die Schuld 
an allem gegeben, dies passiert dreimal. Aber laut Ansicht der Zeitung trägt auch ein 
Teil der Bevölkerung Schuld an den Vorfällen. 
 Die „Neue Freie Presse“ hingegen kommentiert am öftesten (dreimal) die Schuld 
die Teilen der Bevölkerung tragen, genauer gesagt beschuldigt diese die Juden, denn 
diese hetzen die Bevölkerung nur auf. Aber auch die sozialdemokratische Partei bleibt 
nicht frei von Schuldzuweisungen durch diese Zeitung. Die Zeitung vertritt die 
Meinung, dass die sozialdemokratische Parteiführung es verabsäumt hat die 
Demonstration rechtzeitig zu ordnen. Der sozialdemokratischen Partei wird zusätzlich 
noch vorgeworfen durch ihre enorme Verhetzung und dem propagandieren eines, laut 




Überraschenderweise enthält keine der drei untersuchten Zeitungen eine 
Schuldzuweisung der sozialdemokratischen Partei gegen die christlichsoziale Partei. 
Die „Neue Freie Presse“ selbst betont dreimal die Schuld von Teilen der 
Bevölkerung an diesem Ereignis, ihr Hauptaugenmerk liegt allerdings in den 
Anschuldigungen gegen die sozialdemokratische Partei. Vom Umfang der anderen 
Schuldzuweisungen her betrachtet, bietet diese Zeitung ein recht ausgewogenes Bild. 
Die Schuldzuweisungen der Sozialdemokraten, der großdeutschen Partei, des 
Bundeskanzlers und des Bürgermeisters finden sich in der Berichterstattung dieser 
Zeitung wieder. 
 Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ selbst betont dreimal die Schuld der 
sozialdemokratischen Partei, zweimal die Schuld des Bürgermeisters, einmal die 
Staatsanwaltschaft (aufgrund ihrer Geschworenenauswahl) und einmal Teile der 
Bevölkerung an den Ereignissen des 15.Juli. Ansonsten enthält diese Zeitung nur noch 
eine Schuldzuweisung der christlichsozialen Partei. 
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Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ selbst tätigt im Gegensatz zu den beiden 
vorher genannten Zeitungen keine Anschuldigungen, sehr wohl aber enthält sie zwei 




9.2.3.8. Gibt die Berichterstattung Hinweise darüber wie der Brand des 
Justizpalastes hätte verhindert werden können? Zeigt die Berichterstattung 
politische Maßnahmen auf, die den Brand hätten verhindern können? 
 
In jeder der drei untersuchten Zeitungen finden sich mehrmals Hinweise darüber wie 
der Brand und auch die Unruhen hätten verhindert werden können. 
Die „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ selbst ist der Ansicht, dass die 
Auswirkungen der Demonstration verhindert hätten werden können, wenn 
Bürgermeister Seitz rechtzeitig die angeforderte militärische Assistenz zugelassen hätte. 
Explizit betont wird von der Zeitung auch, dass der Brand verhindert hätte werden 
können, wenn der Bürgermeister Seitz mehr Einsicht und weniger Selbstbewusstsein 
und Größenwahn gezeigt hätte. Die christlichsoziale Arbeiterschaft fordert in einer 
Stellungnahme die in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ abgedruckt ist die 
Änderung des Pressegesetzes, das ihrer Ansicht nach durch den missbräuchlichen 
Gebrauch und der gewissenlosen Hetze der Schund- und Revolverpresse zu dem Brand 
des Justizpalastes beigetragen hat. Infolgedessen hätte ein verändertes Pressegesetz den 
Brand verhindern können. Der christlichsoziale Nationalratsabgeordnete Leopold 
Kunschak ist der Ansicht, dass die Geschworenengerichte reformiert werden müssten. 
 Die „Neue Freie Presse“ selbst ist der Ansicht, dass im Wesentlichen zwei Dinge 
den Brand hätten verhindern können: Zum ersten hätte eine von der Parteiseite 
vorbereitete Demonstration die Folgen der spontanen Demonstration, also den Brand 
des Justizpalastes, verhindern können und zum zweiten wäre es niemals soweit 
gekommen, wenn die Polizei rechtzeitig durch das Bundesheer abgelöst worden wäre 
beziehungsweise grundlegend die „Armee“ rechtzeitig hinzugezogen worden wäre. Die 
großdeutsche Volkspartei meint in einer Stellungnahme die in der „Neuen Freien 
Presse“ abgedruckt ist, dass der Brand hätte verhindert werden können wenn rechtzeitig 
ausreichende Kräfte (Polizei, Bundesheer) eingesetzt worden wären. Weiters besteht die 
169 
Partei auf einer Pressereform184 und meint außerdem, dass sich die gesamte 
Bevölkerung Österreichs zusammenschließen und gesetzliche Maßnahmen entwickeln 
sollte um die Republik in Zukunft vor derartigen Bedrohungen zu schützen. Von der 
christlichsozialen Partei und gleichermaßen auch vom Bundeskanzler Seipel kommt die 
Forderung das Pressegesetz zu reformieren, da die darin vorkommenden zügellosen 
Hetzerein unbedingt unterbunden werden müssen. Der Bundeskanzler Seipel gibt 
zusätzlich an, dass der Brand hätte verhindert werden können, wenn der Bürgermeister 
früher die Militärassistenz angefordert hätte. 
 
In der Berichterstattung der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ finden sich zwei 
Maßnahmen, die in den anderen beiden Zeitungen auch schon vorgekommen sind. 
Bundeskanzler Seipel ist der Ansicht, dass es unbedingt zu einer Änderung des 
Gerichtswesen kommen und ein Pressereformentwurf entwickelt werden muss, letzteres 
um der Verhetzung in der Parteipresse Einhalt zu gebieten. Der Nationalratsabgeordnete 
Dr. Karl Renner meint, dass die Gerichtsbarkeit im allgemeinen geändert werden muss 
um eine derartige Unruhe zukünftig zu vermeiden. Das heißt die Geschworenen- und 
Berufsgerichte bedürfen einer Änderung und auch die Staatsanwaltschaft, da diese 
wiederholt nur die kleinen Verbrechen anklagt, die großen aber nicht. 
 
Fazit: 
Als richtige Maßnahmen die den Brand hätten verhindern können werden folgende 
aufgezählt: 
o vorbereitete Demonstration der sozialdemokratischen Partei 
o rechtzeitige Militärassistenz 
o Änderung / Reformierung des Pressegesetzes 








                                                 
184
 Schlussendlich wird es infolge der Vorfälle und der daraus entstandenen Notwendigkeit im November 
1929 eine Novelle des Pressegesetzes geben. 
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9.2.3.9. FAZIT - Berichterstattung zu dem Brand des Justizpalastes 
 
Es verwundert, dass die Berichterstattung der „Wiener Allgemeine Zeitung“ über die 
Unruhen und den Brand des Justizpalastes, im Vergleich zu den beiden anderen 
untersuchten Zeitungen, so gering ausfällt und gekennzeichnet ist durch eine fehlende 
Berücksichtigung unterschiedlicher Standpunkte. Die „Christlichsoziale Arbeiter-
Zeitung“ liefert diesmal sogar Berichte in einem größeren Umfang und die „Neue Freie 
Presse“ berichtet eindeutig am umfangreichsten über den 15.Juli 1927. Die 
Berichterstattung der letztgenannten Zeitung enthält Berichte in denen die 
verschiedensten Standpunkte berücksichtigt werden. 
 
Der Ausgang des Schattendorfer Prozesses wird in jeder der drei untersuchten 
Zeitungen als unmittelbarer und äußerer Grund für den Brand des Justizpalastes 
gesehen, obwohl die vorangegangen Fehlurteile sicherlich ebenso eine gewisse Rolle 
gespielt haben. Die Geschehnisse des 15.Juli werden außerdem in jeder Zeitung aufs 
tiefste verurteilt. Weiters finden sich in jeder Zeitung Statements die der 
Zeitungsberichterstattung eine Mitschuld an den Ereignissen geben. 
 
Die Artikel die die Zusammenkunft des Nationalrates zum Thema haben beinhalten die 
meisten Anschuldigungen. Derartige Schuldzuweisungen finden sich nicht nur von 
einzelnen Parteien, sondern auch von bestimmten Personen, allen voran vom 
Bundeskanzler und vom Bürgermeister. Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ und 




10. Resümee und Schlussfolgerungen 
 
Die vorliegende Arbeit versteht sich als Beitrag zur Erforschung und historischen 
Aufarbeitung des Vorfalles in Schattendorf, des Schattendorfer Prozesses und dem 
daraus resultierenden Brand des Justizpalastes.  
 
Das Hauptaugenmerk dieser Arbeit liegt auf der Beantwortung zweier Fragen. Zum 
ersten soll die Frage nach dem Umfang der Berichterstattung in der „Christlichsozialen 
Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 
geklärt werden und zum zweiten soll geklärt werden ob die Art und Weise der 




Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ berichtet am umfangreichsten über den 
Justizpalastbrand, während der Berichterstattung zum Schattendorfer Prozess am 
wenigsten Beachtung zukommt. Die „Neue Freie Presse“ hingegen berichtet am 
umfangsreichsten über den Vorfall in Schattendorf, auch in dieser Zeitung wird die 
Prozessberichterstattung am wenigsten behandelt. Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ 
hingegen berichtet am umfangreichsten über den Schattendorfer Prozess, wohingegen 
dem Justizpalastbrand die wenigste Beachtung zukommt. 
Es ist daher resümierend festzuhalten, dass die Berichterstattung in jeder der 
untersuchten Zeitungen unterschiedlich stark / intensiv über die jeweiligen Ereignisse 
berichtet. Die Vermutung, dass die Intensität der Berichterstattung in den drei Zeitungen 
mit den Ereignissen zunimmt, hat sich infolgedessen nicht bestätigt.  
 
 
Die Art und Weise der Berichterstattung über den Vorfall in Schattendorf in den drei 
Zeitungen ist unterschiedlich. Während die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ den 
Vorfall nur sehr allgemein thematisiert, konzentriert sich die „Neue Freie Presse“ 
augenscheinlich auf allgemeine Darstellungen zu dem Vorfall und expliziten 
Darstellungen der Frontkämpfervereinigung, obwohl sie andererseits das Verhalten der 
Frontkämpfer als empörender erachtet als das der Schutzbündler. Die „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ versuchte in ihrer Berichterstattung eine Ausgewogenheit zu 
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gewährleisten, indem Anschuldigungen beider Wehrverbände untereinander 
thematisiert wurden. 
Resümierend kann man festhalten, dass die Berichterstattung über den Vorfall in 
Schattendorf in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ am ausgewogensten dargestellt 
wird, da verschiedene Standpunkte berücksichtigt werden beziehungsweise Eingang in 
die Berichterstattung finden. 
 
Die Berichterstattung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ über den Schattendorfer 
Prozess ist, wie zuvor über den Vorfall in Schattendorf, sehr gering, denn sie enthält nur 
zwei allgemeine und sehr kurz gehaltene Prozessinformationen. Die Berichterstattung in 
der „Wiener Allgemeine Zeitung“ zeichnet sich auch hier durch eine Ausgewogenheit 
aus. Dies zeigt sich vor allem bei den Zeugenaussagen die in dieser Zeitung vorhanden 
sind, jeweils zehn Zeugenaussagen sowohl von Frontkämpfern, als auch von 
Schutzbündlern und von neutralen Personen. Im Gegensatz dazu besteht in der 
Berichterstattung der „Neuen Freien Presse“ ein Ungleichgewicht, da Zeugenaussagen 
von Mitgliedern des Republikanischen Schutzbundes viel weniger Beachtung geschenkt 
wird als Zeugen der Frontkämpfervereinigung. In der Gerichtssaalrubrik dieser Zeitung 
erkennt man die Bemühung neutral und ohne wertende Kommentare zu berichten, doch 
kann man zwischen den Zeilen durchaus Wertungen erahnen. Die 
Prozessberichterstattung der „Wiener Allgemeine Zeitung“ ist gekennzeichnet durch 
wertende Überschriften, ansonsten bemüht sich diese aber um eine möglichst nüchterne 
und sachliche Darstellung des Prozesses. 
Resümierend ist daher festzuhalten, dass die „Wiener Allgemeine Zeitung“ in 
ihrer Prozessberichterstattung die Leser umfassend informiert, da auch verschiedenen 
Standpunkten die gleiche Beachtung geschenkt wird. Allerdings enthalten die 
Überschriften dieser Zeitung eine direkte Wertung. 
 
Die Art und Weise der Berichterstattung über die Unruhen und den Justizpalastbrand in 
den drei Zeitungen ist sehr unterschiedlich. Die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ 
sieht in der sozialdemokratischen Partei die Schuldtragenden an den Ereignisse. Es 
verwundert sehr, dass die Berichterstattung in der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 
diesmal sehr gering ausfällt und auch verschiedene Standpunkte nicht berücksichtigt 
werden. Die „Neue Freie Presse“ berichtet am umfangreichsten über die Ereignisse des 
15.Juli 1927 und obwohl ihr Hauptaugenmerk auf Anschuldigungen gegen Teile der 
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Bevölkerung, vor allem gegen Juden, und auf Anschuldigungen gegen die 
sozialdemokratische Partei liegt, berichtet sie am ausgewogensten, da diese Zeitung 
trotz allem verschiedene Standpunkte in ihrer Berichterstattung berücksichtigt. 
Resümierend kann man festhalten, dass die „Neue Freie Presse“ den 
Justizpalastbrand am umfangreichsten thematisiert und zugleich die ausgewogenste 
Berichterstattung darüber enthält. 
 
 
Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ thematisiert den Vorfall in Schattendorf und den 
Schattendorfer Prozess sehr umfassend unter Berücksichtigung verschiedener 
Standpunkte. Obwohl diese Zeitung eindeutig an der sozialdemokratischen Partei 
orientiert ist, erkennt man dies nur an den Überschriften der Prozessberichterstattung 
(Mordprozeß). 
Die Berichterstattung der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“ vermittelt dem 
Leser eine deutliche Abneigung gegenüber der sozialdemokratischen Partei. 
„Die Neue Freie Presse“ informiert den Leser in ihrer Berichterstattung über den 
Justizpalastbrand sehr umfassend und berücksichtigt verschiedene Standpunkte. In 
jedem Leitartikel dieser Zeitung ist allerdings eine deutliche Abneigung gegen die 
sozialdemokratische Partei zu spüren und diese wird dort dementsprechend scharf kund 
getan. Diese Zeitung wird der liberalen Presse zugeordnet und als gemäßigt 
beschrieben, die Untersuchung der Berichterstattung ergibt allerdings eindeutig, dass 
diese Zeitung dem sozialdemokratischen Gedankengut und vor allem der 
sozialdemokratischen Partei gegenüber sehr negativ gestimmt ist. 
 
 
Im Laufe der Analyse ergeben sich weitere interessante Dinge, denn zum Beispiel ist es 
sehr fraglich warum die „Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ in ihrer Berichterstattung 
auf den Vorfall in Schattendorf und ebenso auf den Schattendorfer Prozess nicht näher 
eingegangen ist. Es wäre sicherlich ein Ansatz für zukünftige Studien dieser Frage 





 Eine weitere interessante Frage, die sich durch die Analyse der Berichte ergibt, 
ist warum sich in der Berichterstattung dieser drei untersuchten Zeitungen während des 
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I. genaue Auflistung der verwendeten Zeitungsseiten (inkl. Umfangsangabe) 
 




1. Vorfall in Schattendorf 
 
Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung - CsAZ 
05.02.1927: 
Seite 6  35 Zeilen 32 Zeilen allgemeine Ablaufsschilderung 
     3 Zeilen Vorfall verurteilt 
 
 
Neue Freie Presse - NFP 
31.01.1927: 
Seite 1 AB  35 Zeilen 16 Zeilen Anschuldigung gegen FKV 
     10 Zeilen Vorfall verurteilt 
      9 Zeilen Täter allgemein 
Seite 3 AB  95 Zeilen 59 Zeilen Darstellung Landesregierung 
     36 Zeilen allgemeine Darstellung 
     15 Zeilen Täter allgemein 
      7 Zeilen Täter Josef Tscharmann 
Seite 4 AB  163 Zeilen 54 Zeilen Darstellung RSB 
     90 Zeilen Darstellung FKV 
     19 Zeilen allgemeine Darstellung 
      4 Zeilen Anschuldigung gegen FKV 
     18 Zeilen Anschuldigung RSB gegen FKV 
     18 Zeilen Anschuldigung FKV gegen RSB 
 
01.02.1927 
Seite 1 MB  39 Zeilen 11 Zeilen Anschuldigung gegen RSB und FKV 
      7 Zeilen Vorfall verurteilt 
     12 Zeilen Anschuldigung gegen FKV 
      9 Zeilen Anschuldigung gegen RSB 
Seite 3 MB  15 Zeilen 15 Zeilen allgemeine Darstellung 
Seite 4 MB  227 Zeilen 127 Zeilen allgemeine Darstellung Fs. 
     60 Zeilen Darstellung Landesregierung 
40 Zeilen Darstellung FKV 
     13 Zeilen Täter Tscharmanns und Pinter 
184 
      7 Zeilen Anschuldigung gegen FKV 
      3 Zeilen Anschuldigung FKV gegen RSB 
Seite 5 MB  13 Zeilen 13 Zeilen Darstellung FKV Fs. 
Seite 3 AB  14 Zeilen 14 Zeilen Täter Josef Tscharmann 
 
02.02.1927 
Seite 3 MB  8 Zeilen  4 Zeilen Täter Josef Tscharmann 
     4 Zeilen Täter Johann Pinter 
Seite 4 MB  17 Zeilen 17 Zeilen Darstellung FKV 
     12 Zeilen Anschuldigung FKV gegen RSB 
Seite 1 AB  10 Zeilen 10 Zeilen Vorfall verurteilt 
 
 
Wiener Allgemeine Zeitung - WAZ 
01.02.1927 
Seite 1  16 Zeilen 16 Zeilen Vorfall verurteilt 
Seite 2  133 Zeilen 10 Zeilen Täter allgemein 
    16 Zeilen Anschuldigung RSB gegen FKV 
    79 Zeilen amtliche Darstellung Landesregierung 
    28 Zeilen Darstellung RSB 
Seite 3  129 Zeilen 94 Zeilen Darstellung FKV 
    17 Zeilen Anschuldigung FKV gegen RSB 
    18 Zeilen Anschuldigung gegen FKV 
 
02.02.1927 
Seite 1  28 Zeilen 12 Zeilen Täter Tscharmanns und Pinter 
     5 Zeilen Vorfall verurteilt 
   11 Zeilen Täter Josef Tscharmann 
Seite 2  20 Zeilen 20 Zeilen Täter Josef Tscharmann 
 
03.02.1927 
Seite 2  32 Zeilen 24 Zeilen Täter Josef Tscharmann 
     8 Zeilen Täter Tscharmanns und Pinter 
 
185 
2. Schattendorfer Prozess 
 
„Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung“ – CsAZ 
09.07.1927 
„Der Schattendorfer Prozeß“ (insgesamt 10 Zeilen) 
Seite 5  10 Zeilen 10 Zeilen kurz Prozessinformation 
 
16.07.1927 
„Der Schattendorfer Prozeß“ (insgesamt 15 Zeilen) 
Seite 5  15 Zeilen 15 Zeilen kurz Prozessinformation 
 
 
„Neue Freie Presse“ – NFP 
05.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Während der Versammlung der Schutzbündler 
und Frontkämpfer“ (insgesamt 477 Zeilen) 
Seite 3 AB 348 Zeilen 60 Zeilen allgemeine Prozessinformation   
    168 Zeilen Anklage 
    120 Zeilen Aussage Josef Tscharmann 
Seite 4 AB 129 Zeilen 129 Zeilen Aussage Josef Tscharmann Fs. 
 
06.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Verhöre der Angeklagten am ersten Tag“ 
(insgesamt 147 Zeilen) 
Seite 8 MB 147 Zeilen 40 Zeilen allgemeine Prozessinfo 
107 Zeilen Aussage Hieronymus  Tscharmann 
 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Das Zeugenverhör beginnt“ (insgesamt 208 
Zeilen) 
Seite 3 AB 208 Zeilen 23 Zeilen Prozessinformation 
    129 Zeilen Zeugenaussage RSB (Johann Grafl, Bgm.) 
    44 Zeilen Zeugenaussage FKV (Josef Grafl) 




„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Die Erzählungen aus beiden Parteilagern.“ 
(insgesamt 196 Zeilen) 
Seite 8 MB 119 Zeilen 21 Zeilen Zeugenaussage FKV (Michael Pinter) 
 22 Zeilen Zeugenaussage FKV (Andreas Grafl) 
 24 Zeilen Zeugenaussage FKV (Georg Schuh) 
 10 Zeilen Zeugenaussage FKV (Johann Schuh) 
 18 Zeilen Zeugenaussage RSB (Josef Schuh) 
 24 Zeilen Zeugenaussage FKV (Marie Tscharmann) 
Seite 9 MB 77 Zeilen 10 Zeilen Zeugenaussage FKV Fs. 
    36 Zeilen Zeugenaussage FKV (Josef Tscharmann) 
    27 Zeilen Zeugenaussage FKV (Georg Guttmann) 
     4 Zeilen Zeugenaussage FKV (Johann Müllner) 
 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf.“ (insgesamt 184 Zeilen) 
Seite 3 AB 184 Zeilen 15 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
 37 Zeilen Zeugenaussage FKV (Grimmel) 
 37 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Andreas Adrian) 
 23 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Johann Pinter) 
 16 Zeilen Zeugenaussage Kind RSB (Josef Pinter) 
 10 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Elisabeth 
      Spannkraft) 
 26 Zeilen Zeugenaussage FKV (Hieronymus Grafl) 
 11 Zeilen Zeugenaussage FKV (Marie Grafl) 
  5 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Ignaz 
    Gießenwehrer) 
  4 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Michael Guttmann) 
 
08.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Reibereien der Parteien“ (insgesamt 148 
Zeilen) 
Seite 10 MB 148 Zeilen 38 Zeilen Kommentar Zeitung 
    68 Zeilen Prozessinformation 
     9 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Johann Grafl) 
187 
    11 Zeilen Zeugenaussage FKV (Therese Bernhard) 
     6 Zeilen Zeugenaussage Neutral 
    16 Zeilen Zeugenaussage FKV (Andreas Grafl) 
 
„Religion: Rot. Die charakteristische Antwort eines Kindes im Schattendorfer Prozeß“ 
(insgesamt 56 Zeilen) 
Seite 1 AB 56 Zeilen 56 Zeilen Kommentar Zeitung 
 
09.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Dr. Blener nennt Preschitz den Urheber der 
Tragödie“ (insgesamt 179 Zeilen) 
Seite 8 MB 179 Zeilen 44 Zeilen Kommentar Zeitung 
    69 Zeilen Zeugenaussage RSB (Preschitz RSB) 
    46 Zeilen Zeugenaussage RSB (Michael Trankler) 
    20 Zeilen Zeugenaussage RSB (Alois Schmidl) 
 
10.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Die Sachverständigen greifen ein.“  
(insgesamt 128 Zeilen) 
Seite 14 MB 128 Zeilen 27 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
    14 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Johann Schaller) 
    15 Zeilen 2 Sachverständige 
     7 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Michael Zeltner) 
    65 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Johann Winter,Polizist) 
 
11.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Verbot der Parteiabzeichen für 
Zeugen“ (insgesamt 106 Zeilen) 
Seite 6 AB 106 Zeilen 11 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
    70 Zeilen Zeugenaussage FKV (Hauptmann Seifert) 
    25 Zeilen Zeugenaussage RSB (Josef Landgraf) 
12.07.1927 
„Die tödlichen Schüsse in Schattendorf. Einvernehmung des Kommandanten der 
Schattendorfer Frontkämpfer“ (insgesamt 84 Zeilen) 
188 
Seite 9 MB 84 Zeilen 9 Zeilen Prozessinformation 
 10 Zeilen Zeugenaussage Neutral 
 17 Zeilen Zeugenaussage FKV (Paul Ferstl) 
 10 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Trimmel) 
48 Zeilen Zeugenaussage FKV (Johann Schefberger) 
 
„Der Tag der Sachverständigen im Schattendorfer Prozeß. Das Gutachten der 
Gerichtsärzte“ (insgesamt 58 Zeilen) 
Seite 3 AB 58 Zeilen 10 Zeilen Prozessinformation 
    48 Zeilen 2 Gutachten von Gerichtsärzten 
 
13.07.1927 
„Der Tag der Sachverständigen im Schattendorfer Prozeß. Heute vormittag keine 
Verhandlung“ (insgesamt 157 Zeilen) 
Seite 8 MB 44 Zeilen 9 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
    35 Zeilen Gutachten von Gerichtsärzten 
Seite 9 MB 113 Zeilen 113 Zeilen Gutachten von Sachverständigen 
 
14.07.1927 
„Beginn der Schlußvorträge im Schattendorfer Prozeß. Siebenundzwanzig Schuldfragen 
werden den Geschwornen vorgelegt“ (insgesamt 297 Zeilen) 
Seite 8 MB 153 Zeilen 40 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
 6 Zeilen chemischer Sachverständiger 
 27 Zeilen Schuldfragen 
 80 Zeilen Plädoyer Staatsanwalt (Dr. Sacher) 
Seite 9 MB 144 Zeilen 61 Zeilen Plädoyer Dr. Sacher Fs. 
    83 Zeilen Plädoyer Dr. Reichard 
(Privatbeteiligtenvertreter) 
 
„Der Schlußtag des Schattendorfer Prozesses. Die Reden der Verteidigung“ 
(insgesamt 182 Zeilen) 
Seite 3 AB 182 Zeilen 5 Zeilen Prozessinformation 
131 Zeilen Plädoyer Dr. Riehl (Verteidiger Josef 
Tscharmann) 
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„Freispruch im Schattendorfer Prozess. Für die innere Abrüstung“ (insgesamt 127 
Zeilen) 
Seite 1 MB 88 Zeilen 88 Zeilen Kommentar / Kritik Zeitung 
Seite 2 MB 39 Zeilen 39 Zeilen Kommentar / Kritik Zeitung Fs. 
 
„Sämtliche Angeklagte im Schattendorfer Mordprozeß – freigesprochen. Das Publikum 
im Saal bleibt stumm.“ (insgesamt 134 Zeilen) 
Seite 12 MB 134 Zeilen 33 Zeilen Prozessinformation 
33 Zeilen Kritik Prozessausgang von Zeitung 
23 Zeilen Plädoyer Verteidiger (Dr. Foglar-Deinhardstein) 
31 Zeilen Urteilsveröffentlichung 
14 Zeilen Reaktion auf Urteil 
 
„Der Freispruch im Schattendorfer Prozeß“ (insgesamt 39 Zeilen) 
Seite 13 MB 39 Zeilen 27 Zeilen Reaktion auf das Urteil 
     8 Zeilen Kritik Prozessdurchführung 
 
 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ – WAZ 
06.07.1927 
„Der politische Mord von Schattendorf – Mittags-Bericht des Sensationsprozesses“ 
(insgesamt 375 Zeilen) 
Seite 1  31 Zeilen 25 Zeilen Prozessinformation 
     6 Zeilen Anklage 
Seite 2  234 Zeilen 102 Zeilen Anklage Fs. 
   50 Zeilen Prozessinformation 
82 Zeilen Aussage Josef Tscharmann 





„Zeugen im Schattendorfer Prozesse“ (insgesamt 394 Zeilen) 
Seite 4  297 Zeilen 46 Zeilen Prozessinformation 
    142 Zeilen Zeugenaussage RSB (Bgm. Johann Grafl) 
    72 Zeilen Zeugenaussage RSB (Josef Grafl) 
    17 Zeilen Antrag Dr. Reichardt (Kritik) 
    20 Zeilen Zeugenaussage FKV (Michael Pinter) 
Seite 5  97 Zeilen 21 Zeilen Zeugenaussage FKV Fs. 
    26 Zeilen Zeugenaussage FKV (Andreas Grafl) 
    50 Zeilen Zeugenaussage FKV (Georg Schuh) 
 
08.07.1927 
„Konflikt zwischen Staatsanwalt und Verteidiger Im Schattendorfer Prozeß“  
(insgesamt 246 Zeilen) 
Seite 10 246 Zeilen 6 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
    52 Zeilen Zeugenaussage FKV (Grimmel) 
    44 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Andreas Adrian) 
    10 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Johann Grafl) 
    48 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Johann Pinter) 
    31 Zeilen Zeugenaussage Kind RSB (Josef Pinter) 
    6 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Elisabeth 
    Spannkraft) 
    17 Zeilen Zeugenaussage FKV (Hieronymus Grafl) 
    18 Zeilen Zeugenaussage FKV (Marie Grafl) 
    8 Zeilen Zeugenaussage Kind Neutral (Ignaz 
    Giesenwehrer) 
    6 Zeilen Zeugenaussage Neutral (Michael Guttmann) 
 
09.07.1927 
„Der Schattendorfer Mordprozeß“ (insgesamt 58 Zeilen) 
Seite 1  58 Zeilen 28 Zeilen Prozessinformation 
    16 Zeilen Zeugenaussage Neutral 




„Die Geschwornen sollen keine Prozeß-Berichte lesen Verlangt der Vorsitzende im 
Schattendorfer Prozeß“ (insgesamt 218 Zeilen) 
Seite 4  218 Zeilen 25 Zeilen Prozessinformation 
    19 Zeilen Kritik + 38 Zeilen Erklärung 
28 Zeilen Zeugenaussage Neutral 
13 Zeilen Zeugenaussage RSB (Martin Frank) 
    23 Zeilen Zeugenaussage RSB (Franz Csmarits) 
    6 Zeilen Zeugenaussage RSB (Paul Csikovits) 
    10 Zeilen Zeugenaussage RSB 
    3 Zeilen Zeugenaussage RSB 
    6 Zeilen Zeugenaussage RSB 
    47 Zeilen Zeugenaussage RSB 
 
12.07.1927 
„Aussagen von Frontkämpferzeugen im Schattendorfer Prozeß“ (insgesamt 241 Zeilen) 
Seite 1  56 Zeilen 8 Zeilen Prozessinformation 
    48 Zeilen Zeugenaussage FKV (Anton Seifert, Führer) 
Seite 2  185 Zeilen 63 Zeilen Zeugenaussage FKV Fs. 
    26 Zeilen Zeugenaussage FKV 
    19 Zeilen Zeugenaussage FKV 
     7 Zeilen Zeugenaussage Neutral 
    59 Zeilen Zeugenaussage FKV 
11 Zeilen Prozessinformation 
 
13.07.1927 
„Die Sachverständigen-Gutachten im Schattendorfer Prozeß Mittagsbericht der 
Verhandlung“ (insgesamt 215 Zeilen) 
Seite 10 215 Zeilen 31 Zeilen allgemeine Prozessinformation 
 130 Zeilen Sachverständige Gerichtsarzt1 
 18 Zeilen Sachverständige Gerichtsarzt 2 





„Das Plädoyer Walter Riehls Das Urteil im Schattendorfer Prozeß wird heute abends 
gefällt“ (insgesamt 109 Zeilen) 
Seite 10 109 Zeilen 9 Zeilen Prozessinformation 
68 Zeilen Plädoyer Riehl (Josef Tscharmann) 





Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung – CsAZ 
23.07.1927 
Seite 1  52 Zeilen 22 Zeilen Unruhen verurteilt & unberechtigte Reaktion 
     28 Zeilen Grund Urteil 
    10 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen SDAP 
     9 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen Bgm. Seitz 
    5 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen Staatsanwalt 
Seite 2  215 Zeilen  3 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen Staatsanwalt Fs. 
    35 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen SDAP 
     7 Zeilen unberechtigte Reaktion 
     9 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen Bgm. Seitz 
    33 Zeilen Maßnahmen (Zeitung, Zeitung) 
    47 Zeilen Schuldzuweisung CSP gegen SDAP 
     8 Zeilen Mitschuld der Zeitungen 
73 Zeilen Stellungnahme christliche Arbeiterschaft 
Seite 3  291 Zeilen 142 Zeilen Stellungnahme christliche Arbeiterschaft Fs. 
    15 Zeilen Maßnahme (christliche Arbeiterschaft) 
    149 Zeilen amtliche Darstellung 
Seite 4 110 Zeilen 103 Zeilen amtliche Darstellung Fs. 
 
30.07.1927 
Seite 1  28 Zeilen  3 Zeilen Grund Urteil 
    25 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen SDAP 
Seite 2  346 Zeilen 346 Zeilen Rede / Stellungnahme Nationalrat 
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     7 Zeilen Grund Urteil 
    20 Zeilen Maßnahme (Nationalrat Kunschak) 
 
 
Neue Freie Presse – NFP 
18.07.1927 
Seite 1 AB 27 Zeilen 16 Zeilen Grund Urteil 
    7 Zeilen Maßnahme (Zeitung) 
    4 Zeilen Unruhen verurteilt 
Seite 2 AB 162 Zeilen 162 Zeilen allgemeine Darstellung 
     5 Zeilen anderer Grund (Zeitung) 
     4 Zeilen Grund Urteil 
     4 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen 
Bevölkerungsteile 
Seite 3 AB 342 Zeilen 342 Zeilen allgemeine Darstellung 
    18 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen 
Bevölkerungsteile 
Seite 4 AB 310 Zeilen 63 Zeilen allgemeine Darstellung Fs. 
    28 Zeilen Augenzeugenbericht 
219 Zeilen Augenzeugenbericht 
Seite 5 AB 309 Zeilen 118 Zeilen Augenzeugenbericht Fs. 
114 Zeilen allgemeine Darstellung 
    77 Zeilen Augenzeugenbericht 
Seite 6 AB 315 Zeilen 65 Zeilen Augenzeugenbericht 
    250 Zeilen allgemeine Darstellung 
     3 Zeilen Maßnahme (Zeitung) 
Seite 7 AB 116 Zeilen 116 Zeilen allgemeine Darstellung Fs. 
    11 Zeilen Schuldzuweisung zu Bevölkerungsteilen 
Seite 8 AB 84 Zeilen 56 Zeilen polizeiliche Darstellung 
    10 Zeilen Schuldzuweisung SDAP gegen Polizei 
    28 Zeilen allgemeine Darstellung 
    8 Zeilen Maßnahme (Zeitung) 




Seite 1 MB 23 Zeilen 23 Zeilen Schuldzuweisung Zeitung gegen 
        Sozialdemokraten 
Seite 5 MB 49 Zeilen 49 Zeilen Vertrauenskundgebung der großdeutschen Partei 
     5 Zeilen Unruhen verurteilt 
    11 Zeilen Schuldzuweisung großdeutsche Partei gegen 
Bürgermeister Seitz 
    7 Zeilen Maßnahme (großdeutsche Partei) 
    5 Zeilen Maßnahme (großdeutsche Partei) 
Seite 7 MB 88 Zeilen 44 Zeilen Augenzeugenbericht 
    44 Zeilen Augenzeugenbericht 
 
20.07.1927 
Seite 1 AB 42 Zeilen  5 Zeilen Vorfall verurteilt 




Seite 1 MB 5 Zeilen  5 Zeilen Schuldzuweisung Bürgermeister gegen Polizei 
Seite 3 MB 69 Zeilen 69 Zeilen Bericht Bürgermeister 
    11 Zeilen Grund Urteil 
     8 Zeilen Schuldzuweisung Bürgermeister gegen Polizei 
 
24.07.1927 
Seite 7 MB 107 Zeilen 71 Zeilen Stellungnahme großdeutsche Partei 
     3 Zeilen Grund Urteil 
     8 Zeilen anderer Grund & Mitschuld Presse 
     3 Zeilen Maßnahme (großdeutsche Partei) 
     21 Zeilen Schuldzuweisung großdeutsche Partei gegen 
Sozialdemokraten 
  36 Zeilen Stellungnahme christlichsoziale Partei 
     3 Zeilen Unruhen verurteilt 




Seite 1 AB 80 Zeilen 80 Zeilen Stellungsnahme Nationalrat 
     6 Zeilen Grund Urteil 
     5 Zeilen anderer Grund (Seipel) 
     7 Zeilen Maßnahme (Seipel) + Schuldzuweisung 
Bundeskanzler gegen Bürgermeister 
Seite 2 AB 302 Zeilen 302 Zeilen Stellungnahme Nationalrat Fs. 
    18 Zeilen Grund Urteil 
    6 Zeilen Mitschuld Presse 
    5 Zeilen Maßnahme (Bundeskanzler Seipel) 
     9 Zeilen Maßnahme (Seipel) 




Wiener Allgemeine Zeitung – WAZ 
19.07.1927 
Seite 3  41 Zeilen 35 Zeilen Darstellung von Augenzeugen (zu Brand) 




Seite 1  20 Zeilen  17 Zeilen Unruhen verurteilt (von Zeitung) 
Seite 3  71 Zeilen 71 Zeilen allgemeine Darstellung 
 
23.07.1927 
Seite 1  13 Zeilen  6 Zeilen Grund Urteil 
 3 Zeilen Unruhen verurteilt 
 4 Zeilen anderer Grund 
(Appell der Wiener Allgemeinen Zeitung) 
 
27.07.1927 
Seite 1  135 Zeilen 135 Zeilen Stellungnahme Nationalrat 
 9 Zeilen Grund Urteil 
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14 Zeilen Mitschuld Presse (laut Bundeskanzler Seipel) 
Seite 2  121 Zeilen 121 Zeilen Stellungnahme Nationalrat Fs. 
 28 Zeilen Maßnahme (Bundeskanzler Seipel) 
 7 Zeilen Grund Urteil (Otto Bauer) 
Seite 8  258 Zeilen 258 Zeilen Stellungnahme Nationalrat Fs. 
  9 Zeilen berechtigte Reaktion 
  8 Zeilen Schuldzuweisung Otto Bauer gegen Polizei 
 
28.07.1927 
Seite 1  63 Zeilen 63 Zeilen Stellungnahme Nationalrat 
Seite 2  207 Zeilen 207 Zeilen Stellungnahme Nationalrat Fs. 




Vorfall in Schattendorf 
 
 
1.) Christlichsoziale Arbeiter-Zeitung 
2.) Neue Freie Presse 
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Der Vorfall in Schattendorf am 30.Jänner 1927 und seine Folgen. Eine Inhaltsanalyse 
des Vorfalles in Schattendorf, des Schattendorfer Prozesses und des Justizpalastbrandes 
im Jahre 1927. 
 
Zentrales Forschungsinteresse dieser Magisterarbeit ist der Zusammenstoß der 
Frontkämpfervereinigung und des Republikanischen Schutzbundes in der 
burgenländischen Gemeinde Schattendorf vom 30.Jänner 1927, in dessen Verlauf ein 
Kind und ein Kriegsinvalide erschossen wurden, und seine Folgen. Der Prozess der im 
Juli des gleichen Jahres stattfand, endete mit einem Freispruch der Angeklagten, 
woraufhin sich die Arbeiterschaft am darauffolgenden Morgen formierte und in der 
Wiener Innenstadt demonstrierte. Im Verlauf dieser Demonstration wurde der 
Justizpalast von der wütenden Menge in Brand gesetzt. 
Neben ausführlichen Informationen über den Journalismus, den Begriff der 
journalistischen Qualität und den Politikjournalismus beziehungsweise die Parteipresse, 
werden vor allem die Lokalberichterstattung und die Gerichtsberichterstattung näher 
beleuchtet. Besondere Aufmerksamkeit kommt sowohl der gesellschaftlichen, 
innenpolitischen und pressegeschichtlichen Situation der 1. Republik als auch der 
Militärisierung durch Wehrverbände in der 1. Republik zu.  
 Nach einer genauen Auseinandersetzung mit den vorher genannten Ereignissen 
und den methodischen Erläuterungen, folgt die Analyse der diesbezüglichen 
Zeitungsberichterstattung in der „Christlichsozialen Arbeiter-Zeitung“, der „Neuen 
Freien Presse“ und der „Wiener Allgemeinen Zeitung“. Das Hauptaugenmerk liegt 
einerseits in der Analyse des Umfangs der Berichterstattung zu den drei Ereignissen und 
andererseits in der Untersuchung der Art und Weise der veröffentlichten Artikel. 
 
Ziel und Motivation dieses Thema in der vorliegenden Magisterarbeit zu 
bearbeiten, ist der Wunsch ein Bewusstsein für die weitereichenden Folgen des 
Schattendorfer Zusammenstoßes zu schaffen und die Vorgeschichte des 
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